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Maria aus dem Gerichtsfenster der Bessererkapelle des Ulmer Münsters
1480 n.Chr.

Aus
Rudolf Alexander Schröders
Weihnachtslieder

Und Joseph ging hinein und ließ
Die Tür gelehnt. Und sieh,

Ein Glanz war's wie vom Paradies
Und in dem Glanz Marie.

Die Mutter lag auf beiden Knien
Vor Kripp und Kindelein,

Davon viel hellere Freude schien
Denn Sonn und Mondenschein.

Nach drang die Schar und kniet' im Nu
Und huldigte dem Kind.

Und Engel flogen ab und zu
Mit Düften so gelind,

Als müßten Blumen allerhand
Im Schnee gewachsen sein;

Und wo die Schindeln klafften, stand
Der Stern und sah herein.

Und „Sei dem höchsten Lob und Dank'
Scholl droben vom Gezelt

„ Und Fried auf Erden " der Gesang;
Und Gott war in der Welt.

Ein frohes Christfest
und ein gnadenreiches neues Jahr

wünscht Ihnen Ihre

Europäische Ärzteaktion



Herrn Bundesarbeitsminister und
stellv. Bundesvorsitzender der CDU Norbert Blüm
Arbeitsministerium

5300 Bonn

Sehr verehrter Herr Minister, lieber Parteifreund,

da ich Sie persönlich immer außerordentlich schätzte
und in vielen Fragen, z. B. in der Frage Uta Ranke-Hei-
nemann oder Ihrer hervorragenden Kritik gegen das
Politspektakel des sog. Deutschen Evang. Kirchen-
tags immer einig war, hoffe ich, daß Sie meine Kritik
betr. der Menschenrechtsverletzungen in Chile nicht
übel nehmen werden.
Sie überspielten den Bundesinnenminister mit seinen
durchaus sachlichen Bedenken und seiner nicht ab-
geschlossenen Meinungsbildung emotional mit Hilfe
der Massenmedien. Ich verstehe zwar Ihren berech-
tigten Zorn über jede Art Folter. Ihr Auftreten, das zum
Konflikt führen mußte, zwang aber die CSU zum Wi-
derspruch und schuf damit eine öffentliche Optik, die
Minister Zimmermann und die gesamte CSU in der Öf-
fentlichkeit als eine Art Verteidiger der Folter und der
Verhängung der Todesstrafe gegen jene 14 Chilenen
erscheinen lassen mußte. Dies ist eine schwere Schä-
digung des Ansehens der CSU. Warum konnte man
nicht nach Ihrer Rückkehr diese Fragen in Ruhe be-
sprechen und die Beweise für die Folterungen auf den
Tisch legen?!
Was hat Sie hier veranlaßt, diesen zweifellos falschen
Weg in die Öffentlichkeit zu einem Zeitpunkt zu wäh-
len, als die Fragen in Bonn noch nicht ausdiskutiert
waren?! Siehe dazu die heutigen Artikel in der
„WELT"!
Als einer der Deutschen, die sich im Dritten Reich,
während des Krieges und sofort nach dem Kriege am
meisten für die Moralische Aufrüstung Deutschlands
und Europas einsetzten, und der deshalb schon als
Student zwei Verfahren bekam und im Kriege dreimal
strafversetzt wurde wegen dieses Einsatzes, bin ich
mit all diesen Fragen außerordentlich vertraut. Aber
gerade, weil wir den Kampf um die Menschenrechte
und die untrennbar mit jedem „Recht" verbundenen
Menschenpflichten mehr als die meisten Deutschen
und Europäer geführt haben, halte ich Ihren harten An-
griff gegen General Pinochet in diesem Augenblick
und dieser Form nicht für hilfreich.
Vor allem bin ich der Überzeugung, daß keiner unserer
Minister ein moralisches Recht, geschweige denn die

Pflicht hat, in dieser moralisierenden Form den chileni-
schen Staatschef öffentlich zu beschimpfen, solange
die Menschenrechtsverletzungen in unserem Land
zum mindesten quantitativ ein Vielfaches dessen be-
deuten, von dem, was in Chile geschieht. Denn die Zu-
todemarterung von jährlich wenigstens 250.000 der
wehrlosesten und unschuldigsten menschlichen We-
sen, der ungeborenen Kinder, wird in Chile immer
noch durch das Strafgesetz geahndet, während es bei
uns staatlich finanziert und gefördert wird. Wir wissen
heute, daß die ungeborenen Kinder schon mit 10 Wo-
chen Schmerz empfinden und Todesangst haben und
ein Bewußtsein besitzen. Wir stellen Ihnen zum Be-
weis gerne den Film „Der stumme Schrei" zur Verfü-
gung, in dem Sie im Ultraschall die Folterung und Er-
mordung eines ungeborenen Menschen verfolgen
können.
Wenn man bei uns ein „Wirbeltier" so quälen und töten
würde, käme man auf Grund unseres Strafgesetzes
ins Gefängnis. Aber bei einem ungeborenen Men-
schen erhalten wir Ärzte für das Foltern und Töten
Geld. Der bekannte Bonner Strafrechtler Professor
Isensee, kommt deshalb juristisch zu der Folgerung:
„Der Staat tötet!"
Ich weiß zwar, daß Sie selbst immer ein Gegner der
Abtreibungsfreigabe waren. Ich habe aber dennoch
nie erlebt, daß Sie im Fernsehen mit solcher Leiden-
schaft diese Massentötungen angegriffen hätten, die
im Gegensatz zu den 14 Chilenen (siehe die heutige
Ausgabe der „WELT") vollkommen wehrlos und un-
schuldig sind.
Was mich, ebenso wie im Falle der weltweiten „Apart-
heid" gegen Südafrika - im Falle Chile ebenfalls stört,
ist die Tatsache, daß wir mit dieser Vehemenz uns le-
diglich gegen Länder wenden, die von uns mit abhän-
gig sind, sich nicht wehren und uns schaden können,
während wir mit Ländern, wie der Sowjetunion, Rot-
china oder der DDR außerordentlich höflich und sanft
umgehen und uns hüten, sie so zu behandeln.
Diese unehrliche und heuchlerische Einseitigkeit
zwingt dann all jene, die angesichts der eigenen Ver-
stöße gegen das Menschenrecht diese Form des öf-
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fentlichen Angriffs als pharisäerhaft empfinden, wie-
derum dagegen Stellung zu nehmen und damit für
viele den Eindruck zu erwecken, als seien sie für Fol-
ter, Todesstrafe und Apartheid. Auch Sie selbst, Herr
Minister, sind Mitglied eines Kabinetts, das nicht be-
reit ist, die Gewissensfreiheit der Krankenkassenmit-
glieder, zu denen auch die Kirchen als Arbeitgeberin-
nen gehören, oder gar das Lebensrecht der ungebore-
nen Kinder voll zu respektieren. Sie tragen deshalb die
volle Verantwortung für diesen, biblisch gesprochen,
größten Greuel der Vernichtung unserer eigenen Zu-
kunft mit. Und deshalb, sehr verehrter Herr Minister,
empfinde ich Ihren Auftritt gegen Chile, der zudem mit
dem Innenminister nicht abgesprochen war, entweder
als Heuchelei oder als Effekthascherei auf Kosten von
Leuten, die sich dagegen nicht wehren können.
Bei der letzten Menschenrechtstagung der Adenauer-
stiftung meldete ich mich bei der Pressekonferenz als
Herausgeber des Blattes „Medizin und Ideologie"
sehr lange vergeblich zum Wort, um die Frage zu stel-
len, wie es denn bei uns mit den Menschenrechten der
ungeborenen Kinder aussehe. Herr Dr. Geißler aber
übersah meine hochgestreckte Hand geflissentlich,
da er sich vermutlich über meine Frage klar war.
Abgesehen vom Menschenrecht auf Leben für die un-
geborenen Kinder wird auch das in Art. 1 GG gefor-
derte Recht auf Menschenwürde und Ehre der Frauen
und Mädchen in Chile und Südafrika noch durch das
Strafgesetz gegen die übelste pornographische Aus-
beutung geschützt, während bei uns jeder schmutzige
Sexualpsychopath, Peepshowbesitzer, homo- oder
bisexuelle Zuhälter und jeder bundesdeutsche Sozial-
minister (siehe beiliegende AIDS Anweisungen des
hessischen Sozialministeriums!) seine abartigen Nei-

OHNE RISIKO
Das Afterlecken ist an sich ungefährlich,
sollte aber bei Verletzungen im Anal- oder
Mundbereich unterlassen werden, um
einen Austausch von Körperflüssigkeit zu
vermeiden. Bei der in den USA weit ver-
breiteten homosexuellen Technik des
„Fistfucking" (Einführen der Hand)
kommt es oft zu Verletzungen. Trotzdem
besteht kaum ein Ansteckungsrisiko.
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gungen abreagieren können. Als Träger des „Ordens
wider den tierischen Ernst" werden Sie sicherlich
schmunzeln, daß dieser Minister wenigstens im letz-
ten entscheidenden Punkt seiner perversen Dienstan-
weisungen die Durchführung des Schwäbischen,
bzw. Ulmer Grußes („Anilingus") noch für "risikolos"
erklärt hat. So braucht er wenigstens vor Bürgern, die
nach engem „sozialem" Kontakt suchen und ihm den
Gruß von Götz entbieten, keine Angst zu haben! Pro-
blematisch könnte die Sache nur dann werden, wenn
General Pinochet über diese risikolose Möglichkeit
bundesdeutscher „Zärtlichkeit" informiert würde und
dann auf die Idee käme, dem nächsten bundesdeut-
schen Politiker „ohne Risiko" die Rückseite zu zeigen!

Verzeihen Sie, wenn ich all diese Leute, die nichts an-
deres anzubieten haben als Kondome, nicht mehr
ernst nehmen kann!
Dazu gehört auch die so poesievolle Kondompropa-
ganda Ihrer Kollegin Frau Rita Süßmuth, die immerhin
erreichte, daß mein sechsjähriger Großneffe nach
dem Kindergarten seine Großmutter aufzuklären
suchte: „Weißt du, Großmutter, wenn man sich lieb
hat, muß man einen Gummi nehmen, dann wird man
nicht AIDS-krank!"
Hier gäbe es noch viele Möglichkeiten, um die reaktio-
nären und rückständigen Regierungen von Chile und
Südafrika auf den Tugendpfad des bundesdeutschen
Fortschrittes zu bringen!
Auch das wäre in Chile noch nicht möglich, was ich am
22.7.87 bei einem Fernsehgespräch im Südwest 3 er-
lebte, wo ich gegen einen sog. Ehe- und Jugendbera-
ter der Hamburger Caritas (Coellen) diskutieren
mußte. Er nannte es unter der Zustimmung der aller-
meisten anwesenden Jugendlichen „verbrecherisch",
wenn man die jungen Leute vor der Ehe nicht in das
Sexualverhalten einübe! Die Fernsehreporterin fragte
mindestens ein Dutzend Frauen und Mädchen über
ihre Sexerfahrungen aus. Für sie und offensichtlich
auch die meisten Anwesenden war es selbstverständ-
lich, daß voreheliche Enthaltsamkeit etwas Anormales
ist. Mein Hinweis darauf, daß jemand, der nur „Gasge-
ben" gelernt hat, aber weder Steuern noch Bremsen
oder gar Halten kann, nur Pannen und Unfälle produ-
zieren, kann, fand keine große Gegenliebe bei der
Mehrheit.
Natürlich haben wir alle nach den Erfahrungen des
Dritten Reichs, und aller kommunistischen Staaten
und der Inquisition und Hexenprozesse usw., eine
tiefe Abscheu gegen alle Foltermethoden. Man kann
aber, wie bei uns, ein Volk durch die hemmungslose
Propaganda sog. „Menschenrechte", die von den un-
trennbar eigentlich dazugehörigen „Menschenpflich-
ten" isoliert wurden, in seinen geistigen, moralischen,
gesetzlichen und biologischen Fundamenten zerstö-
ren.

Im Neuen Testament ist zuerst von den Menschen-
pflichten die Rede. Und selbst das „Recht auf Leben",
das bei uns für die ungeborenen Kinder faktisch außer
Kraft gesetzt wurde, ist von der Natur der Sache her
gebunden an die Pflicht, das Lebensrecht des Näch-
sten und des eigenen oder anderen Volkes zu respek-
tieren. Das Lebensrecht wird "verwirkt" wenn ich dem
anderen sein Leben böswillig vernichte. Der Schächer
am Kreuz sagt deshalb: Wir sind mit recht in dieser
Lage und wir empfangen, was unsere Taten (Anm. als
Terroristen!!) wert sind! Paulus und Jesus selbst aner-
kennen das Recht des Staates, „das Schwert zu füh-
ren" ausdrücklich. Die Abschaffung der Todesstrafe
als Sühne für einen Mord und den radikalen Bruch des
göttlichen und menschlichen Rechtes ist deswegen
keineswegs eine „christliche" Angelegenheit, sondern
eine humanistisch-freimaurerische Zielsetzung, der
es darauf ankommt, den zentralen Gedanken des
christlichen Glaubens zu beseitigen: Daß Gott der Va-
ter seinem Sohn Jesus Christus die Todesstrafe am
Kreuz auferlegte als Sühne für unsere Schuld. Die reli-
giösen Konsequenzen für das Gesamtbewußtsein in
unserem Volk, die die Beseitigung des Sühnegedan-
kens aus Strafgesetz und Strafvollzug hatte, können
Sie an der wachsenden Zahl von Stimmen auch aus
den Kirchen sehen, die dieses zentrale christliche
Dogma restlos ablehnen und, wie jetzt gerade ein
evang. Pfarrer, diesen Gott, der seinen eigenen Sohn
kreuzigen ließ, einen „üblen brutalen Schlächter"
nannte. Wenn jeder Massenmörder ein absolutes Le-
bensrecht besitzt, das durch keine noch so scheußli-
che Tat verwirkt werden kann, dann wurde damit die
mit allen Rechten der Natur verbundene Pflicht, dieses



Recht beim anderen Menschen zu achten, grundsätz-
lich beseitigt. Wir haben nun das „Recht" zum Mas-
senmord, ohne die letzte Konsequenz fürchten zu
müssen! Denn es gibt keine volle Sühne mehr für den
Mord! Ja man darf einen Massenmörder nicht einmal
mehr verprügeln, denn das wäre eine Verletzung sei-
ner „Menschenwürde" und seiner „Menschenrechte"!
Gleichzeitig darf man aber 300.000 unschuldige wehr-
lose ungeborene Kinder zum Tode verurteilen und hin-
richten lassen und sich angesichts dieser schreckli-
chen Menschenrechtsverletzungen noch öffentlich
aufregen wegen angeblicher Menschenrechtsverlet-
zungen gegen Terroristen. Herr Minister, Sie sind
doch sonst nicht auf den Kopf gefallen! In was haben
Sie sich hier (- von Ihrem Kollegen Dr. Geißler -) hin-
einmanövrieren lassen?! Und nun wollen Sie uns auch
noch die Terroristen und Mörder ins Land hereinholen,
damit sie völlig straflos weitermachen können.
Darf ich Ihnen noch zwei wesentliche Gedanken zur
Überlegung im Zusammenhang mit den „Menschen-
rechten" schreiben:
Zum Ersten die Frage der richtigen und falschen „To-
leranz":
Als Mediziner kenne ich zwei verschiedene Arten von
Toleranz im Organismus: Das eine ist die lebensnot-
wendige TOLERANZ GEGEN DIE ANDERSARTIG-
KEIT: Der Organismus besteht aus ganz verschieden-
artigen Zellen und Organen, die in einer hierarchi-
schen Struktur und auch Wertigkeit zusammenwirken
und ihre Verschiedenartigkeit „tolerieren". Es gibt hier
keinen „Konformismus" sondern echte „PLURALI-
TÄT".
Daneben gibt es aber auch die "TOLERANZ GEGEN
DIE BÖSARTIGKEIT", die im Falle der Tolerierung
bösartiger Krebszellen, Viren, Bazillen oder Gifte zum
Tod des Organismus führt. Diese völlige „Gleichbe-
wertung" von Gut und Böse mit dem unbeschränkten
„Recht auf Selbstverwirklichung", die man soziolo-
gisch als „PLURALISMUS" bezeichnet, zeigt den Ver-
lust des gemeinsamen Leitbildes von „gesund" und
„krank" an und kann auch als „Immunschwäche" be-
zeichnet werden. Es ist sicher kein Zufall, daß die Er-
krankung des Immunsystems und die Zerstörung aller
Abwehr (AIDS) als Seuche im selben Augenblick auf-
tritt, wie die dazu analoge „Erkrankung" des Volksor-
ganismus an der Zerstörung und Beseitigung der
wichtigsten Abwehrkräfte und Abwehrsysteme des
gesellschaftlichen Organismus. Beim AIDS-kranken
Körper wird vor allem die Möglichkeit beseitigt, die
bösartigen Zellen durch die sog. „Killerzellen" aufzu-
spüren und zu vernichten. Zwar hat der Organismus
manchmal noch die Möglichkeit, Bazillen oder klei-
nere Krebsmetastasen abzukapseln, also sie einzu-
sperren. Wenn es dann aber aus irgend einem Anlaß
zu einer Schwächung des Gesamtorganismus und der
noch vorhandenen Abwehrkräfte kommt, bricht die
Krankheit wieder aus und die Revolution der Krebszel-
len gegen das Leitbild des Organismus mit der Ent-
hemmung der Vermehrungsenergie der Zellen (sexu-
elle Revolution) tötet den Körper. Analog bedeutet der
Verlust des höheren Leitbildes und die Enthemmung
der „Vermehrungsenergie", also der Sexualität, fast
immer den Untergang der betr. Kultur (Prof. I. D. Un-
win, Oxford, „Sex and Culture", Oxford-Press).

Sie selbst kennen als Politiker jenen Prozeß der syste-
matischen Beseitigung aller schützenden Strafge-
setze gegen die Zerstörung der geistlichen, geistigen,
moralischen und dadurch auch biologischen Grun-
dordnungen und Grundrechte unseres Volkes und
Staates in den letzten 25 Jahren. Im Grunde begann
es aus verständlichen emotionalen Gründen mit der
Beseitigung der durch Hitler diskreditierten und miß-
brauchten Todesstrafe. Aber der Mißbrauch einer Sa-
che hebt niemals die Notwendigkeit des richtigen Ge-

brauch auf „Abusus non tollit usum!". Dann folgte die
Freigabe der Gotteslästerung und Blasphemie (§ 166
StGB) und damit die praktische Außerkraftsetzung der
Präambel der Verfassung (Verantwortung vor Gott).
Danach wurden alle auf diese Verantwortung bezoge-
nen folgenden Grundgesetzartikel praktisch außer
Kraft gesetzt durch entsprechende Änderungen des
Strafgesetzes. Artikel 1 (Schutz der Menschenwürde)
wurde durch die Freigabe der Pornographie und aller
Perversitäten ausgehöhlt. Artikel 2 (Recht auf Leben)
durch die praktische Freigabe der Abtreibung. Artikel
4 (Recht auf Gewissensfreiheit) durch die staatliche
Vergewaltigung des Gewissens von Krankenkassen-
mitgliedern und Ärzteschaft durch die Zwangsfinan-
zierungen der Massentötungen durch die Kassen und
die Kassenärztlichen Vereinigungen. Artikel 5 (Recht
auf Meinungsfreiheit und Freiheit der Kunst) wurde in
Wirklichkeit durch das Meinungsbildungsmonopol
der Massenmedien und die damit verbundene syste-
matische Desinformation oder auch Verleumdung zu
einer regelrechten Meinungsdiktatur. Die Freiheit der
Kunst wurde zum „Recht" unter dieser Parole die Kul-
tur und ihre geistigen und moralischen Grundlagen zu
zerstören. Artikel 6 (Schutz von Ehe, Familie, Jugend
und Kindererziehung) wurde praktisch beseitigt durch
Aufhebung der Ehegesetze, Beseitigung des Schuld-
prinzips bei Scheidung, Aufhebung des Kuppeleipa-
ragraphen, Zwangs-Schul-Sexualkunde, Ermögli-
chung der „Ehen ohne Trauschein" usw. Teilweise
Aufhebung des Art. 14 (Recht auf Eigentum) durch
Aufhebung der Bestrafung von Ladendiebstählen.
Die Außerkraftsetzung der jeweiligen Grundrechte
durch die Abtrennung der damit verbundenen Pflich-
ten führte dann jeweils zu neuen „Rechten":
Das schon erwähnte „Recht" auf Massenmord ohne
das eigene Leben riskieren zu müssen, das „Recht"
auf Gotteslästerung und Blasphemie, das „Recht" auf
pornographische Ausbeutung des Körpers anderer
Menschen, auf sodomitischen Mißbrauch von Tieren,
auf homosexuelle Abreaktion in ekelerregendsten
Formen, das „Recht auf den eigenen Bauch" mit der
Tötung des eigenen Kindes, das „Recht" des Staates
die Gewissen der Krankenkassenmitglieder, ein-
schließlich der Kirchen als Arbeitgeberinnen, und der
Ärzteschaft zu vergewaltigen durch Mißbrauch ihrer
Beiträge zum Massenmord an ungeborenen Kindern
und Krankmachen gesunder Frauen, das „Recht" auf
Ehebruch und Zerstörung einer anderen Familie, das
„Recht" auf Verführung Minderjähriger, das „Recht"
auf Sprengung von Versammlungen Andersdenken-
der usw. Es ist uns gelungen, aus einem vom christli-
chen Sittengesetz her bestimmten Staat einen
„Recht-e-Staat" zu machen, der in Wirklichkeit bereits
ein materialistischer Unrechtsstaat geworden ist.

Sehr geehrter Herr Minister, glauben Sie wirklich, daß
wir angesichts dieser „Erfolge" und „Fortschritte"
noch irgend ein moralisches Recht besitzen, von an-
deren die „Menschenrechte" einzufordern?!
In einem Interview erklärte gerade jetzt Herr Dr. Geiß-
ler, daß die CDU nicht die Absicht hat, die gesetzliche
Grundlage des Lebensrechtes der ungeborenen Kin-
der wiederherzustellen. Man wolle nur noch „helfen"
aber nicht mehr „strafen"! Er setzt sich damit über alle
rationalen Widerlegungen dieser unsinnigen Alterna-
tive (etwa auf dem letzten Bundesparteitag) und über

. alle Forderungen des Bundesverfassungsgerichtes
auf Strafsanktionen hinweg und täuscht die eigene
Partei und die Öffentlichkeit, indem er so tut, als ob
man das Strafrecht durch „soziale" Hilfen oder Geld-
spenden ersetzen könne. Ich habe in seiner und Ihrer
Gegenwart schon auf dem Bundesparteitag in Mainz
auf die Unsinnigkeit hingewiesen, aus „Strafen" und
„Helfen" ein Entweder Oder zu machen und ein Straf-
gesetz zu produzieren, in dem zwar Männern das Tö-



ten verboten ist (mit Ausnahme medizinischer Tö-
tungsfunktionäre), aber den Frauen die Tötung des ei-
genen Kindes erlaubt ist. „Falsches Parken wird be-
straft, aber das Töten ungeborener Kinder „hono-
riert""!
Ich habe dabei ebenfalls darauf hingewiesen (siehe
Parteitagsprotokoll), daß eine positive Änderung des
Allgemeinbewußtseins undenkbar ist, solange der
Krankenschein den „Rechtsanspruch" auf Abtreibung
signalisiert. Zumal durch die Krankenkassenfinanzie-
rung ja das Allgemeinbewußtsein entscheidend zum
Negativen hin verändert wurde. Ich habe immer und
immer wieder außerdem darauf hingewiesen, daß so-
ziale „Hilfen" nicht dasselbe sind wie strafrechtlicher
staatlicher „Schutz" und es auf dem Parteitag als „se-
mantischen Betrug" bezeichnet, mit dessen Hilfe man
sich um die Wiederherstellung des gesetzlichen
Schutzes herumdrücken will. Außerdem wiesen wir
immer wieder darauf hin, daß der von Dr. Geißler be-
hauptete „Rückgang der Abtreibungen in den letzten
fünf Jahren" auf den Rückgang der Meldungen zu-
rückzuführen ist, weil ja niemand je die Meldungen
kontrollierte und man sie wegen der Anonymität ja
überhaupt nicht kontrollieren kann, was die Abtreiber
inzwischen gemerkt haben.
Wenn Herr Dr. Geißler echte rationale Gründe hätte für
seine gegenteiligen Behauptungen, die er nun wieder-
holt, so hätte er auf dem Parteitag die Pflicht gehabt,
mir zu antworten. Bundestagspräsident Dr. Jenninger
stimmte mir jedenfalls hinterher im Gespräch zu. Ob-
wohl Herr Dr. Geißler genau weiß, daß die Beseitigung
des strafrechtlichen Schutzes der ungeborenen Kin-
der zu einer Vervierfachung der Gesamtabtreibungs-
zahlen geführt hat, behauptet er kühn, „daß mit der
Änderung des Strafrechtes überhaupt nichts bewirkt
werden könne!" Warum folgen wir dann nicht meinem
Vorschlag auf dem Parteitag und schaffen das Justiz-
ministerium ab, wenn das Strafrecht sowieso nichts
bewirkt!? - Statt einer rationalen Antwort erklärt er nun
weiter: „Das Strafrecht ist ja drei- bis viermal geändert
worden, dem ungeborenen Kind hat das überhaupt
nichts genützt!" Diese bewußte Irreführung der Partei
und der Öffentlichkeit ist eine zynische Unverschämt-
heit eines Generalsekretärs der CDU, der so gut, wie
wir alle, weiß, daß die gesamte „Reform" des § 218
StGB von SPD/FDP ausschließlich deshalb gemacht
wurde, um das ungeborene Kind straffrei töten zu
können und ihm sein im GG garantiertes „Recht auf
Leben" mit einer „Fristenlösung durch die Hintertür"
(Juristentag) stehlen zu können. Trotz all der damali-
gen gegenteiligen verlogenen Beteuerungen ging es
den „Reformern" von damals nicht eine Sekunde lang
darum, „dem ungeborenen Kind durch die Gesetzes-
änderungen zu nützen!" Wie kann dann ein CDU Ge-
neralsekretär die Dinge so unehrlich auf den Kopf stel-
len und dem Leser glauben machen wollen, daß es bei
diesen Gesetzesänderungen darum gegangen wäre,
„dem ungeborenen Kind zu nützen!" Hier dreht sich ei-
nem der Magen um!

Natürlich bin ich als Evangelischer Landessynodaler
von Württemberg mit Dr. Geißler einig in der scharfen
Kritik am Versagen der Organe der EKD und der mei-
sten evang. Synoden und Landeskirchen (mit Aus-
nahme der württembergischen und Lippeschen Kir-
che und auch dem bayerischen Landesbischof). Und
ich teile seine Meinung, daß man von einem evangeli-
schen CDU Politiker in Norddeutschland nicht verlan-
gen kann, daß er christlicher ist als seine Synodalen
und Bischöfe.
Aber in der Frage der Abtreibungsfreigabe und ihrer
Finanzierung durch die Pflichtkrankenkassen geht es
ja gar nicht um eine spezifisch „christliche" Frage. Es
geht letzten Endes um das Problem unserer demokra-

tischen Grundordnung und der durch das BVG ent-
schiedenen und die moderne Naturwissenschaft (Em-
bryologie und Molekularbiologie, Reagenzglasbabies
usw.) einwandfrei bewiesenen Tatsache, daß de
Mensch von Anfang an immer nur derselbe Mensch ist
und darum ein Recht auf Leben hat, das vom Artikel
des Grundgesetzes geschützt wird. Es geht nicht um
emotionales Gewäsch der Straße und der Emanzen
oder der Abtreibungsmediziner, die damit Hundert
von Millionen scheffeln, sondern um ganz klare ratio-
nale staatsrechtliche Überlegungen und die unauf-
gebbaren Grundlagen jeder demokratischen rechts
staatlichen Ordnung. Es geht bei der Frage nach den
„lebensunwerten Leben" ungeborener Kinder um die
Wiedereinführung des NS oder kommunistischen To-
talitarismus. Deshalb nahm das BVG auf diese innerer
Zusammenhänge in seinem Urteil vom 25.2.75 aus
drücklich Bezug. Und das Versagen der derzeitiger
EKD Spitze kann doch eine bewußte Irreführung der
eigenen Partei und der Öffentlichkeit durch einen CDU-
Generalsekretär in einer solch entscheidenden verfas-
sungsrechtlichen Grundsatzfrage nicht entschuldi-
gen. Und ich muß nocheinmal feststellen: Solange un-
sere eigene Partei und ihr Generalsekretär und seine
Gesundheitsministerin es rundweg ablehnen, den
Schutz der ungeborenen Kinder durch Strafsanktio-
nen wiederherzustellen, hat kein CDU Politiker ein mo-
ralisches Recht, Menschenrechtsverletzungen in
Chile oder Südafrika, wo der gesetzliche Schutz der
Ungeborenen noch besteht, öffentlich zu verurteilen.
Wir bitten Sie deshalb dringend: Setzen Sie sich im
deutschen Fernsehen mit derselben Leidenschaft für
das Lebensrecht der ungeborenen deutschen Kinder
ein und rufen Sie auch bei uns ebenso laut diesem
Volk und unserer Partei zu:

„ES GEHT UM DIE MENSCHENRECHTE!"
ES GEHT UM DIE MENSCHENRECHTE!
ES GEHT UM DIE MENSCHENRECHTE!

Ja, darum geht es uns! Aber gerade deshalb ist es not-
wendig, daß wir zuerst vor unserer eigenen Türe keh-
ren in der CDU und der Bundesrepublik, damit wir da-
durch auch die moralische Berechtigung bekommen
„den Splitter aus dem Auge der Chilenen zu ziehen,
nachdem wir den Balken aus dem eigenen Auge ent-
fernt haben!"

Mit allen guten Wünschen und Grüßen!
Ihr alter CDU Parteifreund

Dr. med. Siegfried Ernst, Ulm,
Mitglied der Evang. Landessynode von Württemberg
und Vizepräsident der World Federation Of Doctors
Who Respect Human Life)



Ein Gorilla klärt auf

Max Lackmann

Mein Gegenüber im Abteil des IC blättert bereits zum
vierten Mal die dicke Wochenend-Ausgabe durch, seit
er in Köln zugestiegen war. Daß Mitterand zusammen
mit Chirac regieren müsse und Boris Becker noch im-
mer nicht den „Ersten" von seinem Platz verdrängt
habe, hatten mir die Headlines auf den mir zugekehr-
ten Rückseiten wiederholt eingeprägt. Jetzt blinzelten
meine Augen zwischen vollbesetztem Rheindampfer
und dem Wirtschaftsteil des Blattes hin und her, wo-
nach der Dollarkurs seinen bisher tiefsten Stand er-
reicht hatte. Auf's Neue raschelten die Blätter. Ah,
diese Rückseite kannte ich noch nicht. Das große Foto
einer Gorilla-Mutter zog mich an. Ich beugte mich ein
wenig vor. Mit einem warnend bleckenden Gebiß, of-
fenbar einem unsichtbaren Störenfried zugewandt,
drückten ihre langen, kräftigen Arme ihr Jüngstes fest
an ihre haarige Brust, so fest, daß ich mich noch näher
vorbeugen mußte, um die Umrisse des wohl erst we-
nige Monate alten Gorilla-Babys genau zu erkennen.
„Was Besonderes?" Mein Gegenüber, ein Herr mit
freundlichen Augen hinter goldumrandeten Brillenglä-
sern tauchte aus dem Blätterwald auf. Ich deutete auf
das Bild. „Ach so, der Gorilla aus dem Zoo!" „Kein ,er',
eine ,sie', Mutter und Kind" - ich deutete auf die haa-
rige Brust. „Richtig, ja", meinte er lachend. „Von der
möchte ich nicht an die Brust gedrückt werden. Dieser
abschreckende Blick!" „Mit gutem Grund", bemerkte
ich, „kommt mir nicht zu nahe! Mein Kleines laß ich mir
nicht nehmen. Wer es bedroht, bekommt's mit mir zu
tun. Das ist mein! Ein Stück von mir!" Die freundlichen
Augen sahen näher zu. „Sie haben recht. Versteht
sich. Natürlicher Mutter-Instinkt." Ich lehne mich in
meine Ecke zurück. „Eben. Natürlicher Mutter-In-
stinkt. Das machte mich nachdenklich." „Ah, Sie sind
Tierliebhaber?" Die Augen blickten noch freundlicher.
„Ich auch." „Das sowieso. Ich mußte aber an etwas
anderes denken." Mein Gegenüber lehnte sich be-
quem in seinen Wintermantel. „Da bin ich aber ge-
spannt. Oder trete ich Ihnen zu nahe?" Ich schüttelte
den Kopf. „Ganz und gar nicht." Er faltete das Blatt mit
dem Affen-Foto und legte es neben sich. Die Gorilla-
Mama schien jetzt geradezu mich anzublecken. Mit ih-
rem natürlichen Mutter-Instinkt. „Ich erinnerte", be-
gann ich, „eines Berichtes in meiner Heimatzeitung.
So ganz beiläufig zwischen regionalen Kurznachrich-
ten von Auto-Unfällen und Glückwünschen für eine
Goldene Hochzeit. Im Mülleimer vor dem Gartenzaun
fanden neugierig wühlende Kinder ein in Zeitungspa-
pier gewickeltes, totes Embryo. Etwa vier Monate alt,
glaube ich." Die freundlichen Augen zogen sich ent-
setzt zusammen. „Das ist ja schrecklich. Eine Mutter -
- ihr Kind ~ so — in Papier --" Er raschelte aufgeregt
mit dem Packen Zeitungspapier neben ihm. Ich deu-
tete auf die Gorilla-Mutter auf seinem Sitz. „Wäre in-
teressant, wenn man mit ihr darüber reden könnte?"
Er versuchte krampfhaft zu lächeln. „Würde mich hü-
ten, ihr zu nahe zu kommen. Sie wird annehmen, ich
will ihr was, und mich umbringen." „Wahrscheinlich.
Ihr natürlicher Mutter-Instinkt wird in Ihnen einen mög-
lichen Feind ihres Babys wittern. Sollte sie unsere Ge-
schichte begriffen haben, möchte sie vielleicht bei
sich denken: „Wir Affen sind doch bessere Men-
schen." „Sie sind mir ein Witzbold." Kurzes Schwei-
gen. „Entsetzlich", fuhr er fort, „aber doch ein Sonder-
fall von Grausamkeit, den man" - Ich unterbrach ihn.

„Keineswegs. Ich hatte auf Geschäftsreisen im Nor-
den zu tun. Ein Bekannter erzählte mir abends im
Bahnhof-Hotel, ein alter Herr habe durch einen Zufall
erfahren - bitte, keine erfundene Geschichte! -, daß
sein weit entfernt wohnender Schwiegersohn ein un-
willkommenes, aber durch eine Frühgeburt der Toch-
ter in der ländlichen Wohnung unerwartet zur Welt ge-
kommenes, lebendiges Kind in den brennenden Ofen
geworfen und so verbrannt habe." Der Herr fuhr hoch.
„Und was wurde mit den Eltern?" „Offenbar nichts.
Verschweigen. Das Leben ging ungestört weiter wie
bisher." Die Augen hinter den goldumrandeten Glä-
sern funkelten. „Nun machen Sie aber Schluß! Das
gibt's doch nicht Der menschliche Instinkt, das natür-
liche Gefühl eines Vaters und einer Mutter bringt eine
solche Untat niemals fertig. Ich kann Ihnen das nicht
abnehmen." „Eben doch. Mein Gewährsmann ist zu-
verlässig." „Unmenschlich, ja, mein Herr. Genauer
noch" - ich zeigte auf die bleckende Gorilla-Mutter -
„unter dem Niveau des Gorilla. Un-tierisch." Mein Ge-
sprächspartner rückte beinahe unwillig auf seinem
Sitz hin und her und zündete sich eine Zigarette an.
„Aber Sie werden zugeben müssen, das sind einzelne,
unbegreifliche, abnorme Greueltaten. Sie eignen sich
wirklich nicht zum Gesprächsthema."
Er schaute zum Rhein hinaus. Ein Lasterkahn mit
Schweizer Flagge zog an uns vorüber. Eine Frau
hängte Wäsche auf Deck zum Trocknen auf, um-
sprungen von einem weißen Spitz. Dann lehnte er sich
zurück und putzte die goldumränderten Gläser seiner
Brille. Ich wagte es, fortzufahren. „Ich muß Ihnen wi-
dersprechen." Mir war, als ob die Gorilla-Mutter mich
geradezu grimmig anbleckte. „Da bin ich ja in eine
feine Gesellschaft geraten." „Wenn Sie so eifrig Zei-
tung lesen, wahrscheinlich auch gelegentlich fernse-
hen, wird Ihnen nicht entgangen sein, daß in ganz Eu-
ropa seit Jahren Krankenhäuser abgetriebene Föten
und Embryonen an Vermittler-Firmen noch frisch ver-
kaufen. Diese Firmen frieren sie ein und liefern sie
dann per LKW an chemische Fabriken. Dort" - mein
Gegenüber unterbrach das Putzen seiner Brille - „Ja,
ich habe davon gehört. Ist aber schon länger her."
„Aber der Handel geht zügig weiter", warf ich ein, „und
in europäischen Ländern werden aus gewissen Sub-
stanzen dieser Föten Cremes zur Pflege der Haut -"
„Mir alles bekannt" ergänzte er, „soviel ich weiß, wer-
den, seitdem das bekannt ist, auch rechtliche Schritte
dagegen unternommen. Steckt nur das „Geschäft"
dahinter." „Und die sogenannte Zivilisation, nicht
wahr?" „Aber" - er beugte sich beinah bedrängend zu
mir herüber - „Sie glauben doch nicht im Ernst, daß die
abtreibenden Ärzte und die Mütter mit dem Verbleib
dieses - dieses - wie soll man sagen? - Restes der ab-
getriebenen Kinder, mit seiner „Verarbeitung" einver-
standen sind und sogar genau darum wissen?" „Nun,
die Mütter sind jedenfalls froh, daß sie ihr Kind los
sind. Was damit passiert, wird sie nicht weiter küm-
mern." Beinahe schämte ich mich, zum Gorilla her-
über zu blicken. Ich hatte das Gefühl, ihr bleckendes
Gebiß nehme den Zug eines ironischen Lächelns an:
„Und so was wie ihr wagt es, uns einzusperren und zu
begaffen. Es gehört sich umgekehrt: ihr im Käfig und
wir draußen, damit wir unseren Kindern euch zeigen
können: „Seht! Das sind die sogenannten „Men-
schen", eine aussterbende Rasse." Die Brille saß wie-



der vor den freundlichen Augen. Er beugte sich erneut
dicht zu mir. „Glauben Sie wirklich, es könne soviel er-
mordete Ungeborene in Krankenhäusern geben, daß
es sich lohnt, damit einen schwunghaften Handel zu
treiben?" Die Antwort war leicht. „300.000 allein in der
Bundesrepublik zur Zeit jährlich - dazu noch die Zahl
der statistisch nicht angemeldeten „Abfälle" - daraus
läßt sich doch wohl allerhand „machen"" -ja, tatsäch-
lich, „machen" sagte ich und erschrak im gleichen Au-
genblick über den Ausdruck. Wie leicht man sich doch
schon in der Sprache dem verirrten Zeitgeist anpaßt!
Durch einen heftigen neuen Anlauf meines Gegenüber
wurde ich aufgescheucht. „Mein lieber Herr, dreihun-
derttausend! Dann müssen Sie doch zugeben: Mütter,
bzw. Familien, die zu diesem Mittel greifen, müssen
sich in einem echten wirtschaftlichen, beruflichen
oder gesundheitlichen oder familiären Notstand be-
funden haben!" Ich sah ihm an: er war richtig stolz auf
seine die Humanität rettende Schlußfolgerung. So war
es an der Zeit - schien mir - deutlicher zu reden. „Sind
Sie der Meinung, ein Notstand darf und kann den „na-
türlichen Instinkt", das natürliche Gefühl einer Frau
verdrängen, zum Schweigen bringen und einen „hu-
manen" Kindesmord an sich geschehen lassen?" Er
schien einen Moment sprachlos gegenüber dieser Be-
trachtungsweise. Dann flüsterte er - offenbar wie ei-
ner, der noch nie in dieser Richtung nachgedacht hat -
„Unfaßlich - ja - erschütternd -" Beinah klang es wie
ein Vorwurf auch gegen ihn - sollte es aber nicht sein -,
als ich sagte „Erschüttert, sagen Sie. Die Masse unse-
res Volkes ist in keiner Weise erschüttert. Sie spricht
nicht einmal darüber. Genau wie unsere Politiker, der
Bundeskanzler, nicht einmal der von uns so hoch ge-
schätzte Bundespräsident." Das freundliche Gesicht
wandelte sich in einen beinah schmerzlichen Aus-
druck. Dann fiel ihm etwas ein, von dem er annahm, es
müsse meinen Vorwurf entkräften. „Doch, doch! Da
hat ein amerikanischer Arzt vom Vorgang der Abtrei-
bung einen Film aufgenommen - den Namen habe ich
vergessen." „Nathanson", half ich ihm weiter. „Ja, das
wird er sein. Ich kenne den Film nicht. Aber Leute, die
ihn gesehen haben, waren entsetzt! Ja, mein Herr,
entsetzt waren sie. Viele sollen sogar vor dem Ende
des Films hinausgegangen sein. Sie konnten es nicht
mitansehen - dieses Zerschneiden - diese deutlichen
Zeichen des Schmerzes!"
„Weiß ich", mußte ich ihm entgegenhalten, „ihre Ner-
ven waren diesen unmenschlichen Vorgängen nicht
gewachsen. Aber „erschüttert", so durch und durch in
ihrem menschlichen Gefühlsleben und Unrechts-Be-
wußtsein, daß sie in einem weit bis in die Ohren und
Amtsräume der Politiker und der Ärzte dringenden
Schrei ausgebrochen wären und zu einem das ganze
Volk aufweckenden Widerstand aufgerufen hätten
und aufgestanden wären - ohne Gewaltmaßnahmen,
versteht sich - so zutiefst in ihrem Menschsein „er-
schüttert" waren sie nicht. Und sind es bis heute nicht.
Und wenn, dann nur eine verschwindende Minderheit.
Ich habe sogar Aufrufe zu Ohren bekommen: „Weg
mit dem Film! Belästigt uns nicht mit solchen Greuel-
bildern! Ihr wollt die Zuschauer damit nur fertig ma-
chen, unsere gesetzlichen Errungenschaften echter
Humanität rückgängig zu machen. Dieser Film ändert
uns nicht. Den Film zeigen: das ist unmenschlich, ja
frivol!" Er argumentierte wie ein Verteidiger des Ange-
klagten: „Ich bin ein Mann. Aber ich kann mir einfach
nicht vorstellen, eine Frau könne so etwas mit eigenen
Augen sehen, ohne in tiefster Seele als Frau betroffen
und außer sich zu sein." Er hatte recht: vorstellen kann
man es sich tatsächlich nicht. „Sehen Sie: zunächst
verdrängt man die ganz natürlichen Empfindungen.
Hat man das lange genug getan und zudem bemerkt,
die Masse der Umwelt reagiert auch nicht, wird das
Verdrängen „normal". Zuletzt stumpft man ganz ab.

Das mütterliche Gefühl kommt überhaupt nicht mehr
auf." Der Zug hielt auf einer Station. Mein Gegenüber
zog das Fenster herunter und beugte den Kopf weit
hinaus. Ich hatte den Eindruck, er brauchte Luft. Nicht
nur für seine Lungen. Auch für sein Herz. Dann ging er
im Abteil auf und ab, griff nach dem Bild des Gorilla,
betrachtete es genau und legte es an den Platz zu-
rück. Immer wieder schüttelte er den Kopf. „Mir unver-
ständlich - das natürliche Gefühl einfach kaputt gehen
lassen. Daß es so etwas gibt?" Der Zug fuhr aus der
Halle. Er setzte sich und sah mich forschend an, ob ich
denn wirklich meine, was ich sagte. „Untermenschlich
- sogar untertierisch —? Mir fielen zwei Gedichte aus
Ovids „Liebesgedichten" (um 15 v. Chr.), die unser
Verlag jüngst neu ediert und ich bei der Erst-Korrektur
zu lesen hatte, ein. In ihnen läßt sich Ovid über das
Verbrechen der Abtreibung, über diese Sünde gegen
die Götter und das Volk und über ihre schwere Bestra-
fung aus. Als ich überlegte, was ich davon noch zu-
sammenkriegte, fuhr er mich barsch an. „Und wie er-
klären Sie sich, daß schwangere Frauen in der Lage
sind, ihre natürliche Liebe zu dem in ihnen reifenden
Leben schlechthin zum Verschwinden zu bringen?"
„Leider heutzutage sehr einfach zu erklären: die mate-
riellen Interessen, das was man „Lebensqualität" und
„Selbstverwirklichung" nennt, haben den absoluten
Vorrang. Da haben derartige Gefühle zu verschwin-
den, wenn man ein moderner Mensch unseres Zeital-
ters ist." Die freundlichen Augen wurden ärgerlich.
„Das ist doch widernatürlich: Gegen Umbringen der
Frucht des mütterlichen Leibes die Erfüllung materiel-
ler und privater Interessen eintauschen." Jetzt hatte
ich endlich zwei Verse aus Ovids „Amores" beisam-
men. „Der römische Dichter Ovid hat sich in zwei Ge-
dichten seines Liebesgedichte-Werkes über Verbre-
chen, Schuld und Sühne der Abtreibung durch eigene
Manipulation oder durch chemische Eingriffe ausführ-
lich ausgelassen. Nur zwei Verse habe ich noch im Ge-
dächtnis. Da heißt es: „Untat wie diese begeht kein Ti-
ger im Dickicht Armeniens, und keine Löwin verdirbt
grimmig die eigne Brut." Und von dem Mädchen, das
selbst eine gewaltsame Abtreibung vornimmt und da-
bei auch zu Tode kommt, heißt es: „Man trägt sie zum
Holzstoß, offen die Haare, und „sie hat es verdient" ru-
fen die Leute am Weg." Übrigens läßt auch die Natur
sich Widernatürliches nicht einfach gefallen. Sie rächt
sich durch Depressionen bis hin zum Selbstmord.
Noch deutlicher: „Gott, der Schöpfer, läßt sich auf die
Dauer solches Vergreifen an seiner Schöpfung und
seinem Geschöpf nicht bieten."
„Dann müßten aber die psychiatrischen Kliniken bald
überfüllt sein", meinte er ein wenig spöttisch. Ich
konnte ihm nicht widersprechen. „Soviel mir bekannt
ist, sind gerade diese Kliniken in der Überzahl von jun-
gen Frauen und Mädchen bevölkert." Nach der dritten
Zigarette meinte er lakonisch „Wohin soll das füh-
ren...?" „Oh, es gibt bereits so etwa wie eine Art „Kulti-
vierung", eine Sub-Kultur des Untermenschentums.
Und zwar in allen Bereichen der menschlichen Gesell-
schaft. Untermenschliches Denken und Verhalten
„gehört sich so" eines Tages. Auf dem Wege dazu
sind wir bereits mit Sicherheit. Wenn Mütter und Väter
ihre Ungeborenen töten oder töten lassen, dann ist die
Marschrichtung zu allen Widernatürlichkeiten in Wirt-
schaft, Familienleben, Sexualität, Recht, Kunst und
Staat - bis zur Beseitigung der Alten und unheilbar
Kranken, die nichts mehr bringen, als daß sie Geld ko-
sten - vorprogrammiert. „Hitler redivivus" verstehen
Sie, was ich meine? Nur viel schlimmer." Eine Weile
schwiegen wir. Ließen uns nur vom rasenden Rhyth-
mus des IC tragen. Jeder mochte ähnlich empfinden:
man stehe nahe einem tausend Klafter tiefen Abgrund.
Nach einer Weile fragte er - die Frage mußte wohl
kommen - „Und ein Zurück aus dieser Marschrichtung



gibt es nicht? Sie rechnen doch folgerichtig mit einem
totalen Verfall der Menschheit, in der" - er zwang sich
ein Grinsen ab - „zuletzt nur noch die Gorillas und an-
dere Tiere „normale" Geschöpfe sind? Im übrigen wird
die Erde von Untermenschen, von Un-Tieren besie-
delt?" „Und verwüstet", fügte ich hinzu. „Abtreibung
der Ungeborenen, Verwüstung der Wälder, Ver-
schmutzung der Gewässer, Vergiftung der Äcker und
ihrer Frucht, Verendung der Tiere nach und nach in der
Luft, im Wasser und auf der Erde - hängt alles zusam-
men. Ein Kreislauf der Vernichtung des Lebens durch
die Krone der Schöpfung: den Menschen." Wir waren
an einem Punkt angelangt, an dem nur noch ein reli-
giöses, ein christliches Nachdenken weiterhelfen
konnte. „Halten Sie etwas vom christlichen Glau-
ben?", fragte ich bewußt direkt. Er fuhr hoch. „Natür-
lich. Ich bin doch Christ." „Dann dürfte Ihnen der erste
und eigentliche Anstoß in die zum Verfall führende
Marschrichtung bekannt sein. Ich meine den Abfall
der Gott-Hörigen, der Getauften, also der Christen in
und außerhalb der Kirche von der Ganz-Hingabe an
den Dreieinigen Gott, d. h. vom Glauben und der
Liebe. Von Gott weg - das ist die Marschrichtung in
den Untergang unseres Volkes und aller Völker." Er
hob wie abwehrend eine Hand. „Aber Sie unterschla-
gen die natürlichen Kräfte der Vernunft und des guten
Willens? Sie sind doch auch noch da!" Wie oft war ich
solchen Einwänden schon begegnet! „Durch den Ab-
fall werden auch die natürlichen und guten Anlagen
des Menschen nach und nach zersetzt, geschwächt
und zu guterletzt pervertiert. Was bisher Unrecht war
wird Recht, Böses wird Gutes, Unmenschliches wird
Humanität." Er schüttelte den Kopf: ihm offenbar un-
bekannte Zusammenhänge. Ich mußte deutlicher
werden. „Wenn der in der Taufe empfangene Heilige
Geist, der den Geist des Bösen, des Satans vertrieben
hat, durch den Abfall des Menschen wieder hinausge-
worfen wird, nimmt der einst vertriebene Geist Satans
das geräumte Haus der Herzen erneut in Besitz und
verwüstet es zur Wohnstätte des Unmenschen - ein
langsamer Prozeß! - und am Ende zu einem sadisti-
schen und perversen Un-Tier mit menschlichem Ant-
litz." Das ging ihm denn doch zu weit. „Aber, aber" -
und sein Gesicht strahlte eine Art Triumph aus, wie
wenn ein Skatspieler ein zurückgehaltenes As auf den
Tisch schmettert - „die Gesellschaft um uns herum -
zugegeben: gewisse anarchistische Gruppen ausge-
nommen - macht doch immer noch einen zivilisierten,
gut bürgerlichen Eindruck eines guten, auf Frieden,
Menschlichkeit und Anstand bedachten Willens. Se-
hen Sie sich beim Einkaufen die Gesichter auf der
Straße an: Sadisten, Pervertierte, vom Satan - mein
Gott, mit so einer mittelalterlichen Figur rechnen Sie
noch? - vom Satan Besessene? Nee - Sie sehen zu
schwarz, viel zu schwarz, mein Herr."
Welche Naivität - ich unterdrückte mit Mühe es auszu-
sprechen. „Sie irren. Der unmenschliche Mensch, so-
gar der bereits pervertierte, untertierische Zeitge-
nosse kann durchaus bürgerlich, nett, umgänglich" -
ich riskierte es zu sagen - „so wie Sie, mein Gegen-
über, erscheinen. Dieser gleiche Zeitgenosse - ich
spreche aus der Erfahrung vor 45 Jahren, als Sie
wahrscheinlich noch im Sandkasten des Kindergar-
tens gespielt haben - konnte Gefallen daran haben,
unter einem Lampenschirm die Zeitung zu lesen, der
aus der Haut ermordeter KZ-Häftlinge präpariert wo-
rden war; er konnte wehrlose Menschen zu Tode prü-
geln oder kaltblütig durch Genickschuß erledigen, der
Reihe nach im ausgehobenen Graben: zwei - vier -
sechs - acht, und abends beim Bierchen mit seinen
Kameraden lauthals über den neuesten Witz Weiß-
Ferdl's lachen; er konnte vormittags am Schreibtisch
fünfzig Liquidierungs-Befehle unterschreiben und
abends mit der Frau in der Oper Verdi's „Falstaff" kon-

sumieren. „Hören Sie auf! Hören Sie auf" wehrte mein
Zuhörer mit fuchtelnden Händen ab, aber ich ließ mich
nicht bremsen: „Und die Mütter, die heute ihre Kinder
umbringen lassen, die Ärzte, die sich dazu seit Jahr
und Tag hergeben und dafür noch von den Kassen ho-
noriert werden, aber auch die Masse unseres Volkes,
die darum weiß und diese Kinder-Schlachterei über
sich ergehen läßt, weil es nun einmal durch das Ge-
setz straffrei erlaubt ist und gefördert wird - alle diese
vom Untier-Geist bereits mehr oder weniger Um- oder
Besessenen: Sie laufen uns mit Sicherheit jede Woche
über den Weg! Alle diese Täter und die Masse sozu-
sagen ihrer Zuschauer: tragen sie zähnefletschende
Dracula- oder Frankenstein-Grimassen zur Schau?
Sehen sie „verdorben" und häßlich aus? Ich wette,
mein lieber Herr, Sie haben mit etlichen dieser Art
schon hunderte Male in der Konditorei an einem Tisch
gesessen und geplaudert oder in der gleichen Reihe
des Zuschauer-Raums den Schauspielern applau-
diert!?" Jetzt verlor er beinah die Beherrschung. „Not,
Not, Not, humane Einstellung, soziales Gewissen bei
den Politikern und Ärzten - anständige Leute mit Herz!
Davon lasse ich mich nicht abbringen. Erst recht als
Christ nicht. Nach Ihnen schleicht wohl der Geist des
Teufels durch die gesamte Umwelt. Womöglich sogar
durch die Kirchen!" „Warum nicht? An denen hat er
doch das größte Interesse. Sofern in ihnen noch von
Herzen gebetet und geglaubt wird. Mit den anderen
singt er sogar das „Halleluja". Übrigens, weil's mir ge-
rade einfällt: Mehrere Wochen auf der Fahrt zum Ge-
schäft mußte ich an einer Hauswand gegenüber einer
Kirche groß geschrieben lesen: „Hättest du (gemeint
war die Gottesmutter!) einst abgetrieben, wären wir
von IHM verschont geblieben." Er schlug die Hände
über'm Kopf zusammen. „Mein Gott! Zwei Blasphe-
mien in einem Satz." „Genau genommen vier: Gott,
Jesus, Maria und die von Gott geschenkte Leibes-
frucht." Er zog das Taschentuch heraus und wischte
sich die Stirn. „Von Gott geschenkte Leibesfrucht",
murmelte er, „natürlich - widernatürlicher, gottfeindli-
cher Mord - gebe ich zu." „Sie kennen vielleicht das
salomonische Urteil, in der Bibel überliefert", griff ich
das „widernatürlich" auf, als er sich wieder gesetzt
hatte, „mit dem König Salomo den Streit zweier von ei-
nem Kinde entbundenen Frauen (beide Prostituierte!)
- das eine Kind tot, das andere lebendig - entschied,
welcher Mutter das lebendige Kind gehöre. Als man
sich nicht einigen konnte, entschied der König, bringt



ein Schwert, teilt das lebendige Kind in zwei Teile und
jede Mutter empfange eine Hälfte. Die Bibel erzählt, da
habe sich in der wahren Mutter die mütterliche Liebe
zu ihrem Kinde geregt, während die falsche Mutter for-
derte, weder sie noch jene solle das Kind besitzen, es
möge zerteilt werden. Ihr eigenes Kind töten? Darin
vermochte die wahre Mutter nicht einzuwilligen. „Gebt
mein Kind der anderen. Eher will ich darauf verzichten,
als daß ich es töten lasse. Und der König entschied:
„Tötet das Kind nicht, denn sie ist seine Mutter." Se-
hen Sie: wie Sie sagten: es gibt keine soziale, eugeni-
sche oder sonst welche Umstände, die einer Mutter
erlauben, ihr Kind - und sei es ein Ungeborenes - zu
töten. Es ist absolut widernatürlich vor Gott und Men-
schen. Auch in jeder Art von Not.
Die Brillengläser hatten es merkwürdig schnell nötig,
auf's Neue geputzt zu werden. „Sie sind verheiratet,
nicht wahr?" „Und wie", strahlte er, „drei Kinder" und
putzte weiter. „Sie werden mich abholen, hoffe ich." Er
putzte weiter, schüttelte dazwischen den Kopf und
murmelte, „wie kann man nur..." Jetzt muß ich eine
Fehlsteuerung seiner Gedanken verhindern, ging mir
durch den Kopf. „Aber bitte, richten Sie jetzt nicht über
die Tausende von Müttern, die „es" getan haben und
tun werden." Die freundlichen Augen schauten mich
sehr aufmerksam durch die blitzenden Gläser an. „Er-
lauben Sie mir und nehmen es mir nicht übel, wenn ich
Sie frage: „Was taten Sie bisher gegen das Unter-
Menschliche solcher Kindermorde in unserer Zeit?
Um der Mütter und der Kinder und vor allem: um unse-
res Gottes willen?"

„Was - wie - was kann ich tun? Ich muß gestehen: dar-
über habe ich noch nicht nachgedacht. Ich war ja auch
- bis jetzt - der Meinung, da sei was Richtiges, was Gu-
tes dran, verstehen Sie?" Jetzt konnte ich es ganz ge-
nau sehen: eine dicke Träne tropfte hinter dem gold-
umrandeten Glas. Ich legte die Hand auf seine Knie.
„Sehen Sie! Vielleicht sind wir alle - der eine mehr, der
andere weniger - bereits in den Sog des Unter-
menschentums geraten, ohne uns dessen bewußt zu
sein, bei aller Bravheit und normaler Bürgerlichkeit,
sogar unserer christlichen Frömmigkeit. Und sind so
mitschuldig geworden." „Wieso?" „Durch Schwei-
gen." Er wollte weiterfragen, da verlangsamte der Zug
sein Tempo, die ersten Geleise-Stränge des großen

Bahnhofs tauchten auf, breite Stationsschilder zogen
vorbei. „Mein Gott! Ich muß ja schon raus!", rief er,
holte seinen Koffer herunter, ich half ihm in seinen
Wintermantel. „Was soll ich denn tun?" flüsterte er mir
im Anziehen zu. Meine Vernunft sagte mir, es sei jetzt
keine rechte Zeit, ihm ein erbauliches, frommes Wort
zu sagen. Mein Blick fiel auf das Foto der Gorilla-Mut-
ter mit ihrem Kleinen. „Schneiden Sie es sich aus! Paßt
sogar in einen schönen Rahmen! Und hängen Sie es
sich an guter Stelle auf. Das Weitere wird sich schon
finden." Ich gab ihm das gefaltete Blatt in die Linke.
„Mit Ihrer Frau werden Sie doch wahrscheinlich dar-
über sprechen?" Er lachte auf. „Natürlich, die soll
doch wissen warum" - er wedelte mit dem Zeitungs-
blatt und schaute zum Fenster hinaus. „Ja, da sind
sie!" Ich begleitete ihn zum Ausstieg des Waggons.
„Ich weiß wirklich nicht, wie ich Ihnen danken soll"
sagte er und drückte mir spürbar kräftig die Hand, als
der Zug hielt und er ausstieg. Das gefaltete Gorilla-
Foto hielt er hoch in der Linken. Ich kehrte in unser Ab-
teil zurück und neigte mich zum Fenster hinaus. „Die
kommt an die Wand!" rief er, als er vorübereilte auf
Frau und Kinder zu. „Am besten unter ein Bild Ihrer
Frau!" rief ich hinterher. Ein Mädchen und ein Junge
aus den ersten Schuljahren liefen auf ihn zu. Seine
Frau gab ihm, als er den Koffer abgesetzt hatte, das
Jüngste, das die Ärmchen nach dem Vater aus-
streckte, auf den Arm, wobei er immer noch mit dem
Blatt in der Luft hin- und herwinkte, statt seiner Frau
auch einen Kuß zu geben. Langsam fuhr der IC an. Als
unser Waggon an ihm vorbeifuhr, schwenkte er noch-
mals kräftig mit unserer Gorilla-Mutter. „An die
Wand", schrie er, „und von jetzt ab wird -"
Was „von jetzt ab wird", bekam ich nicht mehr mit.
Noch lange sah ich ihn winken, auch seine Frau schloß
sich an. Dann drehte er sich endlich zu ihr um und um-
armte sie. Mit dem breiten Rücken in dem dicken,
braunen, haarigen Wintermantel sieht er fast aus, wie
ein dicker Gorilla-Vater von hinten - allerdings mit ei-
nem schiefen Hut auf" dachte ich schmunzelnd, als
ich das Fenster hochzog und mich setzte. Das Zei-
tungsbündel hatte er liegen lassen. Ich blätterte ge-
langweilt darin, wollte es bereits weglegen, da fiel
mein Blick auf eine Überschrift „Zweistöckige, mo-
derne Abtreibungsklinik mit 30 Betten in N. eröffnet."

Baby bestimmt
Wissenschaftler der
Münchener Universi-
täts-Frauenklinik fan-
den heraus, daß durch
Hormonsteuerung des
ungeborenen Kindes
der Zeitpunkt der Ge-
burt vom Baby selbst
bestimmt wird.
Vor der Geburt sondert
die Hirnanhangsdrüse
des Kindes ein be-
stimmtes Hormon aus,
das die Nebennieren-
rinde der Mutter verän-

den Geburtszeitpunkt
laßt, ein weiteres Hor-
mon, Kortisol, freizuset-
zen.
Dann tritt das die Ge-
burt anregende Hor-
mon Östradiol in Kraft,
das jetzt stärker wirkt
als das die Schwanger-
schaft erhaltende Pro-
gesteron. Die Wissen-
schaftler vermuten wei-
ter, daß das Baby einen
Botenstoff abgibt, der
die Wehentätigkeit ein-
leitet. •
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Ein Lernprozeß ist nötig
Fragen an die Familienministerin Süssmuth

Christa Meves

Ein Interview der Familien- und Gesundheitsministerin
Süssmuth mit „idea", dem Informationsdienst der
Evangelischen Allianz, sollte nicht unbeachtet blei-
ben, geht doch aus dieser Tatsache hervor, daß die
Regierungspartei es für nötig hält, beruhigend auf die
engagierten Christen der Republik einzuwirken. Es ist
den Wahlanalytikern offensichtlich klargeworden, daß
es nicht nur die unzureichend gefüllten Säckel der
Bauern sind, die die Wahlbeteiligung unter einstigen
CDU-Wählern absinken läßt, sondern ebenso auch
Trends der Regierungspartei in der Gesundheits- und
Familienpolitik.

Das Interview der Ministerin ist offensichtlich auf einen
Beruhigungseffekt für besorgte Christen aus. Und hat
die Familienministerin nicht vielleicht doch auch eine
entschiedene Wandlung im Hinblick auf ihre Einstel-
lung zur Abtreibung vollzogen? Kurz nach ihrem
Amtseintritt 1985 sagte sie noch in einem Interview mit
der Starfeministin Alice Schwarzer in der Zeitschrift
„Emma" zur Abtreibungsfrage: „Aber ich kann Ihnen
zustimmen in der Position, die Frauen müßten das
selbst entscheiden..." „Offen ist, wie wir einen Weg
finden, endlich aufzuhören mit der anhaltenden De-
batte darum, wie das Gesetz denn nun verschärft wer-
den könnte, damit die Zahl der Abbrüche sich verrin-
gert. Diese Debatte ist für niemanden dienlich. Ich per-
sönlich bin der Meinung, daß wir mit Strafe, mit Beibe-
halten des Strafgedankens - und das ist für mich Ge-
setzesdenken im Sinne des Alten Testaments - nicht
weiterkommen."

Ende Juli dieses Jahres stellt „idea"-Chefredakteur
Helmut Matthies der Ministerin im Interview den der-
zeitigen Stand folgendermaßen vor Augen: „Nach der
jetzigen Regelung kann letztlich die Frau allein über
Leben und Tod einer neuen, anderen Person entschei-
den", worauf Frau Süssmuth antwortet: „Von daher
wollen wir mit dem geplanten Beratungsgesetz zum
Paragraphen 218 auch erreichen, daß eine Frau vor
der Entscheidung umfassend informiert und zu einem
Ja zum Kind motiviert werden muß; denn die Selbst-
bestimmung der Frau kann nicht soweit gehen, daß
sie in Fällen von Leben und Tod - und hierum geht es
bei der Abtreibung - allein entscheidet."
Während Frau Süssmuth also im „Emma"-Interview
dafür plädiert, das von ihr so benannte „Stellvertreter-
prinzip" gesetzlicher Maßnahmen zu reduzieren, um
„den Einzelnen entscheidungsfähiger zu machen", hat
sie nun zumindest vor, die so bewußt freizügigen Be-
rater von Pro Familia und ähnlichen Institutionen mit
Strafe zu bedrohen. Daß denen das nicht paßt, hat ihre
Vorsitzende Monika Simmel-Joachim im „Spiegel"-
Streitgespräch mit der Ministerin bereits deutlich be-
kundet.
Aber wenn der Blütentraum der Ministerin von der al-
leinigen Selbstbestimmung des mündigen Menschen
in ihren beiden Regierungsjahren derart geschrumpft
sein sollte, warum versucht sie dann nicht gleich eine
Gesetzesvorlage, die den Schutz des Ungeborenen
wirklich gewährleisten würde? Befragungen haben ja
doch ergeben, daß es in einem hohen Prozentsatz die
Männer sind, die die Frauen zur Abtreibung nötigen.
Wieviel einfacher wäre es - und war es! -, wenn die be-
drängten Frauen sich in den Schutz der Abtreibung

real und wirksam verbietenden Gesetzes stellen könn-
ten!
Den zweiten großen Beschwichtigungsvorstoß unter-
nimmt die Ministerin im „idea"-lnterview im Hinblick
auf die Familie. Hier votiert sie nicht gesetzlich, son-
dern mit weiblichem Schmollen, das bekanntlich den
Gegner versöhnlich zu stimmen vermag. Frau Süss-
muth sagt: „Ich lasse mir den Vorwurf nicht länger ge-
fallen, ich triebe die Mütter in die Erwerbstätigkeit,
oder träte einseitig für erwerbstätige Frauen ein." Und
sie fügt hinzu, daß sie damit leben müsse, daß in den
Medien ein völlig anderes Bild von ihren Auffassungen
vermittelt werde.
Ist aus der „lovely Rita", wie Alice Schwarzer die Frau
Ministerin zärtlich benannte, eine „poor Rita" gewor-
den? Plädierte Frau Süssmuth damals doch für „Kon-
tinuität auch der Mütter im Beruf", um ihre Erwerbs-
karriere zu sichern.

Die schmollende Bemerkung der Ministerin im „idea"-
Interview, sie könne keiner Mutter vorschreiben, voll-
zeitig für ihre Kinder da zu sein, räumt aber den Ver-
dacht nach einer weiteren Enthäuslichung der Mütter
durch die CDU-Familienministerin nicht aus. Denn das
neue Gesetz, das die junge Mutter vom Zeitpunkt der
festgestellten Schwangerschaft ab für die Betriebe
über eineinhalb Jahre (und länger!) unkündbar macht,
gleicht doch einer Lockgebärde zur Rückkehr in den
Beruf von unvorstellbarer Sogwirkung, und die von
der Ministerin der jungen Mutter zugestandene Wahl-
freiheit, von ihrem zwölf Monate alten Kind in die tägli-
che langstündige Abwesenheit zurückzukehren, ist
tief erschreckend für den praktisch arbeitenden Kin-
derpsychologen, der sich tagaus, tagein mit mutter-
defizitären Jugendlichen abplagen muß, mit all deren
Seelenhunger und mit der Seelengier, die sie zu Süch-
tigen so vielfältiger Art macht! Nach soviel negativer
Erfahrung mit der Enthäuslichung der Mütter, kann
den Praktiker vor der Verlockung zu weiteren Groß-
sünden dieser Art, wie sie nie und nimmer verantwort-
bar sind, nur grausen. Es wird der Ministerin nichts an-
deres übrigbleiben, als weiter mit wachen Medien
konfrontiert zu werden, die diese Politik für sachlich
falsch und für unvereinbar mit dem christlichen Men-
schenbild einer christlichen Regierung halten.

Unsere schmollende Ministerin braucht offenbar ei-
nen weiteren Lernprozeß: Das sozialistische und das
christliche Menschenbild kann man nicht zu einem
einzigen Rührteig zusammenbacken.

Innere Entscheidung im stillen Kämmerlein tut not.
Davon wird es abhängen, ob die Mitte der christlichen
staatstragenden Bürger weiter zur CDU hält. Mit ein
wenig Scheinempörung gegen die mißtrauischen Me-
dien ist dieser Kampf nicht zu gewinnen.

Deutsche Tagespost vom 03.09.87

Redaktion: Im Gegensatz zu der Straflosigkeit für die
Tötung der ungeborenen Kinder plädiert die Ministerin
dagegen für die gesetzliche Strafbarkeit bei der „ Ver-
gewaltigung in der Ehe" und spricht der Strafandro-
hung „eine bewußtseinsbildende Wirkung" zu. Man
sollte auch hier einmal wieder den SÜMU-IQ festhal-
ten!
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Süssmuth denkt
an Kondome auch

für Schüler
Nach Überlegungen von Bundes-

gesundheitsministerin Rita Süss-
muth (CDU) sollen möglicherweise
auch Schüler Kondome erhalten. Je
jünger die Menschen seien, „desto
mehr Probleme habe ich mit der
Verteilung von Kondomen", sagte
Frau Süssmuth am Sonntag in ei-
nem Gespräch mit Radio Luxem-
burg. „Wenn ich der Realität ganz
hart ins Auge schaue", meinte die
Politikerin mit Hinweis auf junge
Menschen in den Altersgruppen
zwischen zwölf und 16 Jahren, dann
müsse man Kondome zwar nicht ge-
rade verteilen, aber sie dennoch ver-
fügbar machen. Diese Aktionen
müßten von einer „schonungslosen
Aufklärung" begleitet werden. Die
Ministerin begrüßte, daß die Bun-
deswehr an Soldaten kostenlos
Kondome verteilen will. (dpa)

Frau Ministerin!
Vielen Dank für ihre freundliche
Unterstützung bei der Vermark-
tung unserer Produkte. Wir ret-
ten mit unseren Kondomen der-
zeit ja viele Menschenleben und
stärken sogar die Verteidigungs-
bereitschaft unseres Vaterlands.
Sie wissen ja, daß das Bundes-
verteidigungsministerium mit
uns derzeit über „3,5 Millionen
Einheiten militärisches Ver-
brauchsmaterial" verhandelt.
(Ich plädiere allerdings nicht für
Tarnfarbe, eher für die von Prinz
Philip vorgeschlagene Lösung:
rot für fröhliche Tage, schwarz
für sorgenvolle).

Die von ihrem Kollegen Haber
vom Umweltsachverständigen-
rat geforderte Umweltschutzab-
gabe von zehn Prozent auf den

Kaufpreis ist uns völlig unver-
ständlich. Seine Behauptung,
daß eine Kondom-Flut in naher
Zukunft entweder die Kläranla-
gen verstopfen werde oder auf
dem Müllplatz beim Verbrennen
des Latex-Materials giftiges Dio-
xin frei wird, erscheint uns lä-
cherlich. Schließlich gibt es auch
umweltfreundliche Plastiktüten
sowie Klobürsten, die sich im
Wasser auflösen!

Abschließend noch ein
Wunsch: Könnte man nicht für
unsere Bedarfsplanung den Ver-
brauch im Rahmen der Volks-
zählung ermitteln? Wir wissen
zwar, daß ein Sozialhilfeempfän-
ger derzeit auf monatliche Be-
zahlung von 60 Kondomen - sei-
nem monatlichen Bedarf- klagt,
aber diese Zahlen sind uns zu
ungenau.
Mit freundlichen Grüßen
Ver Hüterli

SONNTAG, 22. MÄRZ 1987 SZ AM SONNTAG

Das von Prof. Dr. phil.
Rita Süssmuth geleitete
Bundesministerium für

Jugend, Familie, Frauen und
Gesundheit weist seit geraumer
Zeit zahlreiche Vakanzen an der
Spitze gesundheitspolitisch rele-
vanter Referate aus, ohne daß
die politische Führung eine ra-
sche Neubesetzung betreibt. So
sind zur Zeit folgende Referate,
bei denen medizinischer Sach-
verstand gefragt ist, nicht plan-
mäßig besetzt: „Psychiatrie";
„Hygiene und Seuchenhygie-
ne"; „Verkehrs- und Notfall-
medizin"; „Gesundheitlicher
Zivilschutz" und „Sozialwissen-
schaftliche Fragen, Sozialmedi-
zin, Gesundheitsförderung, Ge-
sundheitsrat und Gesundheits-
berichterstattung". Auch beim
Referat „Ernährungsaufklä-
rung, medizinische Fragen der
Ernährung" weist der Organisa-
tionsplan schlicht „N.N." aus.

Gesundheitsministerium

Gesundheit
im Abseits

Als ob nicht sachkompeten-
te, wissenschaftlich und prak-
tisch vorgebildete Fachleute zu
haben wären, um diese Lücken
rasch zu schließen! Da kann
auch noch soviel Aktivität und
Aktionismus der agilen Ministe-
rin nicht darüber hinwegtäu-
schen, daß die Sacharbeit wegen
akuter Personalengpässe leidet.
Zu allem Ungemach muß sich
der Leiter der Abteilung III
"Gesundheit'', Ministerialdi-
rektor Dr. med. Manfred Stein-
bach, mit überhandnehmender
Kleinarbeit herumschlagen -
und er gerät obendrein noch in
die Schußlinie für Dinge, die er

nicht unmittelbar initiiert hat
(BGA; AIDS).

Es ist schon bemerkens-
wert: Ein Ministerium, dem ei-
ne Menge Sacharbeit, Fachkom-
petenz auf dem Gebiet des Ge-
sundheitswesens abverlangt
wird (wenn es auch nur noch ein
Rumpfressort ist), wird perso-
nalpolitisch arg stiefmütterlich
behandelt. Mit der auch vom
Sachverständigenrat für die
Konzertierte Aktion empfohle-
nen „Gesundheitsberichterstat-
tung", die noch im argen liegt,
kann es nicht weit her sein,
wenn das Referat vorüberge-
hend mit einer Nichtfachfrau
besetzt wurde und keine kompe-
tente Neubesetzung betrieben
wird. Ganz anders bei der ge-
sundheitspolitischen Konkur-
renz: Im Hause Blüm wurden
kurzfristig ein Arzt, ein Apothe-
ker und ein Zahnarzt unter Ver-
trag genommen . . . HC

Dt. Ärztebl. 84, Heft 38, 17. September 1987 (1) A-2421
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Monat der AIDS Achtsamkeit und Verhinderung 1987

Der Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika

Proklamation

Der menschliche Immun-Defizit Virus (HIV) und die
Krankheit AIDS (erworbenes Immun-DefizitSyndrom),
zu der es dadurch kommen kann, ist in den Vereinig-
ten Staaten und überall sonst ein sehr ernstes öffentli-
ches Gesundheitsproblem. HIV zerstört das Immun-
System und greift das Zentralnervensystem an. Es
führt zu verheerenden physischen Konsequenzen und
letztlich zum Tod. Da der Virus eine lange Entwick-
lungsperiode hat und der Fortschritt der Krankheit von
Individuum zu Individuum sehr stark variiert, können
Menschen, ohne es zu wissen, jahrelang diesen Virus
in sich tragen und weitergeben.

AIDS betrifft Tausende von Amerikanern. Eine unbe-
kannte Zahl ist mit HIV infiziert, ohne das sich irgend-
welche Symptome zeigen. Der tödliche Virus wird im
allgemeinen durch sexuellen Kontakt mit einer infizier-
ten Person - insbesondere durch homosexuelle Prak-
tiken - übertragen, durch intravenösen Drogenge-
brauch mit verseuchten Nadeln und durch Übertra-
gung von infiziertem Blut. Die überaus große und le-
benswichtige Gesundheitsaufgabe unseres Landes,
die Verhinderung und Behandlung von AIDS ist ange-
laufen. Massive öffentliche und private Anstrengun-
gen haben bereits zu definitiven Fortschritten in For-
schung und Behandlung geführt. Jedoch ist unser
Verständnis von AIDS noch immer unvollständig; es
muß noch viel getan werden, ehe ein Impfstoff oder
eine Heilmethode gefunden ist. Eine präsidiale Kom-
mission studiert die öffentlichen Gesundheitsgefah-
ren der HIV Epidemie in medizinischer, legaler, ethi-
scher, sozialer und wirtschaftlicher Sicht. Sie wird im
nächsten Jahr Vorschläge machen hinsichtlich förde-
rativer, staatlicher und lokaler Maßnahmen, um die Öf-
fentlichkeit vor der Ansteckung zu bewahren, ein Heil-
mittel zu finden und für jene zu sorgen, die angesteckt
sind.

Medizin und Moral lehren das gleiche über die Verhin-
derung von AIDS. Der Surgeon General (Oberste Arzt
der Nation) sagte den Amerikanern, der beste Weg zur
Verhinderung von AIDS sei, sich sexueller Aktivitäten
bis zum Erwachsenenalter zu enthalten und dann die
Ausübung der Sexualität auf eine monogame treue
Beziehung zu beschränken. Dieser Rat und der Rat, zu
Drogen ein Nein zu sagen, verhindert die Verbreitung
der meisten AIDS-Fälle. Millionen befolgen bereits
diesen weisen und zeitlosen Rat, doch unsere Nation
bedauert, daß viele, die sich diesem verschlossen ha-
ben, große Pein, Traurigkeit und sogar den Tod zu er-
leiden hatten.

Erziehung ist das Wichtigste zur Verhinderung von
AIDS. Eltern haben die primäre Verantwortung, ihre
Kinder zur Erkenntnis der Schönheit und des Wertes
von Keuschheit vor der Ehe und Treue in ihr zu führen,
ihnen den Segen eines dauerhaften Familienlebens zu
erklären und sie zu befähigen, ein Ja zum Leben und

ein Nein zu Drogen zu sagen. Erzieherische Anstren-
gungen in diese Richtung sollten lokal entschieden
werden und in Übereinstimmung sein mit den Wert-
haltungen der Familie. Im Rahmen der Gesundheitser-
ziehung können sachlich richtige Informationen über
AIDS vermittelt werden, ohne einen besonderen Un-
terricht darüber vorzuschreiben. Eltern und Erzieher
sollten die Kinder lehren, sich nicht in vorehelichen
Sex einzulassen und keine Drogen zu nehmen; sie
sollten Sexualität in den Kontext von Ehe, Treue, Ver-
pflichtung und Reife einordnen.

Die Verhinderung von AIDS fordert auch die Verant-
wortung jener, die fortfahren in dem Hoch-Risiko Ver-
halten, das AIDS verbreitet. Während viele dieser Indi-
viduen offensichtlich durch erzieherische Anstrengun-
gen nicht überzeugt worden sind, haben einige be-
gonnen, ihr Verhalten zu ändern. AIDS ist eine fatale
mitteilbare Krankheit großen Ausmaßes und alle Men-
schen guten Willens müssen erkennen, daß es ein Ge-
sundheitsproblem ist, dessen Verhinderung minde-
stens solche Maßnahmen der Entdeckung, der Unter-
suchung und Behandlung erfordern, die regelmäßig
gegen mitteilbare Krankheiten geringeren Ausmaßes
unternommen werden. Unser Ziel muß es sein, das
Leben, die Gesundheit und die Wohlfahrt all unserer
Bürger zu schützen. Die öffentlichen Amtsträger sind
mit dieser Aufgabe betraut und müssen einen Eid ab-
legen auf die heilige Pflicht zu solchem Schutz. Unser
Land benötigt Weisheit und Mut zu dieser Anstren-
gung.

Wir sollten uns auch erinnern, daß der Kampf gegen
AIDS ruhige Überlegung, Mitgefühl und Überzeu-
gungskraft benötigt; ruhige Überlegung, um zu erken-
nen, daß die Furcht der Feind einer gerechten Lösung
ist; Mitgefühl für alle AIDS Opfer und Überzeugungs-
kraft, um Verständnis und Bereitschaft zu finden für
den effektiven Kampf gegen diese große öffentliche
Gesundheitsbedrohung.

Deshalb proklamiere ich, RONALD REAGAN, Präsi-
dent der Vereinigten Staaten von Amerika, kraft der
Autorität, die mir durch die Konstitution und die Ge-
setze der Vereinigten Staaten verliehen worden ist,
den Monat Oktober 1987 als den Monat der AIDS
Achtsamkeit und Verhinderung und rufe die Amerika-
ner dazu auf, diesen Monat mit Aufmerksamkeit und
entsprechenden Aktivitäten zu begehen.

Um dies zu bezeugen, setze ich unter diese Erklärung
meine Unterschrift am 29. September im Jahre unse-
res Herrn 1987 und im zweihundertzwölften Jahr der
Unabhängigkeit der Vereinigten Staaten von Amerika.

Ronald Reagan
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NEDERLANDS DAGBLAD, 28. Oktober 1987
Prof. Douma auf dem Zurüstungstag von „De Chri-
stenvrouw" (Die christliche Frau)

Die zehn Gebote geben Freiheit
(von unserem Korrespondenten)

ZEIST - „Die Zehn Gebote sind, wie alt auch immer,
sehr aktuell. Um sie zu begreifen, ist ,Freiheit' ein
Schlüsselwort." Dies sagte Prof. Dr. J. Douma in sei-
ner Ansprache „Leben in Gottes Perspektive" an ei-
nem der Aufbau- und Zurüstungstage der Vereinigung
,De Christenvrouw'.

Prof. Douma zeigte auf, daß Gottes Gesetz, die Zehn
Gebote, uns eine Richtschnur gibt, um in christlicher
Freiheit leben zu können. Es sind Theologen, die be-
haupten, daß das Gesetz mit Christus abgelaufen sei
und nun nicht mehr gelte. Aber wenn sie das vollhalten
wollen, müssen sie in das Neue Testament einschnei-
den. An vielen Stellen greifen Christus und auch Pau-
lus zurück auf das Gesetz. Sie lassen dann die tiefe
Bedeutung sehen, die das Gesetz hat. Christus verur-
teilt sehr scharf die Gesetzesgläubigkeit (wetticisme),
die meint, die Seligkeit zu verdienen dadurch, daß
man selbst alle Regeln des Gesetzes hält. Wir können
dies nicht, aber Christus hat das Gesetz vollbracht.
Der befreiende Charakter des Gesetzes ist schon di-
rekt am Anfang zu lesen, wo Gott sagt, daß Er Sein
Volk befreit hat aus dem Sklavenhaus Ägyptens.

Worin liegt die Befreiung vom Gesetz? Prof. Douma
beleuchtete zu diesem Punkt einige Gebote und gab
auch an, welche wahren (manche großen) Möglichkei-
ten sich einstellen können. Das erste Gebot verbietet
die Abgötterei. Warum dies befreiend ist, wird deutlich
im Missionsgebiet. Die heidnischen Völker leben häu-
fig in einer fortdauernden Angst vor Abgöttern und
Geistern, die in Ansehen stehen, auf die Rücksicht ge-
nommen werden muß. Die gesamte Kultur wurde da-
durch lahmgelegt. Hier ist die Frohbotschaft: „Es ist
nur ein Gott" ein Aufatmen.

Wir haben in unserer Kultur auch unsere Abgötter, z.
B. Geldgier, Hobbys, Sex. Es befreit uns, wenn Gott
uns verbietet, hiervon Sklave zu werden. Das Halten
des Ruhetages ist in unserer hastigen Gesellschaft ein
Segen. An einem Tag in der Woche alles Werken und
Sorgen niederlegen können, mögen und dürfen, gibt
wirklich Ruhe. Du bist dann ein befreiter Mensch, be-
tonte der Kamper Hochschullehrer.

Eltern haben die Aufgabe, das Evangelium der Befrei-
ung weiterzugeben an ihre Kinder. Bei vielen anderen
Geboten beleuchtete er auch Probleme. Gott verbie-
tet den Totschlag, Ehebruch und Lügen. Diese Gebote
befreien den Menschen, so daß sein Leben und seine
Ehre geschützt werden. Wie leichtfertig wird z. B. zu-
weilen doch getratscht und geklatscht? Es ist in vielen
Fällen mühselig und lästig - zuweilen das Mühsamste,
das es gibt -, diese Gebote im persönlichen Leben zu
halten. Keiner Abtreibung zustimmen, keine Homo-
sexualität oder (kleine) Lügen in Handel und Gewerbe,
ist zuweilen unmöglich. Die Not kann hoch auflaufen.
Als Menschen sollen wir jedermann gern etwas zuge-
stehen, aber allein der Glaube läßt uns sehen, daß das
Halten der Gebote Gottes eine große Belohnung er-
warten läßt. Diese sehen wir hier auf Erden vielleicht
nicht, wohl aber in Gottes Perspektive. Soweit Prof.
Douma.
(Übersetzt aus dem Niederländischen: Hannegret u.
Peter Marliani)

Pressemitteilung:

Rücktritt

Gräfin Johanna von Westphalen tritt als stellv. Bun-
desvorsitzende des „Sozialdienstes Katholischer
Frauen" zurück.

Bonn. Ihren Rücktritt von ihrem Amt als stellv. Bun-
desvorsitzende des „Sozialdienstes Katholischer
Frauen" (SKF) hat Johanna Gräfin von Westphalen er-
klärt. Gräfin v. Westphalen will durch ihren Rücktritt
persönlich aus einer „unguten Situation" - die kirchli-
che Beratungstätigkeit betreffend - die Konsequen-
zen ziehen. Wie sie in einem Schreiben an den Vor-
stand des „Sozialdienstes Katholischer Frauen", Zen-
trale Dortmund, und andere kirchliche Stellen mitteilt,
kann sie nicht länger die Mitverantwortung bezüglich
der nach § 218 b anerkannten Beratungsstellen tra-
gen.
Gräfin von Westphalen kritisiert die Mitwirkung der
kirchlichen Beratungsdienste bei der straffreien Ab-
treibung aus soz. Notlagenindikation. „Dies", so Frau
von Westphalen, „kann unmöglich Aufgabe der Kirche
sein. Beraten und helfen soll die Kirche unbedingt,
aber nicht mitwirken." Hier sieht Frau von Westphalen
auch zunehmend einen Konflikt mit ihrer Arbeit in der
CDU-nahen Vereinigung „Christdemokraten für das
Leben" (CDL), deren Bundesvorsitzende sie ist. Diese
Vereinigung setzt sich u. a. vehement gegen die ,Kran-
kenkassenfinanzierung' von Abtreibungen ein. Frau
von Westphalen betont: „Es ist paradox, politisch ge-
gen die Krankenkassenfinanzierung zu kämpfen,
wenn ich auf der anderen Seite als Vorstandsmitglied
dafür mitsorge, daß durch die ,anerkannte Beratung'
einer soz. Notlagenindikation zur ,nicht rechtswidri-
gen Abtreibung' verholfen wird. Diese muß dann ent-
sprechend der RVO § 200 von den gesetzlichen Kran-
kenkassen bezahlt werden."
Einen weiteren schwerwiegenden Grund sieht Frau
von Westphalen in der „Beratungsmethodik" der an-
erkannten katholischen Beratungsstellen.
„Als Katholikin kann ich die Auffassung nicht teilen,
daß es eine ,freie Gewissensentscheidung' zur Tötung
noch nicht geborener Kinder gibt. Für mich gibt es
nach der Zeugung, ob in der achten, zehnten oder
zwölften Schwangerschaftswoche kein Entschei-
dungs- und Verfügungsrecht über Leben und Tod ei-
nes Menschen." Hier weiß sich Frau von Westphalen
mit ihrer Meinung in Übereinstimmung mit dem Lehr-
amt der Katholischen Kirche. „Durch mein Engage-
ment in Kirche und Partei ist mir zunehmend klar ge-
worden, daß gerade die Mitwirkung der katholischen
und evangelischen Kirche Deutschlands über die ,an-
erkannten Beratungsstellen' zu einer verhängnisvol-
len Abtreibungsmentalität auch bei Christen führt. Die
Folge dieser Entwicklung ist eine Lähmung des Wider-
standes gegen den unheilvollen § 218 StGB in Kirche
und Politik." Kardinal Höffner sei, so Frau von West-
phalen, mit seiner Forderung: „Wir werden uns nie-
mals mit diesem Paragraphen abfinden", zu einem
einsamen Rufer geworden. „Darum will ich die Verant-
wortlichen in Kirche und Staat zum Nachdenken und
Handeln auffordern."

Klaus Hanisch
BEWEGUNG FÜR DAS LEBEN e.V., 1.10.87
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WORLD FEDERATIONS OF DOCTORS WHO RESPECT HUMAN LIFE

PRESIDENT: K.F. GUNNING MD
GENERAL SECRETARY:
PH.SCHEPENS MD
H.SERRUYSLAAN,76
B - 8400 OSTEND (BELGIUM)

VIZEPRÄSIDENT: DR. MED. SIEGFRIED ERNST
1. VORSITZENDER DER DEUTSCHEN SECTION
POSTFACH 1123 D-7900 ULM

An die
Mitglieder des Landesvorstandes der CDU Baden-
Württemberg und des Ausschusses zur Vorbereitung
des Leitantrages für den Landesparteitag in Fried-
richshafen.

Liebe Parteifreunde,

anliegend überreiche ich Ihnen eine Zusammenfas-
sung der Gründe, die für oder gegen einen Gang zum
BVG nach Karlsruhe sprechen.
Ich bitte Sie insbesondere im Namen unserer World
Federation Of Doctors Who Respect Human Life
neben dem Lebensrecht des Kindes auch die Not-
wendigkeit der Erhaltung der geistig-moralischen
Grundlagen des Ärztestandes und des gesamten Ge-
sundheitswesens zu berücksichtigen. Außerdem hat
der Vater ebenfalls ein Anrecht auf das Leben seines
Kindes, und nicht zuletzt, - auch wenn wir schon so
demoralisiert sind, daß keiner dies mehr öffentlich zu
sagen wagt - hat auch unser Volk ein Anrecht auf seine
Kinder und eine positive Zukunft.
Unser Grundgesetz hat als obersten Bezugspunkt für
alle Menschenrechte die „Verantwortung vor Gott".

Das heißt im konkreten Fall, daß wir das Anrecht Got-
tes, des Schöpfers auf das Leben seines Geschöpfes
als oberstes Recht anzuerkennen haben.
Papst Johannes Paul II. sagte in München nicht um-
sonst, daß dort wo die Rechte Gottes nicht mehr aner-
kannt werden, auch die Menschenrechte aufhören zu
existieren.
Ich bitte Sie deshalb entsprechend dieser Verantwor-
tung gegen ein nachweislich verfassungswidriges und
rechtswidriges Gesetz, das uns alle an der modernen
Massenliquidation mitschuldig macht durch die Mitfi-
nanzierung der Tötungen, den einzig möglichen Weg
zu beschreiten und eine Normenkontrollklage in Karls-
ruhe anzustreben.

Ihr alter Parteifreund Dr. med. Siegfried Ernst

Zusammenfassung des Gespräches in der Villa Rei-
tzenstein Ende Juni, die an den Landesvorstand und
an alle Delegierten des Parteitages zugeschickt
wurde:

Die Gründe FÜR eine Normenkontrollklage beim
BVG gegen Kassenfinanzierung der Abtreibung
nach §218 b.

1.) Rechtliche Gründe:
Die Zwangsfinanzierung der Abtreibungen, soweit sie
wie im Falle der vier „Indikationsabtreibungen nach §
218 b" „straffrei" aber nach wie vor „rechtswidrig"
sind, ist laut Rechtsgutachten von Professor Dr. W.
Geiger, Bundesverfassungsrichter a. D., Univ. Prof.
Dr. Isensee, Bonn und Professor Dr. Tröndle, Univ.
Freiburg eindeutig verfassungs- und rechtswidrig.
„Rechtmäßig" ist lediglich die Finanzierung der vitalen
Indikation, wenn Leben gegen Leben steht.

2.) Die Zwangsfinanzierung der Abtreibungen durch
die Pflichtkrankenkassenmitglieder - während die Pri-
vatversicherten sie nicht mitfinanzieren müssen - be-
deutet deshalb eine Zwangsbeteiligung gerade der
weniger Begüterten an Massentötungen ungeborener
Kinder. Wer einen „Mord" mitfinanziert ist nach allge-
mein gültigen Vorstellungen mitschuldig; einerlei, ob
es das einzelne Kassenmitglied, oder der den Arbeit-
geberbeitrag bezahlende Unternehmer oder sogar die
Kirchen als Arbeitgeberinnen sind.
Die Zwangsfinanzierung bedeutet deshalb eine Ver-
gewaltigung des Gewissens aller daran Beteiligten
und bringt sie automatisch in Konfrontation zu denen,

die durch die Gesetzgebung diese Verbrechensbetei-
ligung erzwingen oder, die nicht bereit sind alles zu
tun, um sie wieder zu beseitigen.
Da im Augenblick eine Normenkontrollklage in Karls-
ruhe durch eine CDU-Landesregierung die einzige
reale Möglichkeit ist, diese Zwangsbeteiligung zu be-
seitigen, trägt die Landesregierung in den Augen der
Öffentlichkeit und der Wähler die Verantwortung für
die Aufrechterhaltung dieses verfassungs- und ge-
setzwidrigen Zustandes und der Vergewaltigung des
Gewissens der CDU Wähler und Mitglieder. Sie macht
sich deshalb in den Augen dieser Leute an dem Mas-
senverbrechen mitschuldig. Das Ergebnis ist stei-
gende Staatsverdrossenheit und Wahlverweigerung
gerade bei den gewissenhaftesten und treuesten frü-
heren CDU Wählern. Wenn sich dann das moralische
Moment, wie bei den Bauern z. Zt., mit dem wirt-
schaftlichen Moment verbindet, entsteht radikale
Gegnerschaft gegen CDU, Staat und Regierung.

3.) Die Zwangsfinanzierung der Abtreibungen durch
die Krankenkassen und die Auszahlung der Honorare
(Ärztl. Gebührenordnung Posit. 1055 und 1056)
zwingt die Ärzteschaft als Berufsstand ihr über 2000-
jähriges hippokratisches Grundprinzip allen ärztlichen
Handelns selbst zu beseitigen „niemals absichtlich zu
schaden! und erst recht niemals zu töten!" Da alle an-
deren Vorschriften der ärztlichen Berufsethik gegen-
über dem Töten zweitrangig sind, bedeutet die Besei-
tigung dieser ethischen Grundnorm durch den Staat
die Beseitigung aller Ethik aus dem gesamten Ge-
sundheitswesen. Dies ist zweifellos ebenfalls gegen
den Sinn und die Bestimmungen des Grundgesetzes.
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Es schafft ein moralisches Chaos.
Ein Gesundheitswesen ohne ethische Grundnormen
muß den Staat biologisch, wirtschaftlich und mora-
lisch zerstören.
Eine Christlich Demokratische Union und eine von ihr
gestellte Landesregierung benötigt weit mehr als die
SPD oder gar die FDP und die Grünen die moralische
Glaubwürdigkeit für die politische Glaubwürdigkeit.
Sie kann sich eine solche Entwicklung einfach nicht
leisten. Die Ärzteschaft muß deshalb wieder ihre Ge-
wissensfreiheit als Berufsstand bekommen.
Dazu ist in erster Linie die Beseitigung der Zwangsfi-
nanzierung der „rechtswidrigen", aber „straffreien"
Abtreibungen durch die Kassen und die Kassenärztli-
chen Vereinigungen erforderlich.

Wenn eine grundsätzliche Änderung des § 218 poli-
tisch und beim BVG nicht durchsetzbar ist, so muß
wenigstens dieser offenkundigste verfassungswidrige
Punkt der Gesetzgebung beseitigt werden. Dies ist im
Sinne der Gutachten der juristischen Kapazitäten
durchaus erreichbar. Es braucht also nicht die zwar
wünschenswerte, aber vermutlich nicht realisierbare,
Gesamtklage gegen § 218 und seine verfassungswi-
drige Auswirkung.

4.) Die Bestimmungen des derzeitigen § 218 b betr.:
„Notlagenindikation" sind zusätzlich verfassungswid-
rig, weil die im Gesetz exakt festgelegten Bestimmun-
gen über die „soziale" Beratung und die Indikations-
stellung dem über Leben und Tod entscheidenden
und richtenden Mediziner nicht die sonst im Rechts-
wesen selbstverständlichen Rechte zur Verifizierung
des Sachverhaltes geben, wie die Vernehmung und
Vereidigung von Zeugen, die Offenlegung der Vermö-
gensverhältnisse und Finanzen usw.
Auch die Verschärfung der Vorschriften für die „bera-
tenden" Mediziner sind angesichts der exakten Defi-
nierung seiner für die Beratung erforderlichen Kennt-
nisse und Voraussetzungen durch den jetzigen § 218
rechtlich gar nicht möglich.
Zur Änderung des Beratungs- und Indikationsmodus
wäre eine Novellierung des § 218 erforderlich.

Biologische und Bevölkerungspolitische Gründe
für die Klage
1.) Angesichts der z. Zt. wenigstens ca. 230.000 durch
die Kassen finanzierten Abtreibungen, muß man von
einem staatlich unterstützten Genocid des deutschen
Volkes sprechen. Wer geschworen hat, als Politiker
„Schaden vom Deutschen Volk abzuwenden", ist an
diesem Punkt gefordert alles nur Erdenkliche zu unter-
nehmen, um diesen tödlichen Schaden abzuwehren.
Dazu kommt die Schädigung der Frauen, auch bei den
Klinikabtreibungen. Die Züricher Universitäts Frauen-
klinik meldete z. B. (veröffentlicht im April 1983 in
„Fortschritte der Medizin") 25,6% Sofortkomplikatio-
nen bei der sog. „harmlosen" Absaugmethode. An-
dere Autoren rechnen mit 30% Dauerschäden.
Die Untersuchungen der Psychischen Schädigungen
bei den Frauen nach Abtreibung durch Frau Dr. Si-
mon, Psychiatr. Univ. Klinik Würzburg, ergaben 77%
schwere psychische Störungen.

Abtreibung bedeutet also praktisch nie eine wirkliche
„Hilfe" für die Frau, da die Schädigungen gar nicht vor-
hersehbar sind.

2.) Gründe der Bewußtseinsbildung zum Schutze
des ungeborenen Kindes:

spruch auf die Tötung des ungeborenen Kindes. Was
der Staat finanziert, die Ärzteschaft honoriert und
wozu die kirchliche Beratungsstelle noch eine spe-
zielle Bescheinigung über stattgehabte soziale Bera-
tung (als Voraussetzung für straffreie Abtreibung
durch den Mediziner) ausgibt, kann in den Augen der
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einzelnen Frau und ihres Partners nicht unrecht sein.
Die Folge der Krankenkassenfinanzierung war des-
halb die völlige Änderung des Bewußtseins der Allge-
meinheit über die „Rechtmäßigkeit" der Tötung der
ungeborenen Kinder. Eine positive Änderung im Sinne
des Lebensrechtes des ungeborenen Kindes durch
ein neues „Unrechtsbewußtsein", als stärksten
Schutz für das Ungeborene, ist deshalb nur möglich,
wenn der Krankenschein und die Zwangsfinanzierung
der Abtreibung durch die Kassen wieder beseitigt
wird. Alles andere ist letzten Endes fromme Augenwi-
scherei!

3.) Rehabilitierung der Ideologie vom lebensun-
werten Leben durch die Abtreibung mit staatlicher
Hilfe.
Da es keinen prinzipiellen Unterschied gibt, zwischen
der Tötung eines schwer Geisteskranken in einem to-
talen Krieg, in dem der Staat jedes Krankenbett und
jede Pflegerin für seine verwundeten Soldaten braucht
- aus „nationaler und sozialer" Indikation weil sie eine
„unzumutbare Belastung" darstellen - und der Tötung
eines gesunden ungeborenen Kindes, weil es eben-
falls eine „unzumutbare Belastung" sei, bedeutet die
Abtreibung die offizielle Rehabilitierung der Ideologie
vom „lebensunwerten Leben". Dies umso mehr, nach-
dem die vorgeburtliche Euthanasie schon beim blo-
ßen Verdacht auf die Schädigung eines ungeborenen
Kindes bis zur 22. Woche straffrei gemacht wurde.

4.) Wirtschaftliche Gründe:
Der Staat macht sich völlig unglaubwürdig, wenn er
versucht, mit allen Mitteln die Kostenexplosion im Ge-
sundheitswesen zu drosseln und gleichzeitig Milliar-
den aufwendet für die Tötung ungeborener Kinder und
die Krankengelder für absichtlich krank gemachte,
vorher völlig gesunde Frauen.
Nachdem es sich bei den vier Indikationen nach § 218
b lediglich um „straffreie" Unrechtshandlungen han-
delt, bedeutet die Krankschreibung streng genommer
einen Versicherungsbetrug im Sinne einer Selbstver
stümmelung, die auch nicht von den Kassen bezahlt
wird. Die Ärzteschaft und der Staat verlieren damit
auch jedes moralische Recht, unnötige und betrügeri-
sche Krankschreibungen von Ärzten bei anderen Pa-
tienten (ohne Tötungen von Menschen) zu ahnden.

5.) Religiöse Gründe:
Die Verfassung der Bundesrepublik Deutschland und
des Landes Baden-Württemberg bezieht sich aus-
drücklich auf die Verantwortung vor Gott. Unsere Ba-
den-Württembergische Verfassung geht hier sogar
noch weiter und fordert eine christliche Erziehung.
Dies bedeutet, daß die Väter der Verfassungen in Gott
eine objektiv existierende personale höchste Instanz
sahen, der gegenüber wir alle „Antwort" zu geben ha-
ben.
Diese Verfassung wurde geschaffen auf Grund der
verheerenden Erfahrungen des Dritten Reiches mit
dem Abfall und der Leugnung Gottes und der Verant-
wortung vor ihm.
Die Bibel als Grundlage dieses Glaubens bezeichnet
die Moloch- und Baalskulte des Volkes Israel mit der
Opferung der Neugeborenen als der damaligen „so-
zial-religiösen Indikation" als die schlimmsten
„Greuel". „Weil Ihr das Land mit dem unschuldigen
Blut Eurer eigenen Söhne und Töchter befleckt habt,
darum wird Jerusalem zerstört werden..." sagen die
Propheten. Und Jesus fordert, daß man denjenigen,
die diese „Kleinen" schädigen, einen „Mühlstein um
den Hais hängen sollte und sie im Meer ersäufen, wo
es am tiefsten ist!" Das fünfte Gebot lautet: „Du sollst
nicht morden!" „Wer aber mordet, der soll gesteinigt
werden!"
Wer in der Katastrophe des Jahres 1945 das Gericht
Gottes über die Verbrechen von Auschwitz usw. sah,



der kann nicht gleichgültig bleiben, wenn sie sich in
anderer Form heute wiederholen.

Die Gründe GEGEN eine Normenkontrollklage
durch die Landesregierung in Karlsruhe.
1.) „Es gibt eine soziale Notlage, die so schwerwie-
gend sein kann, daß sie nur durch eine Abtreibung be-
hoben werden kann." (Justizminister Dr. Eyrich)
2.) Ein Gang nach Karlsruhe kann bei der derzeitigen
Zusammensetzung des Bundesverfassungsgerichtes
zu einer Ablehnung der Klage führen mit allen rechtli-
chen und psychologisch-politischen Folgen. (Mini-
sterpräsident Späth)
3.) Eine Klage gegen einen Teilbereich des §218 hat
keinen Sinn. Man müßte dann eine Novellierung des
ganzen §218 fordern, bzw. seine Verfassungswidrig-
keit einklagen. (Ministerpräsident Späth)
4.) Die Reichen und Begüterten können dann nach wie
vor abtreiben und die sozial Schwachen werden da-
durch hauptsächlich getroffen.
5.) Wir würden damit die Frauen verurteilen und ankla-
gen, die abgetrieben haben, mit den entsprechenden
Auswirkungen auf ihr Wahlverhalten.
6.) Man kann mit politischen und juristischen Maßnah-
men kein ethisches Verhalten erzwingen.
7.) Ein Gang nach Karlsruhe gibt der gesamten libera-
listisch-sozialistischen und grünen Medienszene die
Möglichkeit, uns fanatisch, ja bei den Feministinnen
und Emanzen, hysterisch anzugreifen. Die Auswirkun-
gen auf die kommenden Landtagswahlen könnten
schlecht sein und uns zahlreiche Wählerinnen und
Wähler kosten.
8.) Man sollte nicht politische Entscheidungen, die
man selbst zu fällen hat, auf das BVG abschieben.
(Ministerpräsident Späth)
9.) Einseitiges Verbot der „sozialen" Indikation führt
zum Massenbetrug durch Abschieben auf irgend eine
„medizinische" Indikation.
10.) Man kann als Politiker nicht christlicher sein, als
die Vertreter der Kirchen, besonders der evang. Kir-
che, die in der Finanzierung der Abtreibungen durch
die Krankenkassen nur die „beste von allen schlech-
ten Lösungen" sehen (Präsident Dr. Löwe, Hannover)
(Kirchenamt der EKD) (Dr. Ernst)

Antworten auf die Gegenargumente 1-10.
Zu 1.) Die allermeisten solcher Notlagen wären durch
die Adoption des Kindes durch gute Ehepaare zu lö-
sen. Es gibt davon 30 mal so viele, wie dafür angebo-
tene Kinder. Durch eine Abfindung für die Mutter
könnten außerdem die Einbußen, die sie durch das
Austragen des Kindes hat, ausgeglichen werden. Be-
zahlen ist immer noch besser als töten! Die ganz selte-
nen wirklichen Notlagen könnten außerdem vom So-
zialamt übernommen werden, das zudem viel bessere
Möglichkeiten der Kontrolle hat, als der Arzt.
2.) Die Verantwortung für die Abtreibungskatastrophe
liegt dann beim Bundesverfassungsgericht und die
Landesregierung und die Baden-Württembergische
CDU können von niemandem mehr beschuldigt wer-
den, daß sie gar nichts für die Beseitigung der Abtrei-
bungsfinanzierung durch die Pflichtkrankenkassen
tun wolle.
Es würde zu einer neuen Solidarisierung mit all den ak-
tiven Kreisen führen, die im Augenblick passiv abseits
stehen oder sogar sich gegen die CDU organisieren.
Der Durchschnittswähler ist zwar vielfach nicht gegen
die Abtreibung, aber er ist auch nicht dafür, daß er
selbst aus der eigenen Tasche die Abtreibungskosten
anderer Leute bezahlen soll.
3.) Eine Klage, wie sie der Kreisverband Tuttlingen iso-
liert gegen die soziale Notlagenindikation anstrengen
möchte, dürfte allerdings erfolglos sein und im besten
Fall zu einer Umlagerung der „Indikationen" führen.
Die Klage im Sinne des Gutachtens von Professor

Isensee und Professor Geiger müßte auf jeden Fall
wegen ihrer juristischen Unwiderlegbarkeit Erfolg ha-
ben.
4.) Die Reichen, die vielfach privat versichert sind,
müssen die Abtreibungen nicht mitfinanzieren, son-
dern nur die Pflichtversicherten, weniger Begüterten.
Und wenn die Ärmeren durch die Kosten von der Ab-
treibung und ihren Folgen abgehalten werden, tun wir
ihnen einen großen Dienst. Im übrigen sind die Rei-
chen bei den meisten kriminellen Handlungen den Ar-
men gegenüber im Vorteil.
5.) Die allermeisten Frauen, die abgetrieben haben,
verlieren ebenso wie ihre Männer die Beziehung zu
Gott und zum christlichen Glauben und damit auch zu
einer „Christlich-Demokratischen-Union".
Dieser Umfunktionierungsprozeß vom christlichen
Menschenbild („Gott schuf den Menschen Ihm zum
Bilde...") zum materialistischen Menschenbild (Zell-
haufen, Himbeere, Kaulquappe, Schwangerschafts-
gewebe, „denkende Materie" (Stalin)) ist die eigentli-
che politisch-ideologische Zielsetzung der Abtrei-
bungsfreigabe, die letzten Endes nichts mit den „ar-
men Frauen" zu tun hat.
Deshalb wird die Abtreibung in allen kommunisti-
schen, sozialistischen und liberalistischen Staaten so-
fort nach der Machtübernahme freigegeben. Eine poli-
tische Rücksichtnahme auf die Wahlstimmen der
Frauen, die abgetrieben haben, ist deshalb sinnlos,
weil die allermeisten nun sozialistisch, liberalistisch
oder grün wählen, aber nicht mehr CDU. Jedenfalls
steht ihre Zahl in keinem Verhältnis zu jenen Wählern,
die sich in ihrem Gewissen durch die Abtreibungsfi-
nanzierung vergewaltigt fühlen und deshalb der CDU
die Gefolgschaft verweigern.
6.) Natürlich genügen juristische und politische Maß-
nahmen nicht, wenn es sich um ein Problem falschen
menschlichen Verhaltens handelt. Aber ohne klare ge-
setzliche Normen für das zwischenmenschliche Ver-
halten und ohne Bestrafung kriminellen Verhaltens
kann kein Staat und keine Gesellschaft existieren.
In einer pluralisitischen Gesellschaft zählen die Forde-
rung von Religionsgemeinschaften im Sinne der 10
Gebote nicht mehr. Die einzige gemeinsame Verhal-
tensnorm, an der sich die Massen noch ein wenig
orientieren, ist das Strafgesetz. Es hat nicht nur eine
Verbrechen verhindernde, sondern auch eine Normen
bildende Funktion und Wirkung. Alle Strafgesetze sind
letzten Endes abgeleitet von ethischen Normen.
7.) Die Feministinnen und Emanzen wählen nicht
CDU. Je fanatischer sie gegen uns kämpfen und je hy-
sterischer sie reagieren, desto mehr werden sich die
schweigende Mehrheit der Bürger um uns scharen,
die nicht wollen, daß diese Chaoten die Macht über-
nehmen. Ein Kampf dieser Kräfte gegen uns ist posi-
tive Wahlpropaganda für uns.
8.) Das Bundesverfassungsgericht fällt mit seinen Ur-
teilen meistens politische Entscheidungen oder sol-
che, die sich politisch auswirken. Seine Aufgabe ist es
vor allem, auch falsche politische Entscheidungen,
wie sie im vorliegenden Fall von der sozialistisch libe-
ralistischen Koalition getroffen wurden, wieder zu kor-
rigieren. Wenn eine solche Korrektur parlamentarisch
politisch nicht erreicht werden kann, aber über das
BVG erreichbar ist, haben die Politiker, denen dieser
Weg durch die Verfassung zusteht, auch die politische
Pflicht, ihn zu gehen! Dies ist dann kein „Abschieben"
eine Entscheidung auf das BVG, weil man ja selbst
eine solche Entscheidung gar nicht anders herbeifüh-
ren kann und einem der Weg über die Bundespartei
und den Bundestag verstellt ist.
Die Entscheidung von Offenburg hat es aber den an-
deren CDU Landesregierungen praktisch unmöglich
gemacht nach Karlsruhe zu gehen, weil der Offenbur-
ger Parteitagsbeschluß ja eine Entscheidung für die
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Beibehaltung der Krankenkassenfinanzierung der Ab-
treibung war, und die CDU Baden Württemberg ja ne-
ben der CSU in Bayern die stärkste Position besitzt.
Was wir glauben, nicht tun zu können, ist für die ande-
ren gerade durch unsere Entscheidung dann erst
recht unmöglich. Vielleicht könnte dann, wenn wir un-
sere Entscheidung revidieren, auch die CSU Regie-
rung in Bayern den Vorreiter machen, so daß wir uns
nur anschließen müßten. Denn sie steht nicht, wie wir,
vor Landtagswahlen.
9.) Ein einseitiger Angriff auf die „soziale Indikation"
wäre falsch und schädlich und würde tatsächlich zu
den Folgen führen.
10.) Die evangelische Kirche Deutschlands und be-
sonders Norddeutschlands ist in einem zunehmenden
Zerfall. Sie wird, wie der Kirchentag wieder bewies,
immer mehr zur Plattform für die Aktionen der Linken
mit SPD und Grünen. Sie kann deshalb für Politiker
keine Richtschnur mehr sein. Dagegen ist die württ.
evang. Kirche, was Landesbischof, Oberkirchenrat
und Landessynode angeht, durchaus auf einer klaren
Linie. Das zeigen gerade die neuesten Beschlüsse
und Anträge auch zur Frage der Krankenkassenfinan-
zierung der Abtreibungen, die sich ja an die Landesre-
gierung richten mit der Bitte, Normenkontrollklage zu
erheben. Sie stehen deshalb hier voll hinter uns.

Politisches Resumee:
Bei emotionsloser Abwägung von Pro und Contra aller
Gründe entsteht ein deutliches Übergewicht der
Gründe für einen Gang nach Karlsruhe im Sinne der ju-
ristischen Gutachten.
Der Angriff für das Lebensrecht der ungeborenen Kin-
der und die Zukunft unseres Volkes gegen die Kräfte
der Zerstörung und Zersetzung schafft Einigkeit und
Durchschlagskraft.
Wenn wir ihn entschlossen gemeinsam führen, wer-
den wir trotz aller Unkenrufe wieder die besten Kräfte
in unserem Lande mobilisieren und die absolute Mehr-
heit wieder erreichen.

S. Ernst

Statt eine klare Antwort auf unsere klaren Argumente,
gab Ministerpräsident Späth folgende Erklärung an
die KNA:

Späth schließt künftige Reform
nicht aus
STUTTGART. (KNA) Der baden-württembergische
Ministerpräsident Lothar Späth hält eine Änderung
des Paragraphen 218 in der Bundesrepublik gegen-
wärtig noch nicht für durchsetzbar, schließt sie aber
für die Zukunft nicht aus. Späth sagte in Stuttgart, Vor-
aussetzung sei eine Bewußtseinsänderung innerhalb
der Bevölkerung in bezug auf die Unantastbarkeit und
die Würde des menschlichen Lebens. Um den Prozeß
der Bewußtseinsänderung zu verstärken, sei es not-
wendig, die soziale Umwelt zu verbessern und „auch
gegen das Pharisäertum in den eigenen Reihen" zu
kämpfen. Mit einer Gesetzesänderung könne nie-
mand sein Gewissen beruhigen, sondern nur durch
Bewußtseinswandel.

Bei dem Parteitag in Leimen stimmte noch die Mehr-
heit der CDU für den Gang nach Karlsruhe.
In Offenburg waren es vor zwei Jahren noch 45%.
Diesjährig in Friedrichshafen noch 35%.

Betr.: KNA Meldung „Späth schließt künftige Reform
nicht aus"

Bewußtseinstrübung statt Bewußtseinswandel?

Wenn man die KNA Meldung liest über die Aussagen
von Ministerpräsident Späth über eine „künftige Re-
form des § 218", so muß man leider feststellen, daß er
trotz aller nun seit Jahren vorgetragenen klaren ratio-
nalen Argumente nach wie vor nicht bereit ist, an die-
sem Punkt endlich einmal logisch zu denken, sodaß
man nicht das Gefühl bekommt, daß bei ihm und an-
deren in dieser Frage, statt des längst fälligen „Be-
wußtseinswandels" eine „Bewußtseinstrübung" ein-
getreten ist. Denn seit Beginn der Debatte um § 218
mit der sog. „sozial-liberalen" Koalition 1970 betonen
wir ununterbrochen, daß der entscheidende Faktor für
die „Bewußtseinsbildung" im Negativen und im Positi-
ven die einzige in einer pluralistischen Gesellschaft
bestehende öffentliche Verhaltensnorm, an der sich
das Bewußtsein von Recht und Unrecht orientiert, das
Strafgesetz ist. Wir sagten voraus, daß es durch die
„Legalisierung" der Abtreibung und durch die Finan-
zierung durch die Krankenkassen (also im Grunde
durch den Staat) als „Rechtsanspruch", zu einer radi-
kalen Änderung des Rechtsbewußtseins in dieser
Frage kommen würde. Das Ergebnis war entspre-
chend. Gegenüber einer damals für das Deutsche Ärz-
teblatt exakt hochgerechneten Zahl von insgesamt
ca. 75.000 Abtreibungen im Jahre 1971 (legal und
Dunkelziffer), sind wir nun bei einer Zahl von minde-
stens 300.000 jährlich angelangt. (Herr Dr. Geißler,
Herr SPD Vogel und ihre Damen bis hin zu Minister-
präsident Späth, arbeiten an dieser Stelle immer mit
Phantasiezahlen, um so zu tun, als ob sich ja durch die
Gesetzesänderung 1974 und 1976 nichts wesentli-
ches geändert habe und sich infolge dessen durch
eine Wiederherstellung des gesetzlichen Schutzes
des ungeborenen Kindes auch nichts ändern könne!)
Herr Späth benützte auf den Parteitagen in Offenburg
und als Grundlage des letzten Leitantrages in Fried-
richshafen sogar noch die Zahlen, der beim Wiesba-
dener Statistischen Bundesamt gemeldeten zehn
oder zwanzig Prozent der Abtreibungen, den man
dann allerdings im letzten Moment abändern mußte,
weil sich herausstellte, daß zwar die Zahl der gemel-
deten Abtreibungen (logischerweise wegen Unmög-
lichkeit der Kontrollen) ständig weiter zurückging,
aber die Zahl der tatsächlichen Abtreibungen in den
Kliniken um 20% im letzten Jahr weiter angestiegen
war.
Alle unsere Dokumentationen, Schreiben, Denkschrif-
ten, Bücher usw. blieben völlig unbeachtet. Dagegen
müssen wir uns jetzt öffentlich als „Pharisäer" be-
schimpfen lassen, gegen die „man in den eigenen Rei-
hen kämpfen müsse"! Ich kann als Arzt hier nur noch
fragen: Wie weit geht die Bewußtseinstrübung statt
des auch bei der CDU Führung dringend nötigen Be-
wußtseinswandels? Wir haben es auf den Parteitagen
wieder und wieder betont, auch auf dem Bundespar-
teitag in Mainz (siehe Protokoll), daß man kein neues
Rechtsbewußtsein schaffen kann, solange das offi-
zielle Recht das Gegenteil als „rechtens" fixiert, indem
man alle Krankenkassenmitglieder, Arbeitgeber und
sogar die Kirchen als Arbeitgeberinnen zwingt, die
Massenliquidation ungeborener Kinder mit ihren Bei-
trägen mitzufinanzieren und damit zum Komplizen der
Killer der ungeborenen Kinder zu werden. Solange die
Abtreibung in der offiziellen ärztlichen Gebührenord-
nung als Rechtsposition und Rechtsanspruch der ab-
treibenden Mediziner durch die Kassenärztlichen Ver-
einigungen per Gesetz „honoriert" werden muß und
die Ärzteschaft damit ihr ethisches Grundprinzip, „nie-
mals absichtlich zu schaden oder gar zu töten", selbst
beseitigen muß, kann doch niemand erwarten, daß es

18



zu einer „Bewußtseinsänderung in Bezug auf die Un-
antastbarkeit und die Würde des menschlichen Le-
bens komme"! Das ist wahrhaft kindliches Wunsch-
denken!
Hier scheint tatsächlich der Konfirmandenunterricht
ungenügend gewesen zu sein! Denn sonst müßte
auch ein Ministerpräsident wissen, daß eine Bewußt-
seinsänderung im Verhalten des Menschen lediglich
durch (positiv) Gewissensbildung oder (negativ) durch
Gewissensverbildung erfolgen kann.
Wer aber behauptet, er wolle Gewissen bilden, und
nicht erkennen will, daß das Gewissen nichts anderes
ist, als das „gewisse Wissen" um die Verhaltensnor-
men von Recht und Unrecht, die sowohl durch die 10
Gebote in einer christlich-jüdischen und auch moha-
medanischen Gesellschaft vorgegeben sind, als auch
durch darauf aufbauende Strafgesetze, und wer als
Ministerpräsident oder als Gesundheitsministerin
oder als CDU Generalsekretär nicht bereit ist, die per-
vertierten öffentlichen Rechtsnormen und Verstöße
gegen das Grundgesetz durch das Bundesverfas-
sungsgericht überprüfen zu lassen, bei dem funktio-
niert entweder das logische Denken nicht mehr oder
er besitzt kein „gewisses Wissen" mehr dafür, was ein
Martin Luther sagte: „Daß die 10 Gebote aufs Rathaus
gehören", also daß sich die Führung eines Landes
oder Volkes zuallererst einmal um die Wiederherstel-
lung der öffentlichen Verhaltensnormen bemühen
muß, wenn sie ihre Entscheidungen nach bestem Wis-
sen und Gewissen gemäß ihrem Eid, „Schaden vom
Deutschen Volk abzuwehren" treffen will.
„Gewissensbildung" vom Staat und der Regierung her
betreiben zu wollen, aber gleichzeitig das Gewissen
aller Krankenkassenmitglieder, Kirchen und Ärzte
durch die Mitfinanzierung der Massentötungen in
schlimmster Form zu vergewaltigen, ist im Grunde so
irrational, daß diejenigen die uns einen solchen Unsinn
erzählen wollen, tatsächlich unter Bewußtseinstrü-
bungen leiden müssen!
Ein Satz wie der: „Mit einer Gesetzesänderung könne
niemand sein Gewissen beruhigen, sondern nur durch
Bewußtseinswandel" ist eines CDU Ministerpräsiden-
ten einfach unwürdig, weil er damit uns alle öffentlich
für dumm verkaufen will(!), um sich selbst seiner
Pflicht zu entledigen, die Frage der Verfassungsmä-
ßigkeit dieses totalen Mißbrauchs der Krankenkas-
senbeiträge zum Töten, statt zum Heilen, durch eine
Normenkontrollklage beim Verfassungsgericht über-
prüfen zu lassen. Ich frage mich, ob Herr Späth und
alle, die er zu diesem Standpunkt überredet hat, tat-
sächlich glauben, daß eine Reform des § 218 in der
Zukunft möglich sei! In Wirklichkeit war doch der Par-
teitag der CDU in Baden Württemberg in Friedrichsha-
fen die wahrscheinlich letzte Gelegenheit, daß ein nur
von der CDU regiertes Land überhaupt einen solchen
Vorschlag machen kann. Selbst der Dümmste müßte
nach dem 13. September 1987 doch wissen, daß die
Kalkulation der Herren Dr. Geißler, Späth und Frau
Süßmuth völlig daneben ging!
Das Ausklammern der Abtreibungsfreigabe brachte
ihnen keine einzige Stimme aus dem liberalen Lager.
Die Vorstellungen des Herrn Dr. Geißler waren falsch,
daß man „neue Wählerschichten" durch liberalisti-
sche Mätzchen gewinnen könne. Das Gegenteil trat
ein. Man verprellte diejenigen, die in der Vergangen-
heit für die CDU mit Überzeugung kämpften und für
diese Partei die Wahlen gewonnen haben. Als ich vor
zwei Jahren beim CDU Parteitag in Offenburg, als Herr
Späth die Delegierten ebenfalls dazu brachte, gegen
einen Gang nach Karlsruhe für die Fixierung der Kran-
kenkassenfinanzierung der Abtreibungen sich mit
knapper Mehrheit zu entscheiden, dem Parteitag
sagte: "Ihr werdet den Segen Gottes verlieren, wenn
Ihr diese Finanzierung der Massentötungen weiterhin
zulaßt," da wurde ich natürlich als eine Art unverbes-
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serlicher christlicher Fanatiker und Moralist öffentlich
abqualifiziert. Jetzt sind wir „Pharisäer, gegen die man
kämpfen muß"! Genügt eigentlich die Quittung des 13.
September Herrn Dr. Geißler und Herrn Späth immer
noch nicht!? - Wie lange will man uns mit blauem
Dunst noch an der Nase herumführen?

Dr. med. Siegfried Ernst, Ulm

Späth setzt sich gegen Gegner
des Paragraphen 218 durch
Parteitag in Friedrichshafen billigt abwartende
Haltung

H. GÜNTER, Friedrichshafen
Grüne, DKP und DGB hatten, Hand in Hand, einen
Protestmarsch angesagt, aus Heilbronn drohte der
Einfall einer halben Hundertschaft Chaoten. Aber
nichts dergleichen gewahrten die Delegierten des 25.
Landesparteitags der CDU Baden-Württemberg in
Friedrichshafen. Christliche Gruppen konservativen
Zuschnitts waren es, die mit ihren Mahnwachen vor
der Tagungsstätte, dem noblen Zeppelinhaus am Ufer
des Bodensees, den Ton angaben. Mit Transparenten
gegen „Baby-Zerstückelung" und die „Tötungs-Mit-
läufer" in der Union, mit einem großen, hölzernen Kru-
zifix, das zwei Tage lang von Hand zu Hand ging. „Für
uns", sagte einer ihrer Wortführer, „geht's buchstäb-
lich darum, wieviel Prozent Christen es noch in der
CDU gibt".

Christen waren sie allemal. Doch diejenigen unter den
400 im Saal, die am Samstag zuerst eine Verschärfung
des Paragraphen 218 StGB, dann eine Verfassungs-
klage gegen die Abtreibung auf Krankenschein ver-
langt hatten, blieben in der Minderheit. Es obsiegte
der hinhaltende Kurs der Parteiführung um Minister-
präsident Lothar Späth. Ihr Leitantrag, der zwar fest-
stellt, daß „die derzeitige Handhabung der Notlagen-
indikation nicht hingenommen werden" könne, Abhilfe
aber nur von einem neuen Bundesberatungsgesetz,
neuen „Handreichungen" für Ärzte und eine „Werbe-
kampagne für das Kind" erhofft, fand eine satte Zwei-
drittelmehrheit. Um die freilich mußte gut sechs Stun-
den gerungen werden. |

Teile der Basis, vorwiegend in den südlichen Landes-
teilen, empfanden die Vorstandsvorlage als „Aus-
flucht" aus der „Schutzpflicht des Staates" gegenüber
dem ungeborenen Leben. „Eine Partei", meinte einer
ihrer Wortführer, der Ulmer Bundestagsabgeordnete
Herbert Werner, „die das C im Namen hat, sollte nicht
Vorschub zur Tötung leisten".

Mehrheitsfähig wurde der Leitantrag nicht zuletzt
durch den massiven Einsatz des Landesvorsitzenden
und seiner Minister. Eine Klage in Karlsruhe, obwohl
früher einmal in Erwägung gezogen, lehnte Späth als
Irrweg ab, die Aufhebung der sozialen Indikation be-
zeichnete er als „zum jetzigen Zeitpunkt nicht verant-
wortbar". Statt dessen müßten die Gesetze „restrikti-
ver ausgelegt", mehr Hilfen und Aufklärungsarbeit ge-
leistet werden. „Erst wenn das alles nicht hilft", sagte
der Ministerpräsident, „können Sie mit mir über eine
Änderung des Paragraphen 218 reden."

Eine Nebenwirkung dieser Haltung: Späths Neinstim-
men-Kontingent bei der Vorsitzendenwahl erhöhte
sich gegenüber 1985 von neun auf 26. Dennoch hatte
er respektable 93 Prozent der Delegierten hinter sich.
Ungleich schlechter erging's dem Präsidenten des
Bundes der Vertriebenen. Herbert Czaja, Bundes-
tagsabgeordneter aus Stuttgart, verlor seinen Platz
unter den 20 Beisitzern im Landesvorstand.
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Was Späth als Scheingefecht und Zahlungsgewissen abtut
Die Angst der christlichen Partei vor der christlichen Entscheidung / Von Harald Günter

Baden-Württembergs Christdemokraten haben übers
Wochenende in Friedrichshafen ein starkes Stück auf-
geführt. Sechseinhalb Stunden debattierten gut vier-
hundert Parteitagsdelegierte über den geeigneten
Weg, Rechtslage und Praxis bei der Anwendung des
Paragraphen 218 des Strafgesetzbuches in der Bun-
desrepublik Deutschland, einer der reichsten Natio-
nen der Welt, in Einklang zu bringen. Mit großem
Ernst, innerer Anteilnahme und ungewöhnlicher Aus-
dauer. Das ehrt eine Partei, zu deren herausragenden
Merkmalen Diskussionsfreude noch nie gehört hat.
Aber ehrt sie auch das Ergebnis?
„Die derzeitige Handhabung der Notlagenindikation
kann nicht hingenommen werden", hieß es in dem
vom Landesvorstand eingebrachten Leitantrag. Und:
In „einer Vielzahl von Fällen" widerspreche diese
Handhabung verfassungsrechtlichen Grundsätzen.
Daß die anhaltende Inflation sozial indizierter Abtrei-
bungen, die bundesweit jährlich zweihundert- bis
dreihunderttausend Kinder das Leben kostet, noch
bevor sie geboren werden, nicht hingenommen wer-
den könne, hatte die CDU Lothar Späths schon auf
zwei früheren Parteitagen, vor vier Jahren in Leimen
und vor zwei Jahren in Offenburg, festgestellt. Nur am
Mut, daraus Konsequenzen zu ziehen, fehlt es ihr bis
heute.
In der Frage einer Verfassungsklage gegen die Abtrei-
bung auf Krankenschein fällt Friedrichshafen sogar
hinter Leimen zurück. Damals hatte man sich noch
klar dagegen gewandt, daß die willfährige Tötung von
Menschenleben durch die Krankenkassen alimentiert
wird, deren Urauftrag die Erhaltung von Leben ist. In
Offenburg wurde der Gang nach Karlsruhe auf die
lange Bank geschoben. Jetzt, in Friedrichshafen, „be-
kräftigte" der Parteitag diese Hinhaltetaktik.
Nun kann keiner sagen, es sei in den letzten zwei Jah-
ren nichts passiert. Baden-Württemberg hat seine
Richtlinien für die Beratung werdender Mütter ver-
schärft. Aber wurde deshalb einer einzigen Bera-
tungsstelle der Zuschuß gestrichen? Nein. PRO FAMI-
LIA, das laut Kultusminister Mayer-Vorfelder „eigent-
lich contra familia heißen müßte", berät auf seine frei-
zügige Weise weiter wie zuvor.
Dann wurden die familienpolitischen Leistungen in
Bund und Land ausgebaut. Aber was passierte? Im
ersten Quartal 1987 kippt der bis dahin rückläufige
Trend der amtlich erfaßten Abtreibungsstatistik. Die
Zahl der Schwangerschaftsabbrüche gemäß einer
„sonstigen schweren Notlage" steigt wieder an. Und
ihr Anteil an der Gesamtzahl der gemeldeten Abbrü-
che liegt im Musterländle zwischen Main und Boden-
see wieder weit über achtzig Prozent.
Das kann mancherlei bedeuten. Barbara Schäfer, Ge-
sundheitsministerin im Kabinett Späth, hält es „durch-
aus für möglich", daß zwar mehr Abbrüche gemeldet,
„im Endeffekt aber weniger vorgenommen werden".
Andererseits räumt der Landesvorstand in seinem
Leitantrag, an dem Frau Schäfer maßgeblich mitge-
wirkt hat, zu Recht ein, daß „die tatsächliche Zahl der
Schwangerschaftsabbrüche wesentlich höher ist und
auch wesentlich mehr Abbrüche bei den Krankenkas-
sen abgerechnet werden, als statistisch gemeldet
sind". Dennoch lautet die Devise: Augen zu und durch.
Ein Verbot der Abtreibung auf Krankenschein könnte
ja, wie Lothar Späth einwandte, „die Abtreibungsfrage
wieder in die Sozialfrage führen".

Damit meinte er offenbar seine Deutung, daß die Rei-
chen dann abtreiben könnten und die Armen nicht.
Aber wenn eine wirkliche finanzielle „Notlage" gege-
ben ist, sodaß ein Kind beseitigt werden muß - falls
das in der Wohlstandsrepublik überhaupt denkbar ist
-, so könnte jederzeit staatliche Hilfe gewährt werden.
Falls aber Reichtum vorliegt: worin besteht dann die
Notlage? Da hätte man gern eine Erklärung des Bun-
desverfassungsgerichts. Jedenfalls: daß die Abtrei-
bungs-Finanzierung durch die Pflichtbeiträge der Ver-
sichertengemeinschaft „für eine zunehmende Zahl
von Bürgern und Bürgerinnen zu einer schweren Bela-
stung ihres Gewissens wird", stand so wörtlich in der
Vorstandsvorlage. Trotzdem bezeichnete Späth die-
sen Ansatzpunkt als „Scheingefecht" und als eine
„Beruhigung" für eine Art „kollektiven Zahlungsgewis-
sens".
So wurde man weder den vorliegenden Anträgen von
der Basis noch dem Ernst der Sache gerecht. Nie war
davon die Rede, daß der Gang nach Karlsruhe Fami-
lienhilfen oder Aufklärungskampagnen überflüssig
machen könnte. Klar ist nur, daß letzteres allein nicht
weiterhilft. Wer, wie Späth, „die moralische Gefühls-
welt der Menschen auf das Thema neu einstellen will",
muß auch den gesetzlichen Rahmen verändern, der
diese Gefühlswelt so in Unordnung gebracht hat.
Die CDU Baden-Württembergs hatte dazu die Kraft
nicht. Den Grund dafür nannte freilich keiner beim Na-
men: Am 20. März 1988 ist im Südwesten Landtags-
wahl. Und da zählen die Stimmen der Lebenden, nicht
die der Beseitigten.

DIE WELT - Nr. 201 - Montag, 31. August 1987

Gefunden:

Wie es mit dem Aufwärtssteigen des menschlichen
Geschlechts ist, so ist es auch mit seinem Abwärts-
steigen. Untergehenden Völkern verschwindet zuerst
das Maß. Sie gehen nach Einzelnem aus, sie werfen
sich mit kurzem Blick auf das Beschränkte und Unbe-
deutende, sie setzen das Bedingte über das Allge-
meine; dann suchen sie den Genuß und das Sinnliche,
sie suchen Befriedigung ihres Hasses und Neides ge-
gen den Nachbar, in ihrer Kunst wird das Einseitige
geschildert, das nur von einem Standpunkte Gültige,
dann das Zerfahrene, Unstimmende, Abenteuerliche,
endlich das Sinnenreizende, Aufregende und zuletzt
die Unsitte und das Laster, in der Religion sinkt das In-
nere zur bloßen Gestalt oder zur üppigen Schwärme-
rei herab, der Unterschied zwischen Gut und Böse
verliert sich, der Einzelne verachtet das Ganze und
geht seiner Lust und seinem Verderben nach, und so
wird das Volk eine Beute seiner inneren Zerwirrung,
oder die eines äußeren, wilderen, aber kräftigeren
Feindes.

Aus: Bunte Steine, von Adalbert Stifter,
Vorrede, geschrieben im Herbst 1852
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Sexualerziehung in der Familie
Wie und wann sag ich's meinem Kinde
Von Heribert Berger

Sozial-
pädiatrie

Zur Frage der Sexualerziehung des Kindes als Kinderarzt
Stellung zu nehmen, ist notwendig, weil zur Zeit die Not auf
diesem Gebiet in den Familien, bei den Eltern und bei den
Kindern, besonders bei den Jugendlichen, groß ist. Eine
Grundaussage gleich am Anfang: Das Wesentliche der
Sexualerziehung soll, wenn sie kindgerecht erfolgen soll,
aus verschiedenen Gründen vorzugsweise in der Familie
erfolgen, wo ja das Meiste und Wichtigste an Erziehung des
Kindes überhaupt erfolgt.

Zuerst einige Grundgedanken zu diesem Thema, die
gleichzeitig meinen Standpunkt begründen sollen:

Erziehung als andauernder Reifungsprozeß

Erziehung ist ein andauernder Prozeß, das heißt, wir alle,
aber ganz besonders das heranwachsende Kind, werden
ständig Einflüssen ausgesetzt, die es zum Erwachsenen
heranführen sollen (es aber auch hemmen können). Es ist
dies sein Reifungsprozeß, der auf vielen Ebenen stattfindet
mit dem Ziel, schließlich als reifer Erwachsener sein Leben
in eigener Verantwortung in seiner Umwelt gestalten zu
können.

Diese Umwelt besteht aus all den leblosen und lebenden
Geschöpfen der Natur, aus unseren Mitmenschen und
schließlich, für gläubige Menschen, aus Gott als den
Schöpfer dieser Welt. Für nichtgläubige Menschen gibt es
für das fehlende Gottesverständnis verschiedene Versu-
che, dieses Vakuum mit Hilfe von irgendwelchen Ersatz-
vorstellungen, von Ideologien, auszufüllen.

Wir alle, aber eben auch das Kind, stehen also dieser
Umwelt gegenüber, erleben diese auf verschiedene Weise
und sind dadurch aufgefordert, auf diese Erlebnisse zu
reagieren, das heißt, die Existenz dieser Umwelt zur Kennt-
nis zu nehmen, sie mit den eigenen Kräften zu erfassen und
versuchen, danach zu leben.

Sinn der Erziehung

Nachdem diese unsere Welt kein Paradies ist, - dieses
haben wir schuldhaft verloren -, leben wir in einer Welt, in
der das Gute und das Böse vorkommt, in der neben der
Wahrheit die Unwahrheit existiert, in der es Leben und Tod,
aber auch Leben zeugen und Leben töten gibt. Zum Wesen
und Auftrag des Menschen gehört es aber, das Gute zu tun
und das Böse zu meiden, die Wahrheit aufzusuchen und ihr
zu dienen und für das Leben Zeugnis abzulegen.

Diesem Auftrag will und soll eine dem Menschsein gerecht
werdende Erziehung dienen. Es ist klar, daß es in einer
solchen Welt, in der noch dazu dieser menschengerechte
Auftrag von vielen Menschen entweder nicht gesehen oder
nicht akzeptiert wird, es Auseinandersetzungen geben
muß, Kampf geben muß, das, was wir einen Lebenskampf
zu nennen pflegen. Unser Lebenskampf besteht also nicht
nur in Bestrebungen, unser materielles Leben, das uns
gegeben wurde, zu erhalten, d.h. zu überleben, was zwei-
fellos eine wichtige Grundvoraussetzung ist, sondern den
ganzen Menschen, zu dem auch sein seelisch-geistiges
Leben gehört, das ja das Eigentliche des Menschenlebens
erst ausmacht, zu verwirklichen.

Vortrag gehalten im Herbst 1986 in Südtirol (Meran. Neumarkt und Brixen)

Ziele der Erziehung

Wo es Kampf gibt, muß es auch ein Ziel geben, das es zu
verwirklichen, zu erreichen gilt. Für an Gott Glaubende,
besonders für gläubige Christen, ist das Ziel klar, weil wir
dieses Ziel von Gott selbst erfahren haben und immer
wieder erfahren können: Er möchte uns, jeden von uns so,
wie Er jeden von uns gemeint hat; wir sollen sein Bildnis
sein; um das möglichst gut werden zu können, bietet Er
uns, wie wir aus der Geschichte der Menschheit, aber auch
aus unserer eigenen Lebensgeschichte und der Lebensge-
schichte anderer Menschen wissen, ständig und unermüd-
lich Seine Hilfe an.

Diejenigen, die ohne Gott und damit ohne dieses Ziel
auskommen wollen, tun sich mit ihrem Menschsein des-
halb viel schwerer, wobei nicht gesagt ist, daß derjenige,
der das richtige Ziel kennt, es auch immer nur leicht hat,
dieses Ziel zu erreichen; aber auch da hat der auf Gott
vertrauende Mensch stets die größere Hoffnung.

Persönlich bin ich tief überzeugt, daß wir Menschen
dieses eine DU, das göt t l i che DU, brauchen, um das zu
werden bzw. der zu werden, der gemeint war. Um das zu
werden, was und wer wir werden sollen, gibt es aber noch
eine weitere Hilfe, das menschl iche DU, den oder die
Mitmenschen. Es ist einer der wichtigsten Aufträge an uns
Menschen, diese Mitmenschlichkeit zu pflegen, d.h. einan-
der zu helfen, rechte Menschen zu werden, worunter sich
die ganze Nächstenliebe verstehen läßt. Wir sollen mithel-
fen sowohl die materielle als auch die seelisch-geistige Not
unseres Nächsten zu lindern, womit auch uns geholfen ist.
Nicht laut und großartig soll diese Liebe sein, aber eindeu-
tig, aus Überzeugung. Einen Menschen lieben würde also
heißen, ihn so zu lieben, wie Gott ihn gemeint hat.

Was gute Eltern wollen

Und das tun die Eltern mit ihren Kindern, wenn sie sie
erziehen, jedenfalls sollten sie es so tun. Sie lieben sie und
möchten, daß „etwas aus ihnen wird". Nur eine gute
Stellung einmal im Beruf und in der Gesellschaft wäre zu
wenig, wäre eine bedauerliche Verkürzung des Auftrages
an uns Menschen. Was gute Eltern wollen, ist, daß ihr Kind
ein guter, vollwertiger Mensch wird.

Hinter dem vielgehörten Satz, „unser Kind soll es einmal
besser haben als wir", verbirgt sich nicht nur der Wunsch
nach materiellem Wohlstand, sondern viel mehr, nämlich
menschliches Glück, wobei von diesen Eltern unbewußt
mitempfunden wird, daß dazu eben dieser hohe Wert des
guten Menschen gehört. Daß dieser Wunsch sich nicht
immer erfüllt, aus ganz verschiedenen Gründen, ist leider
wahr, darf uns aber nicht mutlos machen und darf uns
schon gar nicht dazu verführen, nach falschen Ersatzlösun-
gen zu suchen.

Bedeutung elterlicher Erfahrungen

Und noch etwas: wenn wir unsere Kinder zum richtigen
Menschsein führen wollen, d.h. wenn wir sie richtig erzie-
hen wollen, dann sollte uns nicht nur das Ziel bekannt sein,
sondern wir müssen auch bereits über eigene Erfahrung
darüber verfügen, wie man zu diesem Ziel kommt, wie wir
selbst ihm nähergekommen sind oder wodurch wir uns von
ihm entfernt haben.
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Wir müssen also bereits über eigene Erfahrungen und auch
über von anderen gemachte Erfahrungen, die diese uns
mitgeteilt, also mit uns geteilt haben, verfügen. Ja, wir
müssen selbst schon einiges von dem Notwendigen, um
zum richtigen Ziel zu kommen, für uns verwirklicht haben.
Und selbst, wenn es schwer für uns war, wenn uns wenig
gelungen ist, sollten wir von der Richtigkeit des Zieles und
des Weges überzeugt bleiben - dank der genannten
beiden personalen DU.

Und nun zur Sexualerziehung:

Als gläubige Menschen haben wir erfahren, daß Gott nicht
nur den Menschen erschaffen hat, sondern daß Er ihn als
Mann und Frau erschaffen hat. Warum dies so geschah, ist
ein Geheimnis. Doch hat Gott sich dazu geäußert und uns
einiges über dieses Geheimnis erzählt. Der Hauptgrund
war und ist Seine Liebe.

Gott hat den Menschen als sein DU erschaffen, heißt es,
aus Liebe, und zwar so, daß dieser Mensch fähig ist, Ihn
wieder zu lieben. Und Er hat diesem Menschen ein
menschliches Du dazu gegeben. Er hat Mann und Frau
geschaffen, um das Sein Gottes, das Menschsein in
gegenseitiger Liebe und Hilfe noch besser verstehen zu
lernen, ja Er gab uns damit sogar die Fähigkeit, in dieser
Liebe weiteres Menschenleben zu zeugen.

Achtung der Geschlechter

Das ist der tiefere Grund, warum wir das Geschlechtliche
und die Verschiedenheit der Geschlechter besonders ach-
ten sollen. Der Geschlechtstrieb des Menschen ist eben
nicht allein zu sehen als ein instinktgesteuerter Drang zur
Fortpflanzung, wie beim Tier, sondern er ist beim Men-
schen ein persönlich zu verantwortendes Bedürfnis, die
Liebe zwischen Mann und Frau auch im Körperlichen
mitempfinden zu können, freilich letztlich im Dienste der
Zeugung eines Menschenkindes.

Es ist demnach die Verantwortung vor der Größe dieses
menschlichen Aktes, die unser Verhalten im Geschlechtli-
chen, im Sexuellen zu bestimmen hat, oder umgekehrt, die
totale Mißachtung oder Verachtung dieser gegenseitigen
Verantwortung bedeutet gleichzeitig auch die Zerstörung
der Menschlichkeit dieser unserer Sexualität bzw. sie ist
bereits der Ausdruck einer bestimmten Form von
Unmenschlichkeit, nämlich von Verantwortungslosigkeit.
Denn der Mensch kann und muß sein Tun und Lassen
verantworten, das ist eben typisch menschlich.

Gewissen und Schamgefühl

Bei der Frage um die Richtigkeit unseres Tun und Lassens
helfen uns unser Gewissen und das Schamgefühl. Das
Schamgefühl ist etwa für die Seele das, was für den
leiblichen Organismus die Abwehrmöglichkeiten zum
Widerstehen und zur Bekämpfung von die Gesundheit und
das Leben bedrohenden Infektionen darstellen.

Ohne dieses Schamgefühl werden wir dem anderen, dem
Partner, aber auch uns nicht gerecht, d.h. wir werden vom
Seelischen her krank oder zerstört.

Das Schamgefühl schützt uns davor, Opfer unserer
Triebe und unserer Hemmungslosigkeit zu werden. Den-
ken wir daran, was bei Hemmungslosigkeit alles geschieht!
Wie bei den Abwehrstoffen des Körpers brauchen auch
unsere Seele und der Geist zu ihrem Schutz das r icht ige
Maß an Schamgefühl. In beiden Fällen würde sowohl ein
Fehler dieser Kräfte, als auch ein Übermaß, Krankheit und
Tod im Leiblichen bzw. im Seelischen bedeuten.

Das richtige Maß von beiden aber wird uns zur Verfügung
stehen, wenn wir dem Leben richtig zu dienen bereit sind,
d.h. vor dem Mitmenschen bzw. dem Partner die notwen-
dige Achtung haben und diese auch zum Ausdruck
bringen.

Schamgefühl und menschliche Würde

Das menschliche Gefühl für die eigene Würde hängt näm-
lich merkwürdigerweise ganz eng mit seinem Schamgefühl
zusammen. Damit ist auch schon gesagt, daß unser
Schamgefühl keineswegs nur das Geschlechtliche allein
betrifft; bekanntlich schämen wir uns oder sollten wir uns
immer schämen, wenn wir gegen die Gebote zum Guten
absichtlich oder unabsichtlich verstoßen.

Wir müssen daher auch die dem richtigen Menschsein
entsprechende Norm unseres Verhaltens kennen. Wir
müssen also auch wissen oder wenigstens ahnen, was wir
tun. Zumindest müßten wir die Tat und den Wert unserer
Tat wenigstens dann noch beurteilen, wenn sie schon
geschehen ist. War das Geschehene falsch, müssen wir
uns für das, was wir getan haben, schämen.

Bertold Brecht sagte einmal: „Der Mensch ist vielleicht nie
so sehr Mensch, wie in dem Augenblick, wo er sagt: „Ich
schäme mich". Wir sollen uns schämen, denn die Scham
leitet den Vorgang ein, der es uns erleichtert, die Untat oder
den Fehler, die Schuld, zuzugeben und zu bekennen; als
katholische Christen auch in der Heiligen Beichte, die auch
deshalb „heilig" heißt, weil sie imstande ist, uns wieder zu
heilen.

Nach dieser Darlegung von Gründen, die mir zum Ver-
ständnis richtiger Sexualerziehung als notwendige Voraus-
setzungen erscheinen, wollen wir uns nun fragen:

Wie, was und wann sage ich es meinem Kinde,
unserem Kinde?

Schon der Säugling erlebt, unbewußt freilich, den Unter-
schied der Geschlechter durch das Erleben von Mutter und
Vater. Die pflegende, stillende, nährende Mutter erlebt der
Säugling anders als die kräftig haltende Hand oder die
tiefere Stimme des Vaters, die beide durchaus zärtlich sein
dürfen, doch tönt die Stimme jeweils anders als die der
Mutter. Sehr bald unterscheidet schon der Säugling sehr
wohl zwischen Vater und Mutter, ihr verschiedenes Sein
und Verhalten, und er verhält sich selbst zu den beiden
verschieden.

Ähnliches geschieht in der größeren Familie, wenn bereits
Geschwister, Schwestern und Brüder, oder Großeltern
vorhanden sind. Man soll nicht meinen, daß diese ersten,
unbewußten Erfahrungen im Säuglings- und frühen Klein-
kindesalter nicht wichtig sind, die Vertreter der beiden
Geschlechter werden als solche bereits in diesem Alter
verschieden erlebt.

Fragen des Kleinkindes

So um das 4. Lebensjahr herum kommen die Kinder in das
bekannte Fragealter. Von all dem, was sie sehen und
hören, möchten sie mehr erfahren, ja wissen. Oft stellen sie
sehr ernste, philosophische Fragen, wie: „Leben? Was ist
das?"

Ein knapp vierjähriges Mädchen, namens Evi, kommt vom
Kindergarten heim und erzählt seiner Mutter: „Mama, die
Kindergartentante hat gesagt: Wir müssen uns jetzt das Evi
teilen; gelt, das darf sie nicht, mich zerteilen?" Das gleiche
Kind wußte schon ein wenig darüber, woher die Kinder
kommen. Eines Tages stopfte sie sich ihre Puppe unter das
Kleid vor den Bauch und sagte zu seiner Mutter: „Schau,
Mami, wir kommen jetzt auf die Welt." Darauf die Mutter:
„Ja, aber Evi, Du bist ja schon auf der Welt."
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Kurzes Staunen, dann die Frage: „Was ist denn das die
Welt?" Darauf die Mutter: „Schau hier das Haus, die
Bäume, die Straßen, die Blumen, die Menschen, die Berge
oder dort oben der Himmel, das alles ist die Welt." Darauf
nickt die Kleine, blickt gegen den Himmel und beschließt
das Gespräch mit der Feststellung: „Na, da bin ich aber
neugierig, wie ich da hinaufkomme." -

Sicher gibt es überall auch ordinäre Ausdrücke auf diesem
Gebiet. Ein guter Erzieher wird sie meiden, in einer gesun-
den Familie kommen sie erst gar nicht auf. „Bachelen" ist
z.B. sicher der richtigere Ausdruck in diesem Alter für
„Harnlassen" als der medizinische Ausdruck „urinieren",
obschon es natürlich nicht schlimm ist, diesen zu gebrau-
chen.

Aufklärung des Vorschulkindes

Ein etwas jüngeres Mädchen sieht anläßlich eines Besu-
ches bei einer Freundin der Mutter erstmals ein Bübchen
nackt beim Wickeln. Es schaut interessiert zu, beobachtet,
sagt aber nichts von dem, was es gesehen hat. Erst am
Nachhauseweg sagt es zu seiner Mutter: „Mutti, der Peter"
- so hieß der kleine Säugling - „hat ein ganz anderes Fudi
(volkstümlicher Ausdruck in dieser Gegend für die äußeren
Geschlechtsteile) als ich, warum denn?"

Die Mutter erklärt ihr, daß die Buben, die kleinen wie die
großen, und die Männer, auch der Papi, eben so ein Fudi
haben wie der Peter, während die Mädchen und die Frauen
und die Mutti selbst ein anderes haben, eben so eines wie
du. Kleine Pause. Darauf die etwa Dreijährige: „Nicht wahr,
Mami, aber wir haben das richtige!"

So und auf ähnliche Weise vollzieht sich Aufklärung, auch
Sexualaufklärung und -erziehung in der Familie beim Vor-
schulkind, das schon deutlich natürliche Scham zu zeigen
beginnt.

Das Entscheidende ist, daß die Aussagen des Erziehers,
der Eltern wahr sein müssen, einfach, auch bildhaft, aber
wahr. Mit dem Gebrauch der Sprache oder eines Bildes
dürfen wir nicht verletzen. Weder fertige man das fragende
Kind mit einer Antwort ab, wie „das verstehst du ohnehin
noch nicht", noch mit einer phantastischen Erklärung oder
gar einer Unwahrheit. Auch nicht mit einem gescheiten,
komplizierten Vortrag und Fachausdrücken.

Die Information darf, ja muß aus Rücksicht auf das Verste-
henkönnen und Wesen des Kindes, unvollständig sein.
Und wenn man etwas nicht weiß oder nicht erklären kann,
ist es durchaus auch richtig, dem Kind das einzugestehen.
Das kann es verstehen. Schlimm wäre eine verdrehte
Ausrede oder eine Lüge. Denn damit muß das Kind dann
leben bis es die Wahrheit findet, und das führt schließlich
zur Enttäuschung über den, der ihm Unwahres, bewußt
Unwahres gesagt hat.

„Aufklärung" des Schulkindes

Bei den Schulkindern zwischen 6 bis 10 bis 12 Jahren sind
die Fragen meist schon nicht mehr so direkt, nicht mehr so
unbefangen. Eine gewisse Scheu und die natürliche
Scham spielen mit, doch sind die Fragen und das Interesse
in etwa noch gleich gerichtet. Die Antworten dürfen aller-
dings entsprechend dem schon höheren Anspruch auch
ausführlicher sein. Nicht selten wollen die Kleineren dieser
Altersgruppe „Doktor spielen". Beim Doktor muß man sich
ja für die Untersuchung ausziehen. Ein gewöhnlich harmlo-
ses Erkundigungsspiel, bei dem die Größeren allerdings
nicht mehr mitmachen.

Die Verwendung von medizinischen oder biologischen
Fachausdrücken zur Benennung von Organen und Funk-
tionen der Geschlechtsteile ist meistens befremdend und
wird schlecht verstanden. Man benütze die in der jeweili-
gen Gegend üblichen Volksausdrücke, die anschaulich
und nicht zufällig geradezu zärtlich und rücksichtnehmend
sind.

Geschlechtsunterschiedliche Interessen

Daß Buben und Mädchen verschiedene - manchesmal
auch gleiche - Interessen haben, sollte man unbefangen
zur Kenntnis nehmen und auch zulassen und sogar pfle-
gen. Ich halte nichts vom Versuch, die beiden Geschlechter
gleichzuschalten. Es ist ja merkwürdig genug, daß diejeni-
gen in unserer Gesellschaft, die das heute im Namen des
Fortschrittes tun, immer das weibliche Geschlecht dem
männlichen anpassen wollen, offenbar in der Vorstellung,
letzteres sei das höherwertige. Warum eigentlich?

Gerade in ihrer Verschiedenheit, ihrer natürlichen Artver-
schiedenheit, sind die beiden Geschlechter so interessant
und anziehend. Ihr Wert hängt doch von ihrer Persönlich-
keit ab, d.h. von dem, was sie durch ihr Sein und Verhalten
als Bub oder Mädchen, als Frau oder Mann bedeuten.

Aufklärung zur Geschlechtsreife

Das zweite Lebensjahrzehnt bringt für die Sexualerziehung
eine Fülle besonderer Probleme. Die Mädchen kommen
2 bis 3 Jahre vor den Buben in die Geschlechtsreife. Mit
dieser Geschlechtsreifung vollzieht sich aber auch, etwas
zeitlich verschoben, eine seelisch-geistige und charakterli-
che Veränderung mit dem Kind, hin zum Erwachsensein.

Was die Geschlechtsreife betrifft, so sollte das Mädchen,
wenn möglich, von seiner Mutter und der Sohn von seinem
Vater zur richtigen Zeit, nun noch genauer, über die Anato-
mie und die Funktion der Geschlechtsorgane aufgeklärt
werden, aber auch darüber, wie man sich nun richtig
verhält.

Die Tochter muß nun auch wissen, was eine Regelblu-
tung ist und wie sie zustandekommt und abläuft. Was für
Probleme auftreten können. Was sie bedeutet. Vorher
schon - und das hilft der Mutter den Zeitpunkt des
Gespräches zu wählen, aber auch die richtigen Worte - tritt
ja das Wachstum der Brüste auf, die Geschlechtsbehaa-
rung und erst einige Zeit später die Menstruation, die
Regelblutung. Auch ein weißlicher stärkerer Ausfluß aus
der Scheide, Monate vorausgehend, kündigt oft diese
Monatsblutungen an. Bei starkem Ausfluß soll allerdings
der Arzt konsultiert werden, weil auch eine, meist harmlose
Infektion diese verursachen kann.

In diesem Alter sind es gewöhnlich nicht die Kinder, die ihre
Eltern fragen, sondern die Eltern müssen von sich aus den
richtigen Zeitpunkt abwarten und das Gespräch beginnen.
Das Gespräch soll rücksichtsvoll und frei geführt werden
und nicht verletzend, natürlich ablaufen. Schließlich redet
man ja über etwas ganz Natürliches. Freilich wird man die
besonderen Gefühle des Kindes respektieren.

Bei den jungen Burschen ergibt sich ein ganz ähnliches
Gespräch, weil auch bei ihm die Geschlechtsbehaarung
eintritt, sowie verstärktes Wachstum der Geschlechtsteile
mit Erektionen des männlichen Gliedes und unwillkürlichen
Samenergüssen, meist nachts. Später dann der Stimm-
bruch und gelegentlich und vorübergehend eine gewisse
harmlose Brustdrüsenschwellung. Auch hier wird der Vater
den rechten Augenblick zu finden trachten, der ein gutes
Gespräch ermöglicht.
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Elterngespräche über Liebe und Sexualität Zwangssexualität durch Libertinage

Gewiß ist es auch möglich, daß beide Elternteile mit ihrem
Kind reden, aber immer muß der Ton freundschaftlich-
kameradschaftlich sein und nicht dozierend. Zu diesen
Gesprächen, die ja nicht selten mehrmals hintereinander
Zustandekommen können, gehört auch die Frage des
Geschlechtsverkehres und der Verantwortlichkeit in dieser
Frage.

Aus der Haltung und den Aussagen der Eltern sollten die
Jugendlichen erfahren und verstehen lernen, daß eine
Bekanntschaft oder ein ernstes Verliebtsein nicht primär
eine Angelegenheit des Einsatzes der Geschlechtsorgane
ist, sondern ein Ereignis, das zuerst eine Herausforderung
für die seelisch-geistigen und charakterlichen Qualitäten
des jungen Menschen bedeutet.

Hier darf und muß auch von Verantwortung gesprochen
werden: von der eigenen, von der gegenüber dem Partner
des anderen Geschlechtes, von der gegenüber den Eltern
und der eigenen Familie, gegenüber der Gesellschaft,
gegenüber seiner religiösen Überzeugung und anderes
mehr. Damit sind keine Moralpredigten gemeint, sondern
Erziehungsbemühungen im Sinn von Versuchen, den jun-
gen Menschen von Wahrheiten zu überzeugen, die er noch
nicht kennen kann, die ihn und andere vor Schaden bewah-
ren sollen.

Ratschläge durch Dritte

Alle Eltern und Erzieher wissen, daß sich der Erfolg dieser
gut gemeinten Bemühungen keineswegs immer einstellt.
Warum? Einmal, weil es zur Reifung in der Pubertät natür-
licherweise gehört, daß das junge Mädchen oder der junge
Bursch, kurz das Kind in dieser Entwicklungsphase sich
zum Erwachsenen hin auch charakterlich verselbständigen
muß. Es muß sich zunehmend mehr von den Bindungen
von zu Hause lösen, wobei bewußt und unbewußt der Rat
der Eltern - scheinbar - nicht mehr so angenommen wird,
wie es gut wäre.

Der Jugendliche stellt jedenfalls, wenigstens probeweise
und scheinbar, die elterlichen Ratschläge zur Seite und holt
sich solche von Dritten. Das kann gutgehen, wenn diese
Dritten a u c h die Wahrheit und das Richtige sagen und tun.
Stehen diese aber zur Wahrheit in Widerspruch, dann will
der junge Mensch oft auch das Unbekannte, das Neue
kennenlernen, manchesmal verhält er sich dabei erstaun-
lich unkritisch. Und das kann große Not über diese jungen
Menschen bringen. Kann, muß aber nicht!

Allerdings ist in einer Zeit wie der heutigen, mit ihrem
ständigen Infragestellen auch der gültigsten Werte, die
Gefahr für diese jungen Menschen besonders groß. Man
darf sich über jedes junge Mädchen und über jeden Bur-
schen, der diesen zahlreichen Verführungen widersteht,
nur freuen und ihm gratulieren. Freilich gibt es auch unnötig
viele Opfer dieses Zeitgeistes.

Eine weitere Informationsquelle über Sexuelles sind die
Altersgenossen, Freundinnen und Freunde. Der Gedan-
ken- und Informationsaustausch ist auf dieser Ebene oft
sehr groß. Das kann gutgehen, besonders, wenn wenig-
stens einer von beiden oder einer der Gruppe richtiges
Verhalten und richtige Absichten aus Überzeugung vertritt.
Kameraden und Altersgenossinnen können sich dabei oft
gut helfen. Freilich gibt es auch auf dieser Ebene große
Versager, besonders, wenn sich eine Gruppe findet, die
brutal aufgeklärt wurde und die sich zu brutalem sexuellem
Vorgehen entschließt, oder bereits entschlossen hat.

Im sexuellen Bereich hat sich leider in den letzten zwei
Jahrzehnten auf fast allen Gebieten Schlimmes ereignet,
das nicht weniger schlimm ist, wenn man es als Erfolg einer
Befreiungsideologie bezeichnet.

1978 schon gab es einen Bericht des schwedischen
Sozial- und Kultusministeriums über die Folgen der moder-
nen schwedischen Sexualpolitik, von der der Engländer
Hamford meinte: „Die schwedische Sexualpolitik hat nicht
so sehr Emanzipation gebracht, als vielmehr eine Kon-
vention durch eine andere ersetzt . Wenn die alte
Moral Unterdrückung beinhaltet hat, dann führt die neue
Libertinage zur Zwangssexualität. Unter schwedischen
Schulkindern scheint man sich schon regelrecht zum Bei-
schlaf gezwungen zu fühlen, ob man nun will oder nicht.
Und dennoch sind die Schweden nicht wirklich zufrieden.

Die Kopulationsfreiheit hat zu einer sexuellen Besessenheit
geführt, die das ganze schwedische Leben durchtränkt"
(zit. bei J. Illies, „Der bedrängte Mensch", S. 70).

Folgen der Kopulationsfreiheit in Schweden

Im Deutschen Ärzteblatt wurden Zahlen aus diesem mini-
steriellen Bericht veröffentlicht. Ich zitiere (aus dem glei-
chen Buch von J. Illies):

- die Zahl der wegen Vergewaltigung Verurteilten, mit
einem zunehmenden Anteil Jugendlicher, ist von
1950-1972 um 400% gestiegen,

- die Zahl der aufgeklärten Fälle von Homosexualität mit
Minderjährigen unter 15 Jahren ist von 1973-1974, also
in einem Jahr, um 100% gestiegen,

- die Zahl der unerwünschten Schwangerschaften von
Mädchen unter 14 Jahren ist zwischen den Jahren 1956
und 1972 um 900% gestiegen,

- im Jahre 1973 hat man mit 681 Lebendgeburten bei
14jährigen Müttern einen absoluten Höchststand er-
reicht,

- die Zahl der durchgeführten Schwangerschaftsunter-
brechungen bei Mädchen unter 15 Jahren ist zwischen
1968 und 1974 seit Freigabe der Abtreibung um 200%
angestiegen, trotz Aufklärungskampagnen mit Präven-
tivmitteln usw.,

- die Zahl der Fälle von Gonorrhoe, der Geschlechts-
krankheit Tripper also, ist bei Kindern unter 14 Jahren
zwischen 1950 und 1972 um 900% gestiegen,

- die Zahl der Fälle bei unter 19jährigen hat sich dabei von
1600 auf 7000 Fälle gesteigert, um auch einmal abso-
lute Zahlen zu nennen."

Sexualkunde-Unterricht?

Das alles bei massiver Sexualaufklärung und Sexualunter-
richt in den Schulen, in denen es sogar Präservativautoma-
ten gibt und eigene Schulpflegeschwestern, die, auf
Wunsch, Schülerinnen ab 14 Jahren ein Pessar einführen
dürfen.

Schweden ist nur ein Beispiel dafür, was in unseren Län-
dern im Hinblick auf Sexualität und Sexualerziehung bzw.
deren Folgen geschehen ist. Warum es dazu kam?

Der Gründe dafür gibt es viele, ganz sicher trägt der
zerstörerische und zersetzend wirkende Einfluß moderner
Sexual-Ideologien die Hauptschuld - aber auch eine
erstaunliche Abwehrschwäche vieler Menschen und fal-
sche Erziehungsmethoden, wie dieser Sexualunterricht in
den Schulen.

496 der kinderarzt 18. Jg. (1987) Nr. 4
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Andererseits glaube ich, neue Zeichen zu sehen, wonach
sowohl die Jugendlichen selbst als auch die ältere Genera-
tion feststellt: jetzt ist es genug! Plötzlich reden sogar die
Politiker wieder verstärkt davon, daß es bereits an Moral an
allen Ecken und Enden fehlt und es höchste Zeit sei,
moralisch aufzurüsten. Im Rahmen dieser Ausführungen
konnte ich nur andeuten, was, wie und wann dem Kind im
Rahmen der Erziehung Kenntnisse über das Geschlechtli-
che vermittelt werden sollen.

Zusammenfassung

1. Wie jede Erziehung benötigt auch und gerade die
Sexualerziehung Erziehungspersönlichkeiten, die ein
richtiges Verständnis von menschlicher Sexualität
besitzen. Menschliche Sexualität ist weit mehr als blo-
ßer Genitalismus, als bloße Kenntnis der Anatomie und
das Funktionieren der Geschlechtsorgane.

2. Diese Erziehungsqualitäten sind besonders wichtig für
die Sexualerziehung des Kindes, die immer noch und
weiterhin am besten in der Familie dieser Kinder
geschehen kann.

3. Bei dieser Sexualerziehung der Kinder, die wie jede
Erziehung sich andauernd vollzieht, ist darauf zu ach-
ten, was man und vor allem wie man es dem Kind im
Hinblick auf seine jeweilige geistige und emotioneile
Entwicklung sagt.

4. Wie bei jedem Erziehungsvorgang muß der Erzieher
dem Kinde das Wahre liebevoll, aber nicht emphatisch
weitergeben, auch und gerade in der Sexualerziehung
und dies ganz besonders bei den Jugendlichen.

5. Sexualerziehung ist eben wirklich nicht nur Wissensver-
mittlung von biologischen Fakten, sondern bedeutet
vor allem Stärkung des menschlich richtigen Verhaltens
in sexueller Hinsicht, ein Erziehungsvorgang, der als
Sexualerziehung in der Schule viel schwerer und
wesentlich weniger gut möglich ist als in der Familie.

6. Man schalte daher die Familie bei der Sexualerziehung
der Kinder nicht aus, sondern erst richtig wieder ein.
Dazu gehört eine familienfreundliche Politik, zu der
auch wieder eine Stärkung des religiösen Lebens in den
Familien und in der Gesellschaft gehört.

Folgen einer brutalen Sexualaufklärung

Schließlich will ich noch zitieren, was J. Illies über die
brutale Sexualaufklärung sagt:

1. Sie ist respekt- und lieblos gegenüber dem kindlichen
Schamgefühl.

2. Sie ist irritierend gegenüber den Werten und Normen
der Erwachsenen . . .

3. Brutale Sexualaufklärung ist schädlich für die Ent-
wicklung eines angemessenen Umgangs mit der eige-
nen Sexualität . . .

4. Unsere Welt braucht liebesfähige Menschen. Sie er-
hält diese liebesfähigen Menschen nicht durch Vor-
führung von Sexualakten auf der Bühne, sondern
durch die verläßliche Erfahrung der Jugendlichen, daß
sie selbst geliebt, respektiert, geschützt und ernstge-
nommen werden. Wenn die Pädagogen meinen, sie
könnten dies besser als die Eltern, dann müssen sie es
beweisen. Bis dahin gilt, daß Elternrecht in Fragen der
Kindererziehung vor jedem Gesellschaftsrecht stehen
muß, wenn wir eine wirklich humane Gesellschaft sein
und bleiben wollen". Lenin meinte einmal: „Wer ein
Volk vernichten will, schaffe seine Ethik ab".

Tatsächlich haben die Gesellschaftspädagogen - so
gerade im schwedischen Beispiel, aber auch anderswo -
gezeigt, daß die Sexualerziehung in den Schulen den
Kindern und Jugendlichen nicht gerecht wird, gar nicht
gerecht werden kann, weil sie keine differenzierte Rück-
sicht nehmen kann, die aber in der Erziehung notwendig
ist.
Sexualerziehung ist ein hervorragend klares Beispiel, daß
es dabei nicht um Fachwissensvermittlung, sondern um
Vermittlung menschlicher Werte und menschenwürdigen,
richtigen Verhaltens geht, ein Dauererziehungsvorgang
höchst individueller Art und Rücksichtnahme.

Noch etwas an die Adresse der Jugendlichen:
Fragt Eure Eltern, denn sie wollen Euch helfen, seid keine
penetranten Besserwisser, lebt nicht mit der Vorstellung,
schon im Besitze aller letztgültigen Wahrheit zu sein, nichts
mehr zu brauchen. Damit verstellt Ihr euch die Aussicht,
Notwendiges dazu zu lernen . Seid klug. Schaut Euch die
Dritten, die Ihr befragt, die Euch beibringen wollen, wie
„man sich" in dieser oder jener Lage auch im Sexuellen
richtig verhält, genau an, denn Ihr müßt Euer Verhalten
selbst verantworten.
Diejenigen Jugendlichen, die fragen, die nachdenken, die
sich mit dem selbst Erlebten auseinandersetzen, haben die
Chance weiterzukommen und werden eine menschenwür-
dige Zukunft gestalten können, die eigene, die des Part-
ners, die der eigenen Familie mit der Hilfe Gottes, unseres
verläßlichsten Du.
Anschrift des Verfassers:
o. Univ.-Prof. Dr. Heribert Berger. Vorstand der Univ.-Kinderklinik. A-6020 Innsbruck

Antrag an die Landessynode der
Evangelischen Kirche von Würt-
temberg vom 26.11.1987

Der Evangelische Oberkirchenrat möge an die Bun-
desregierung mit der Bitte herantreten, schwangeren
Frauen, die durch Ultraschallaufnahme des ungebore-
nen Kindes beim Standesamt seine Existenz nachwei-
sen, von diesem Zeitpunkt an Kindergeld zu bezahlen.

Anmerkung: Eine solche Möglichkeit würde bei vielen
Frauen eine positive Einstellung zum Kind schaffen
und ihnen und ihren Männern bewußt machen, daß es
sich hier nicht um „Schwangerschaftsgewebe", son-
dern um ein lebendes Kind handelt. Es würde auch die
derzeitige problematische Situation bereinigen, daß
zwar eine Frühgeburt im 6. oder 7. Monat Kindergeld
erhält, aber ein noch ungeborenes Kind im 9. Monat
nicht.
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Lippische Rundschau

Ex-Frauenklinikchef Prof. Schmidt erhebt Vorwürfe

»Kreis unterhielt in Lage Abtreibungs-Abteilung«

Detmold (fjh). Der frühere Chefarzt der Detmolder
Frauenklinik, Prof. August-Wilhelm Schmidt (Foto),
wirft dem Kreis Lippe vor, im ehemaligen Kranken-
haus Lage eine »Abtreibungsabteilung« unterhalten
zu haben. Diese Kritik äußerte der Mediziner gestern
abend in Bad Salzuflen bei einem Forum der CDU-Mit-
telstandsvereinigung, das sich mit der Reform des
Gesundheitswesens beschäftigte. Schmidt be-
hauptete, daß den Krankenkassen durch die stationä-
ren Abtreibungen in Lage allein 1981 »unverantwortli-
che Mehrausgaben« in Höhe von 500.000 bis 600.000
Mark entstanden seien. Die Zahlen seien der Öffent-
lichkeit bisher nie bekannt geworden. Der Professor:
»Eine skandalöse Komponente haben diese Vor-
gänge, weil der Hauptverantwortliche ein politisch
amtierender evangelischer Pastor ist.« Damit meinte
er Landrat Hans Budde. Damals war der SPD-Politiker
Mitglied des Krankenhausausschusses und bis Ende
der 70er Jahre Unterbezirksvorsitzender. In Detmold
sind nach den Worten des früheren Klinikchefs nur die
Abtreibungen vorgenommen worden, »die aufgrund
der gesetzlichen Regelung möglich waren«.

Schmidt belegte seine Kostenrechnung mit 81er
Stichprobenzahlen aus dem Lagenser Krankenhaus.
So sind nach seinen Angaben etwa 500 Schwanger-
schaftsabbrüche vorgenommen worden. Rund 70
Prozent der insgesamt 731 Patienten habe man we-
gen einer Abtreibung stationär im Krankenhaus be-
handelt. Der Mediziner monierte weiter die »überlange
Verweildauer« in der Gynäkologie: Sie habe in Lage im
Schnitt 10,7 Tage, in Detmold dagegen nur 9,6 Tage
betragen. »Medizinisch ist dies sachlich durch nichts
zu rechtfertigen«, urteilte der 1986 unfreiwillig aus
Kreisdiensten ausgeschiedene Professor.

»Gesteht man eine maximal vertretbare Verweildauer
bei Schwangerschaftsabbrüchen von drei bis vier Ta-
gen zu, falls eine stationäre Behandlung überhaupt
notwendig ist, so wurden die Krankenkassen vom
Kreis Lippe pro Abtreibung mit fünf bis sechs Pflege-
tagen zuviel belastet«, rechnete Schmidt vor. Für die
Versicherer bedeute dies Zusatzkosten von 1000 bis
1200 Mark für einen Schwangerschaftsabbruch.

Westfalen-Blatt Nr. 214,16.09.87

Ärzte boykottieren die Statistik
über Abtreibungen
Kritik an Verzicht auf Bußgeldverfahren

BONN/WIESBADEN. (KNA) Der in Wiesbaden und
Bonn tätige Experte für Statistik und Strukturanalyse,
Rauch, hat den Ärzten vorgeworfen, durch einen
„Boykott" der ihnen gesetzlich vorgeschriebenen
Pflicht, Abtreibungen dem Statistischen Bundesamt
zu melden, die Statistik über Schwangerschaftsab-
brüche zum Scheitern gebracht zu haben.
Zudem kritisiert Rauch in einer am Mittwoch veröffent-
lichten Untersuchung, während die Boykotteure der
Abtreibungsstatistik vom Bußgeld befreit seien, wür-
den die Boykotteure der Volkszählung Bußgeldern bis
zu zehntausend Mark ausgesetzt. Privilegien für Ärzte
aber dürfe es nicht geben.
Laut Rauch waren die Ärzte nach Inkrafttreten des gel-
tenden Paragraphen 218 StGB ursprünglich verpflich-
tet, von ihnen vorgenommene Abtreibungen unter An-
gabe ihres Namens, ihrer Anschrift und der Klinik-
adresse dem Statistischen Bundesamt zu melden.
Nachdem von vielen Ärzten dagegen Beschwerde ge-
führt worden sei, hätten die Statistiker im Einverneh-
men mit der Bundesregierung bereits 1977 auf diese
Identifikationsmerkmale verzichtet. Dadurch sei jede
Rückgriffsmöglichkeit auf den eine Abtreibung vor-
nehmenden Arzt und die Klinik verloren gegangen, be-
mängelt Rauch. Statt die Meldepflicht durchzusetzen,
sei sie durch einen „personen- und klinikbezogenen
Identifikationsverzicht" in eine Art freiwillige Berichter-
stattung umgewandelt worden, und Ärzte, die eine
Schwangerschaft abgebrochen hätten, könnten seit-
her nicht mehr mit einem Bußgeld an ihre Meldepflicht
erinnert werden.

Nach dem Gesetz über die Statistik für Bundes-
zwecke seien diesem Gesetz alle Bundesstatistiken
unterworfen, erläutert Rauch in seiner Untersuchung.
Bei Verweigerung der statistischen Auskunftspflicht
beziehungsweise bei Fehlangabe könne gegen den
Berichtspflichtigen ein Bußgeld verhängt werden. In-
dem der Bund von dieser Handhabe absehe, schütze
er die Boykotteure der Statistik über Schwanger-
schaftsabbrüche vor dem Bußgeld. Damit würde ge-
gen Teile des fünften Strafrechtsänderungsgesetzes
verstoßen. Auch die von der Verfassung garantierte
Gleichheit vor dem Gesetz werde grob verletzt.

Deutsche Tagespost Nr. 102 / 27.08.87
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Organersatzteillager Mensch

Die ARD-Report-Sendung (München) berichtete am
13.10.87 über die Implantation von Nieren, die anen-
zephalen Kindern, denen die Schädeldecke und große
Teile des Gehirns fehlen, zu Transplantationszwecken
an der Universitätsfrauenklinik in Münster entnommen
worden waren. Dieses Geschehnis hat viele Men-
schen erstaunt, erschreckt, empört und alarmiert. Der
Kardinal-von-Galen-Kreis, Münster, dessen Gründer
und Vorsitzender Heribert Börger ist, hat gegen die lei-
tenden Professoren und die Mitglieder des Transplan-
tationsteams „wegen des dringenden Verdachtes von

Mord- und Totschlagsdelikten in der Universitätsklinik
Münster" Strafanzeige erstattet. Am 11.11.87 berich-
tete die MÜNSTERSCHE ZEITUNG, Prof. Dr. Fritz Bel-
ler habe bestätigt, daß bis zu einer richterlichen
Grundsatzentscheidung in der Universitätsklinik Mün-
ster keine Schwangerschaftsabbrüche mehr vorge-
nommen werden, wenn die Diagnose der Anenzepha-
lie erst nach der 22. Schwangerschaftswoche gestellt
werden könne.
Wir bringen nachstehend einige Beiträge, die die Ge-
schehnisse verdeutlichen.

Vorbemerkung (E. Backhaus):

Herr Professor Beller hat die Geburt der voll ausgetra-
genen Kinder (eines wurde normal entbunden, das an-
dere durch Kaiserschnitt) als Abtreibung deklariert.
Das hat in schockierender Weise zu Bewußtsein ge-
bracht, daß in Deutschland bei Vorliegen der entspre-
chenden Indikation ungeborene Kinder bis zum Ende
der Schwangerschaft straffrei getötet werden dürfen.
Ob Prof. Beller Recht hat, wenn er glaubt, hier liege ein
Sonderfall eugenischer Indikation vor, der eine straf-
freie Abtreibung im letzten Trimester der Schwanger-
schaft gestatte, sei dahingestellt. In diesem Fall dürfte
es sich jedoch nicht um Abtreibung handeln, da die
strafrechtliche „Menschwerdung" mit den „Eröff-
nungswehen" erfolgt (diese willkürliche Grenze für die
Zuerkennung des Menschseins, die ein aufsehenerre-
gendes Urteil des BGH im April 1983 bestätigt hat,
dürfte übrigens das herausragendste Beispiel dafür
sein, wie weit sich gesetztes Recht von der Lebens-
wirklichkeit entfernen - ja sie total negieren - kann).
Aus dem nachstehenden Leserbrief geht hervor, daß
hier auch deshalb nicht von „Abtreibung" gesprochen
werden kann, weil diese Kinder, die lebend geboren
wurden, nicht an den Folgen eines Abtreibungseingrif-
fes, der vor den Eröffnungswehen erfolgte, gestorben
sind, sondern aufgrund der Nierenentnahme nach
normaler Entbindung und Kaiserschnitt.

Gegner jeglicher Abtreibung
Zu „Professor Dr. Beller: Verschwendung von
Volksvermögen."

Die Forderung der § 218-lnitiative-Münster, an der
Universitätsfrauenklinik Münster Abtreibungen auf-
grund der Notlagen-Indikation durchzuführen, weist
der Direktor dieser Klinik, Prof. Dr. Beller, u. a. damit
zurück, daß die Kapazitäten der Klinik mit der Sorge
für Schwerkranke und mit Schwangerschaftsabbrü-
chen aufgrund der eugenischen Indikation ausgela-
stet seien. Bei „genetischen Fehlbildungen" sei die
Klinik zum Abbruch verpflichtet, wenn die Frau das
wünsche.

Die offenen Worte von Professor Beller haben das oft
verdrängte Wissen um die Tatsache ins Bewußtsein
gehoben, daß auch an Institutionen von höchstem
medizinischen Rang viele ungeborene Kinder getötet
werden.

Zunächst einige Fakten:
Das ungeborene Kind darf nach § 218 wegen eines
vorliegenden oder eines künftig eventuell zu erwarten-
den Erbleidens, welches die Schwangere als unzu-
mutbar empfindet, bis zum Ende der 22. Schwanger-
schaftswoche straffrei getötet werden (eugenische In-
dikation). Der für die Reform des § 218, die praktisch

einer Freigabe der Abtreibung gleichkommt, verant-
wortliche Gesetzgeber (die damalige SPD/FDP-Re-
gierung) bezeichnete eine 25%ige Sicherheitspro-
gnose für den vermuteten Schaden als wünschens-
wert. Dieser Satz hat sich zur Faustregel an den Hu-
mangenetischen Instituten der Universitäten entwik-
kelt. Im StGB-Kommentar von Dreher heißt es dazu,
ein 25%iges Schädigungsrisiko bedeute eine 75%ige
Wahrscheinlichkeit der Vernichtung gesunder „Foe-
ten".

Der 1976 reformierte § 218 läßt straffreie Abtreibung in
zweifacher Form zu:
1. Durch Tötung des Kindes im Leib der Mutter und
2. durch die Abtreibung eines Kindes, das lebend zur

Welt kommt und an den Folgen der Abtreibung
stirbt.

Nach dem Schönke/Schröder StGB-Kommentar ist
ab 22 Wochen mit einem lebensfähigen Kind zu rech-
nen. Es sind - vor allem in den USA - Fälle bekannt, wo
noch früher zur Welt gekommene Kinder überlebt ha-
ben.

Bei Abtreibungen aus eugenischer Indikation, die oft
spät im 6. Schwangerschaftsmonat durchgeführt
werden, wird hauptsächlich das Wehenmittel Prosta-
glandin (manchmal mit einem Zusatz von Kochsalz)
eingesetzt. Dabei ist mit einer gewissen Zahl von Kin-
dern zu rechnen, die lebend zur Welt kommen.
Es erheben sich nun folgende Fragen, um deren öf-
fentliche Beantwortung ich Professor Beller bitte:

Mit welchem Medikament werden in der Universitäts-
frauenklinik Münster Abtreibungen aufgrund der eu-
genischen Indikation durchgeführt?
Werden folgende Forderungen, die sich aus dem gel-
tenden Strafrecht ergeben (das abgetrieben lebende
Kind gilt als Mensch) dabei beachtet:
1. Kontrolle der Lebensfähigkeit durch einen neutra-

len Arzt.
2. Medizinische Rettungs- und Hilfsmaßnahmen, so-

wie pflegerische Versorgung derjenigen Kinder, de-
ren Lebensfähigkeit durch den Abtreibungseingriff
nicht zerstört wurde.

3. Pflegerische Versorgung und medizinische Hilfe im
Sterben für diejenigen Kinder, die durch die Abtrei-
bung in ihrer Lebensfähigkeit zerstört wurden.

4. Keine Verwendung dieser Kinder für wissenschaft-
liche Experimente.

5. Humane Bestattung der gestorbenen Kinder.
Die obigen Ausführungen möchte ich ergänzen durch
die Feststellung, daß ich ein Gegner jeglicher Abtrei-
bung bin und mich für die Wiederherstellung des vol-
len strafrechtlichen Lebensschutzes der ungeborenen
Kinder vom Augenblick der Befruchtung an einsetze.

Elisabeth Backhaus
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Anmerkung der Redaktion:

1. Die § 218-lnitiative-Münster forderte laut Bericht in
der MÜNSTERSCHEN ZEITUNG vom 21.1.86 von
der Universitätsklinik als öffentlich-rechtliche Insti-
tution die Einräumung „gesetzlich verankerten
Rechts auf Durchführung eines Schwangerschafts-
abbruchs auf Grund der Notlagenindikation". Dies
ist beispielhaft für die Auslegung des Gesetzes
durch die Anti-Leben-Bewegung. Man kann es in
ihren zahlreichen Schriften unschwer nachlesen.

2. Zu der Möglichkeit von lebend geborenen Kindern
durch medikamentöse Abtreibung heißt es in „Me-
dical Tribune" vom 14.8.84: „Die Abtreibung mit
Prostaglandinen, in Deutschland die Standardme-
thode bei fortgeschrittenen Schwangerschaften,
gilt in Amerika als Verfahren, bei dem am ehesten
mit lebend ans Licht kommenden Kindern zu rech-
nen ist. In den USA werden vorerst noch am häufig-
sten die für die Mütter gefährlicheren Salzinstillatio-
nen in die Fruchtblase vorgenommen, die gewöhn-
lich zu einem Absterben des Kindes führen. Ge-
wöhnlich - aber eben nicht immer.
In einem Universitäts-Hospital in Newark kam auf
diese Weise letztes Jahr im Januar ein Kind zur
Welt, das erst mehr als ein Vierteljahr später an ei-
ner Meningitis starb. Deshalb sind die Gynäkologen
dort nun auch zu der sich immer mehr durchsetzen-
den Dilatation und Evacuation " (D&E=Erweiterung
des Muttermundes, Zerstückeln des Kindes und
„Entleerung der Gebärmutter", d. Red.) übergegan-
gen. Diese Prozedur wird als eine der sichersten für
die Frau und psychologisch am wenigsten trauma-
tisierend empfunden."

Drahtseilakt
Hirnlose Kinder als lebende Nierenspender benutzt

Die Fälle

Im ersten Fall war die schwere Mißbildung erst in der
36. Schwangerschaftswoche entdeckt worden. Die
Entbindung erfolgte zwei Wochen später. Das Neuge-
borene wurde unmittelbar künstlich beatmet und der
Kreislauf mit Medikamenten hochgehalten, bis die
Nierenentnahme 45 Minuten nach der Entbindung er-
folgen konnte. Nach entsprechender Vorbereitung
wurde jeweils eine Niere einem neun- bzw. vierjähri-
gen langzeitdialysierten Kind implantiert.

Im zweiten Fall handelte es sich um eine Zwillings-
schwangerschaft. In der 16. Schwangerschaftswoche
war ein Zwilling als gesund, der andere als anencephal
diagnostiziert worden. Die Eltern entschieden sich ge-
gen die Möglichkeit des „Teilabortes", und die Mutter
zog es vor, auch den anencephalen Zwilling auszutra-
gen, mit dem Ziel, ihn als Organspender zur Verfügung
zu stellen. Nach Kaiserschnitt in der 36. Schwanger-
schaftswoche wurde der Anencephalus ebenfalls be-
atmet und kreislaufbehandelt. Die Nierenentnahme
erfolgte 60 Minuten nach Entbindung. Da aktuell kein
Kind als Empfänger zur Verfügung stand, wurden
beide Nieren einem 25jährigen Patienten verpflanzt.
Die Nierenfunktion aller drei Empfänger war zum Be-
richtszeitpunkt sehr zufriedenstellend.

Die Lobeshymnen der Medien von München bis Berlin
über den „weltweiten Durchbruch" waren einhellig. Es
wurde der „ethische Sonderfall" postuliert, es wurde
für wichtig gehalten, daß „durch Transplantations-
möglichkeit ... die Schwangerschaft von Müttern nicht
lebensfähiger Leibesfrüchte noch einen echten Sinn
(erhält)", und ganz kühle Köpfe begannen bereits die
Zahl der neuen Organspender hochzurechnen: „Pro
Jahr 500 Fälle".

Völlig aus dem Blick geriet in der Medien-Euphorie,
daß es in der Bundesrepublik überhaupt keinen Be-
darf an ethisch fragwürdigen Experimenten gibt, um
den Spender-Pool zu erweitern. Es ist ganz im Gegen-
teil nur durch Besonnenheit, Diskretion und über jeden
ethisch-moralischen Zweifel erhabene Praxis zu errei-
chen, daß die in der Bevölkerung reichlich vorhande-
nen Vorbehalte und Ängste bezüglich der Organ-
spende abgebaut werden.

Die Fakten zu dieser medizinisch-ethischen Sensation
sind nicht irgendwo zu lesen, sondern in einem - wenn
nicht in dem renommiertesten Fachblatt der schulme-
dizinischen Welt, dem „New England Journal of Medi-
cine", Volume 316 vom April 1987. Hier eine Veröffent-
lichung placieren zu können, bedeutet für jeden medi-
zinischen Forscher, zumal, wenn er nicht aus dem
englischsprachigen Raum kommt, eine enorme-Aus-
zeichnung. Die Autorengruppe, angeführt von Wolf-
gang Holzgreve, Privatdozent und Oberarzt an der
Universitäts-Frauenklinik in Münster, berichtet über
drei gelungene Nierentransplantationen, die vor an-
derthalb und zweieinhalb Jahren durchgeführt wor-
den waren. Die Spender waren anencephale Feten.

Daß hirnlose Feten zur Organspende herangezogen
werden, insbesondere auch zur Nierenspende, ist ge-
nausowenig neu wie sensationell. Auch daß die Or-
gane Ungeborener, verpflanzt in ältere Kinder oder so-
gar Erwachsene, durch sehr schnelles Wachstum die
geforderte Funktion rasch übernehmen können, ist
Schnee von gestern. Längst aber auch hat sich erwie-
sen, daß Nierentransplantationen von anencephalen
Neugeborenen deutlich mehr operativ-technische
Probleme bieten, und auch die spätere Funktion häu-
fig schlechter ist als bei Organen anderer Spender.Ein
nicht unwesentlicher Grund wird darin gesehen, daß
aufgrund auch der speziellen Hirnmißbildungssitua-
tion eine korrekte Todeszeitbestimmung schwierig ist.
Vor dem Eintritt des zweifelsfrei nachweisbaren Hirn-
todes treten daher meist andere Komplikationen -
zum Beispiel eine Sepsis - auf, die eine spätere Organ-
spende nicht mehr zulassen. Dieses Problem hat die
Arbeitsgruppe um Holzgreve damit umgangen, daß
sie den Todeszeitpunkt überhaupt nicht abgewartet
hat. Es wurde kurzfristig alles intensivmedizinisch
Mögliche getan, um die Vitalfunktionen Kreislauf und
Atmung auf hohem Niveau aufrechtzuerhalten, um
dann dem so lebenden Organismus die Organe her-
auszuoperieren.
Umgangen wurde auch das für Transplantationen aus
gutem Grund erforderliche Kriterium, daß der Hirntod
des Spenders durch einen Neurologen oder Neuro-
chirurgen, der nicht in das Organentnahme- oder
Transplantationsverfahren verwickelt ist, festgestellt
werden muß. Gerade mit dieser Frage steht und fällt
die Integrität der gesamten Transplantationsmedizin,
und Holzgreve, Beller und Mitarbeiter werden sich fra-
gen lassen müssen, ob sie diese Integrität nicht leicht-
fertig eigenem Ehrgeiz geopfert haben.

Entsetzlich wird die Vorstellung allerdings da, wo Bel-
ler, laut „Medical Tribune" und anderen Medien, dazu
aufgerufen haben soll, daß die Schwangeren ihre An-
encephalen nun doch austragen sollen, damit mehr
Organe zur Verfügung stehen.
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Auch ein anderer Punkt läßt aufhorchen: „Wir wollten
sicher sein, daß die Transplantationen erfolgreich ver-
liefen", begründete Prof. Dr. Fritz K. Beller das lange
Stillschweigen. (Westfälische Nachrichten, 22. Mai
1987).

Auch für jemanden, der sich selbst als „extrem kon-
servativen Ethiker" bezeichnet, darf nicht der Erfolg
seines Tuns zum Nachweis für die Moralität des Han-
delns dienen. Denn dieser Begründungszusammen-
hang läßt unmittelbar den Umkehrschluß zu, daß ein
Mißerfolg zu Stillschweigen, wenn nicht gar zu Vertu-
schung geführt hätte. Mit dieser Äußerung hat Beller
parademäßig vorgeführt, daß die öffentliche Kontrolle
der wissenschaftlichen Forschung, gerade auch in
den ethisch so problematischen Grenzbereichen der
Menschenversuche, nicht funktioniert, da es doch ge-
lang, die Öffentlichkeit so lange von einer elementaren
ethisch-moralischen „Neuorientierung" auszuschlie-
ßen. Übrigens war auch die einst von Beller mitiniti-
ierte freiwillige Ethik-Kommission der Universität ak-
tuell nicht damit befaßt worden.

Es ist dem Team um Wolfgang Holzgreve zu glauben,
wenn es in seiner Veröffentlichung, bezogen auf die
konkret dargestellten Fälle, die Erleichterung dieser so
sehr leidenden Eltern beschreibt, als sie von der Per-
spektive der Organspende erfuhren. Unverständlich
bleibt zunächst die Notwendigkeit, hier „ethisches
Neuland" zu betreten. Sinn bringt hier erst die im aktu-
ellen Medienspektakel veröffentlichte These, daß mit
einem Austragen der anencephalen Feten der „Spen-
derpool" deutlich erweitert werden könnte und mit der
Organentnahme - ohne die klassischen Kriterien der
Todeszeitbestimmung einzuhalten - die Erfolgsquote
deutlich verbessert werden könnte. Sarkastisch kann
man es als „Erfolg" bezeichnen, daß den münster-
schen Geburtshelfern der Nachweis gelang, daß es
bereits ein menschliches Wesen gibt, das offensicht-
lich unter Umgehung des üblichen Reglements, als
„Organersatzteillager" herangezogen werden kann,
ohne daß bislang die Justiz eingegriffen hat.

Erschreckt werden allerdings all jene zurückweichen,
die noch vor nicht allzu langer Zeit durch die ernsthaf-
ten Angebote, Organspender aus Entwicklungslän-
dern gegen höhere Geldsummen zu organisieren,
sensibilisiert worden sind. In diesem Zusammenhang
erscheint auch der Schlußsatz der Veröffentlichung im
„New England Journal", in dem die Erweiterung des
beschriebenen Vorgehens auf andere Mißbildungs-
syndrome und das Angebot von Geldzuwendungen
an die betroffenen Schwangeren abgelehnt wird, als
Rhetorik, so ernsthaft er auch von den Autoren ge-
meint sein mag.

dg 10/87

Fragen der „Report"-Redaktion
an die Bundesärztekammer zur
Sendung am 13. Oktober 1987

1. Frage Report:
„Wie beurteilt die Bundesärztekammer Organent-
nahme bei Anencephalen, deren Vitalfunktionen
(Spontanatmung und Kreislauffunktion) noch erhal-
ten sind?"

Antwort Bundesärztekammer zu Frage 1:
. „Eine Organentnahme bei Anencephalen, deren Vi-
talfunktionen (Spontanatmung und Kreislauffunk-
tion) noch erhalten sind, ist nach Meinung der Bun-
desärztekammer ausnahmslos unzulässig."

2. Frage Report:
„Ist es Ihrer Meinung nach vertretbar, bei Anence-
phalen eine Organentnahme vorzunehmen, ohne
daß ein von der Organentnahme unabhängiges
Neurologenteam eine Hirntod-Untersuchung (so-
weit überhaupt möglich) vorgenommen hat?"

Antwort Bundesärztekammer zu Frage 2:
„Die Kriterien zur Feststellung des Hirntodes setzen
voraus, daß vor dem unterstellten Tod ein funk-
tionsfähiges Gehirn gegeben war. Eine Organent-
nahme bei Anencephalen wäre nur zu erwägen,
wenn nach einem unwiederbringlichen Verlust von
Stammhirnfunktionen und nach künstlicher Beat-
mung es nach Stunden oder Tagen zu Zeichen des
Hirntodes, das heißt auch zum Verlust anfänglich
nachweisbarer Restfunktionen kommt. Dann muß
der Tod durch zwei nicht an der Organentnahme
beteiligte Ärzte festgestellt werden, die über ent-
sprechende intensivmedizinische und neurologi-
sche Erfahrungen verfügen."

3. Frage Report:
„Wie beurteilen Sie die Behauptung von Prof. Beller
aus Münster: hirnlos - hirntot? Ist diese Behaup-
tung aus wissenschaftlicher Sicht haltbar?"

Antwort Bundesärztekammer zu Frage 3:
„Die Gleichsetzung von „hirnlos - hirntot" wurde
von HARRISON im Hastings Centre Report 1986
verwandt. Wenn der Nachweis wissenschaftlich
exakt geführt werden kann, daß tatsächlich keine
Hirnanteile (Stammhirn und verlängertes Mark) an-
gelegt sind, kann beim Fehlen von Hirn kein Hirntod
eintreten. Für den Tod des Anencephalen müssen
daher andere Kriterien - wie zur Frage 2 beantwor-
tet - aufgestellt werden, als die in den Richtlinien zur
Feststellung des Hirntodes beschrieben."

Redaktion: Damit hat die Bundesärztekammer einiges
zur Erhellung des Problemes beigetragen.

Aus der nachfolgenden Übersetzung eines amerikani-
schen Artikels, ist zu entnehmen, daß in den USA of-
fenbar noch nichts über eine Organentnahme an An-
encephalen bekannt geworden ist.

Eine Neudefinition des Todes, um
den Bedürfnissen des NEW AGE
zu entsprechen.
Aus CRTI Report, September/Oktober 1987
Herausgeber: The Center For The Rights Of The Ter-
minally ILL, 3423 Powderhorn Circle, Billings, Mt
59102, USA

Es ist weithin anerkannt, daß die Forderung nach
neuen Todesdefinitionen insbesondere auf den
Wunsch zurückgeht, die legalen Hindernisse für die
Entfernung lebender Organe zu Transplantations-
zwecken auszuräumen. Es ist verwirrend, sich vorzu-
stellen, daß - während man langsam stirbt - Ärzte be-
obachtend darauf warten, eine Todeserklärung (nach
immer weicher werdenden Kriterien) auszustellen, um
Organe entnehmen zu können.

Organe müssen, um für eine Transplantation geeignet
zu sein, entnommen werden, ehe der Kreislauf been-
det ist und die irreparable Zerstörung der Zellen be-
ginnt. Eine Todeserklärung muß also schnell erfolgen,
bevor Herz, Lungen, Nieren und Leber durch eine Ver-
schlechterung für eine Transplantation nutzlos gewor-
den sind.
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In der Eile, eine Person für tot zu erklären, sind Fehler
gemacht worden. Es ist nicht unmöglich, daß jemand,
der noch lebt, als tot beurteilt wird.

Die Anstrengungen sollten dahingehen, den Moment
des Todes genau zu bestimmen, um zu vermeiden,
daß Lebende als Tote behandelt werden. Doch die
hierauf gerichteten Anstrengungen scheinen geringer
zu sein als diejenigen, die auf den Wunsch nach leben-
den Organen abzielen.

In den letzten zwei Jahrzehnten ist viel berichtet wor-
den über neue Maßnahmen lebenserhaltender Medi-
zin, die eine Neudefinition des Todes erforderlich
machten; es sei jetzt möglich, eine tote Person längere
Zeit zu erhalten, indem man Blut durch mechanisch
ventilierte „menschliche Organhülsen" pumpt. Doch
die Probleme im Hinblick auf den Todeszeitpunkt
kommen nicht von neuen Kenntnissen und Fertigkei-
ten, sondern von Bedürfnissen und Wünschen, die
diese neuen Möglichkeiten in uns hervorgerufen ha-
ben.

Nach neuen gesetzlichen Definitionen des Todes wird
verlangt, um medizinisches Personal vor strafrechtli-
cher Verfolgung zu schützen. Für die meisten Men-
schen ist es schwierig, sich den neuen Vorstellungen
über das, was „Leben" bedeutet, anzupassen. Wir
verstehen nicht, daß der vor uns liegende geliebte
Mensch tot sein soll, weil keine Hirnstromwellen (und
andere Hirntodanzeichen) vorhanden sind, wenn sein
Herz schlägt und viele andere Zeichen des Lebens da
sind.

Das Bedürfnis nach Transplantationen hat zu kom-
merziellen Angeboten von Organen geführt. Dagegen
wehren sich jene Ärzte, die besorgt sind, daß käufliche
Organe zu Mord und zur Übernahme des Marktes
durch das organisierte Verbrechen führen. Sie glau-
ben, das Versprechen finanzieller Hilfe bei der Bezah-
lung von Krankenhausrechnungen könne für die Fami-
lie ein Beweggrund sein, die Organe der verstorbenen
Angehörigen zu spenden. Es könnte die Familie auch
zu übereilten Entscheidungen veranlassen (American
Medical News, Nov. 1978.)

Es werden jene kritisiert, die darauf bestehen, daß der
Todeseintritt mit Sicherheit feststehen muß, ehe Or-
gane entnommen werden. Doch THE NEW ENGLAND
JOURNAL OF MEDICINE, 2. April 1987, berichtet:
„Das Problem liegt darin, daß jüngere Kinder be-
schrieben wurden, bei denen die akzeptierten klini-
schen Kriterien oder Laborergebnisse (oder beide) für
Hirntod bei älteren Kindern oder Erwachsenen zutra-
fen, die jedoch mit verschiedenen Graden von Unfä-
higkeit überlebten."

Infolge der wachsenden Bedürfnisse nach kindlichen
Organen, die sich für eine Transplantation eignen,
wurden Vorschläge gemacht, die gesetzliche Todes-
definition so auszuweiten, daß sie lebende anence-
phalische Kinder umfaßt. Diese Vorschläge zeigen,
wie weit einige gehen wollen, um Organe zu beschaf-
fen.

Es ist verwirrend und irgendwie schockierend, daß je-
mand für tot erklärt werden kann, wenn die traditionel-
len Kriterien ihn als lebend ausweisen würden. Dies ist
ein Gebiet, das sich ausweitet durch die drängenden
Forderungen nach Organen zur Transplantation. Es
verdient unser aller größte Aufmerksamkeit.

Anna Bella Lincoln

EÄ-Redaktion: Am 14.3.81 berichtete DIE WELT unter
der Überschrift „Streit in England: ,Wann ist der
Mensch nun wirklich tot?'" (Autor Fritz Wirth): „ Wie
heikel und folgenreich diese Debatte" (um die Organ-

verpflanzung) „ist, bewies die BBC mit ihrer einstündi-
gen Sendung.
Die Unterstellungen dieses Programms waren unge-
heuerlich. Es behauptete, daß möglicherweise nicht
alle Organspender tatsächlich tot waren, als ihnen
Herz oder Nieren entfernt wurden. Die Vorführung von
fünf Fällen - sie stammen alle aus den USA - in denen
Patienten den Todesbefund der Ärzte überlebten,
schien diese These zu belegen..."

Lebensrecht
zu den Richtlinien des Wissenschaftlichen Beirats der
Bundesärztekammer:

Widerspruch

Pränatale Diagnostik ist indiziert, um frühzeitig Behin-
derungen aufzudecken, die operativ oder anderweitig
therapiert werden können. Dieses lobenswerte Ziel
tritt jedoch in den Empfehlungen des Wissenschaftli-
chen Beirates der Bundesärztekammer völlig in den
Hintergrund. Wohl deswegen, weil man in den aller-
meisten Fällen dem Kind leider nicht helfen kann. Und
damit stellt man die Mutter letztendlich bei positivem
Befund doch vor die Frage: Abbruch oder Austragen
des behinderten Kindes?
Das Lebensrecht ist jedoch ein Grundrecht, das nicht
von geistiger oder körperlicher Gesundheit abhängig
gemacht werden darf.
In der Nazizeit töteten Ärzte behinderte Kinder nach
den damals geltenden Gesetzen, die wir heute klar als
nicht rechtens ansehen. Die Ärzte wurden am 21.
März 1947 im Hadamar-Prozeß rechtskräftig verur-
teilt. Die Richter sahen den „Satz von der Heiligkeit
des menschlichen Lebens und dem Recht des Men-
schen auf dieses Leben" verletzt. Wer diese Urteilsbe-
gründung und unser Grundgesetz als allgemein ver-
bindlichen Maßstab akzeptiert, der kann die Abtrei-
bungsgesetzgebung einschließlich der Empfehlun-
gen, die im Rahmen dieses Gesetzes gegeben wer-
den, nicht unwidersprochen akzeptieren. Im Gegen-
teil, ein Gesetz (oder eine Verlautbarung), das die Un-
verletzlichkeit des menschlichen Lebens nicht achtet
ist - wie es in dem genannten Urteil heißt - „seines In-
halts wegen rechtsungültig und darf nicht befolgt wer-
den."
Dr. med. Manfred Krätzschmar

Dt. Ärztebl. 84, Heft 39,24. September 1987
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Familienplanung I. Teil Roland Rösler

Was man dem Bauern niemals sagen würde

Grzimeks Tierfabeln
Wenige Tage, nachdem der weltberühmte Zoologe,
Professor Bernhard Grzimek, während eines Zirkus-
besuchs einem Herzversagen erlegen war, strahlte im
März 1987 das Deutsche Fernsehen ein Porträt dieses
Mannes aus. Eines Mannes, der nach Bertelsmann-
Lexikon „sich besonders der Erhaltung gefährdeter
Tierarten annahm". „Ein Platz für Tiere" hieß die Fern-
sehreihe, welche Professor Grzimek einem breiten
Publikum bekanntgemacht hatte. Eine Überzeugung
leitete ihn sein Leben lang, wie er diesen Platz für Tiere
dauerhaft sichern könne. Auf Lateinisch hielt er diese
Überzeugung auf einem Stempel fest, der auf jedem
seiner Schreiben abgedruckt war. Noch einmal
konnte der Fernsehzuschauer an jenem Märzabend
die demonstrativ festgehaltene Überzeugung lesen
und aus dem Munde dieses Lichtträgers im Kampf um
den Schutz der Tiere vernehmen:
Und im übrigen bin ich der Meinung, daß die Zahl
der Menschen verringert werden muß!"
Die Verringerung der Zahl der Menschen! Dies war der
Weg - so die zutiefst empfundene Überzeugung -, das
„Lebensrecht" der Tiere zu sichern, die Harmonie mit
der Natur herzustellen, das Paradies auf Erden zu er-
richten. Dies müsse zu erzielen sein, so hatte Profes-
sor Grzimek sich wiederholt in früher gegebenen Inter-
views geäußert, wenn die Zahl der Menschen auf un-
serer Erde nicht mehr als 800 Millionen betrage.

Die Verringerung der Menschen zum »Wohle der Üb-
rigbleibenden«. Der Gedanke des „Lebensraumes im
Osten" übersteigert auf globale Maßstäbe, Mensch
und Natur umfassend. Ein Gedanke, den Professor
Grzimek mit klugen Personen und mächtigen, einfluß-
reichen Organisationen teile; eine Fata-Morgana von
Friede und Harmonie, die von der Wirklichkeit dieser
Welt ad absurdum geführt wird. Absurd, weil der
Mensch individuell empfindet und seine zwischen-
menschlichen Beziehungen - und damit auch sein „re-
produktives Verhalten" - auf die konkrete Person rich-
tet und sich nicht an utopischen Weltbildern orientiert.

Wer aber solchen Weltbildern frönt, muß die Zahl
der Lebenden und erst recht jede weitere Geburt
als Bedrohung seines Traumes empfinden.

Von dieser dumpf empfundenen Bedrohung getrie-
ben, trifft man sich in Kommissionen und Clubs, auf
Konferenzen und in Beratungsgremien und erstellt
Studien über „die Grenzen des Wachstums", sieht
„Global 2000" die Menschheit gefährdet und versucht
der selbstgeschaffenen apokalyptischen Vision durch
„Weltbevölkerungs-Aktionspläne" zu entfliehen. Wie
auf dem „12. Weltkongreß für Fruchtbarkeit und Steri-
lität" vom Oktober 1986 in Singapur glaubt man an die
Notwendigkeit und Möglichkeit, „die Fruchtbarkeit
»der Menschheit« steuern" zu müssen und können,
und einige betrachten es als „Aufgabe sowohl des pri-
vaten wie des öffentlichen Bereiches, für die be-
schleunigte Zunahme der legalen Abtreibungen zu
sorgen." (1)

Höhere Erkenntnisse
Der Glaube, im Besitz höherer Erkenntnisse über die
zukünftige Entwicklung der Welt zu sein, verleitet zur
Hybris, aus der heraus man sich selbst globale Verant-
wortung erteilt. Eine Verantwortung, die man sich
selbst schuldet und die es erlaubt, „die Festsetzung
quantitativer Bevölkerungswachstumsziele in Erwä-
gung zu ziehen". (2) Natürlich ist man sich dessen be-
wußt, daß jede „Bevölkerungsdoktrin" (3), „jedes Be-
völkerungsprogramm ... unausweichlich mit Fragen
von Religion und Moral verknüpft ist". (4) Natürlich er-
gibt sich daraus ein Dilemma. Auf der einen Seite der
Wunsch „um den Aufbau einer Weltgesellschaft" (5)
mit „Familienplanungsprogrammen", einer „Bevölke-
rungspolitik" und einem „Weltbevölkerungsplan", -
auf der anderen Seite das Individuum mit seinen ganz
persönlichen Vorstellungen und Wünschen über Liebe
und Glück, Ehe, Familie und Kinder. Für jeden „Bevöl-
kerungsplaner" besteht damit „eine ambivalente Mi-
schung von Hoffnung und Desillusionierung". (6) Man
empfindet „Hoffnung, weil in einigen Ländern eine Ab-
wärtsbewegung der Geburtenrate begann, aber auch
Desillusionierung" (7), weil beispielsweise „die Gebur-
tenrate weltweit nach Berechnungen des ,Population
Reference Bureau' in Washington erneut gestiegen"
(8) ist. „Schlußlicht bleiben »allerdings« mit 0,3% Be-
völkerungswachstum die Europäer." (9)

Menschheitsplaner
Solche demographischen Erhebungen, die teils in
zehntel Prozenten Wachstumsraten in Ländern „er-
fassen" und auf ein Jahrhundert „hochrechnen", in
denen nicht einmal eine geordnete Verwaltung be-
steht, bestärken die „Weltbevölkerungsplaner" in ihrer
Überzeugung. „Ohne Familienplanung im Sinne einer
Verminderung der Geburtenzahl(en) kann Unterent-
wicklung auch nicht überwunden werden." (10) Un-
mißverständlich sprach dies beispielsweise Dr. Bha-
bavin von der indischen Atomenergiekommission auf
der Tagung der International Planned Parenthood Fe-
deration (Anm.: Dies ist der Dachverband der deut-
schen PRO FAMILIA) im Jahre 1959 in Neu Delhi aus,
als er erklärte, „daß der wirtschaftliche Fortschritt In-
diens eine Beschränkung des Bevölkerungszuwach-
ses um 30 Prozent erfordere, und er stellte die Frage,
ob man der Nahrung etwas beimischen solle, was die
Fruchtbarkeit vermindert". (11) Die „Menschheitspla-
ner" haben damit in aller Öffentlichkeit die Frage be-
antwortet: „Was ist wichtiger - das Individuum oder
die Gesellschaft?" (12) Sie alle sind ihrer selbst erteil-
ten Verantwortung von der Notwendigkeit einer „Art
von Geburtenkontrolle .. mit dem unmittelbaren Ziel,
das Maß der Bevölkerungszunahme zu vermindern"
(13), überzeugt. Das „Fernziel, an die Stelle einer un-
ausgeglichenen Anpassung eine ausgeglichene zu
setzen" (13), vor Augen, sind sie sich bewußt:

„Dazu müssen wir vor allem eine große Zahl mora-
lischer, ideologischer und religiöser Widerstände
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überwinden. Das kann nur durch Aufklärung ge-
schehen, damit die Bevölkerung versteht, daß es
unmoralisch ist, vernünftigen Methoden der Ge-
burtenkontrolle Widerstand zu leisten, weil da-
durch eine wachsende Zahl von Menschen in stei-
gendem Maße zu Unglück, Hilflosigkeit und
Krankheit verurteilt wird." (13)

„Weil die Ziele offensichtlich feststehen (siehe Anm.
5), konzentriert man sich auf die Mittel, um diese Ziele
zu erreichen." (14) Dabei „geht es weniger um die Mit-
tel, als um die Wirksamkeit. Zwangsmaßnahmen müs-
sen vermieden werden, nicht nur, weil sie die Men-
schenrechte verletzen, sondern auch, weil sie einer
Regierung mehr und schneller schaden, als die Fertili-
tät reduzieren". (14)

Bei solchen Aussagen erinnert man sich fast zwangs-
läufig an die Betrachtung Aldous Huxleys, „Dreißig
Jahre danach", über seinen Roman „Schöne neue
Welt", wo er schreibt: „Die von der Regierung ausge-
übte fast völlig Kontrolle wird durch systematisches
Verstärken erwünschten Verhaltens erzielt, durch
viele Arten fast gewaltlosen, sowohl physischen als
auch psychischen Manipulierens und durch geneti-
sche Normung." (15)

Nahtlos fast meint man hier anfügen zu können, daß
daher für „jedes Bevölkerungsprogramm ...die grund-
legende These (ist), daß Familienplanungsprogramme
- ungeachtet ihrer jeweils spezifischen Zielsetzung -
vom Respekt vor der Würde des Menschen geleitet
sein müssen ... Bevölkerungspolitik muß mit den mo-
ralischen Grundsätzen beginnen, die für diesen Be-
reich Gültigkeit haben... Die Frage der Entwicklung ei-
ner übernationalen Ethik ist zwar schwierig, aber nicht
hoffnungslos". (16)

Der Mensch als Programm:
Bevölkerungskontrolle
Schwierig ist die Verbindung der „Programme und
Menschen" (Anm. 4), weil „auf der Ebene konkreter
Aktivitäten vor Ort die Verwirklichung eines Men-
schenrechtes ... von überragender Bedeutung (ist),
während nach wie vor auf internationaler und zum Teil
auf nationaler Ebene die bevölkerungspolitische Be-
gründung für Familienplanung und ihre Finanzierung
vorherrscht". (17) Um Programme umzusetzen, „im
Geist der Zukunft... Bevölkerungskontrolle" (18) aus-
zuüben, braucht man aber Geld, viel Geld und „die
Geldgeber - das sind weit überwiegend Regierun-
gen westlicher Staaten", die allerdings „haben
keine formale Mitwirkung hinsichtlich der Verwen-
dung der Mittel". (19) Denn auch innerhalb der IPPF
weiß man, „es wird Geld für einen fragwürdigen Zweck
zur Verfügung gestellt, das ... (Einfügung: allerdings
nach Ansicht von Vertretern solcher Weltbevölke-
rungsplanungsorganisationen) ... für einen akzepta-
blen Zweck verwandt wird". (19) Es fordert eine be-
stimmte Taktik, die persönliche, freie Entscheidung
des Einzelnen, ohne daß ihm das so recht bewußt
wird, so zu beeinflussen, daß sie der Umsetzung von
„Weltbevölkerungsplänen" dient, daß „Mensch und
Programme" (Anm. 4) zusammengeführt werden kön-
nen und daß dafür Regierungen auch noch als Geld-
geberfungieren.

Jürgen Heinrichs, der Vorsitzende des Zentralaus-
schusses der IPPF, beschreibt „dieses Dilemma",
welches sich aus der scheinbar individuellen „Fami-
lienplanung" und der übergeordneten „Bevölkerungs-
politik" ergibt und das „für eine Institution wie die IPPF
natürlich Schwierigkeiten und Konflikte" in sich birgt
wie folgt: „Auf der Ebene der einzelnen Mitgliedsorga-

nisationen und ihrer Programme wirkt sich das Di-
lemma nicht stark aus, weil bevölkerungspolitische
Ziele in der konkreten Arbeit keinen Platz haben und
auch nicht vermittelt werden können. Auf der Ebene
des Verbandes insgesamt ist die Sache jedoch
schwieriger, weil einerseits die grundsätzliche Unver-
einbarkeit der Durchsetzung des Menschenrechtes
auf Familienplanung mit bevölkerungspolitischen Zie-
len nicht ohne jeden Zweifel klargestellt ist und weil
andererseits bei einer klaren Haltung die finanzielle
Fortexistenz des Verbandes gefährdet erscheint." (20)

Steuerung der Fruchtbarkeit
Da also „Maßnahmen zur Steuerung der Fertilität",
also die „Familienplanung zwischen Menschenrecht
(Einfügung: - und dies gilt nach verschiedenen Men-
schenrechtserklärungen und Verfassungen von
Rechtsstaaten ja auch für die Ungeborenen -) und Be-
völkerungskontrolle" (21) angesiedelt sind, empfiehlt
es sich, nicht durch „eine klare Haltung die finanzielle
Fortexistenz des Verbandes" zu gefährden. „Die ideo-
logische und moralische Basis internationaler Fami-
lienplanungsarbeit" (20) muß einmünden in ein „über-
zeugendes Aktionsprogramm", aus welchem eine
„praktisch-politische Begründung hergeleitet werden
kann". (20)

Im November 1983 formulierte der Vizepräsident von
Kenia, Mwai Kibaki, dies auf der Jahrestagung der
IPPF in Nairobi sehr „praktisch-politisch": „Wir wollen
diese Programme sehr persönlich machen. Damit
meine ich, daß wir, die wir Familienplanungspro-
gramme fördern, oft von den nationalen und interna-
tionalen Konsequenzen der fehlenden Planung so be-
sessen sind, daß wir, ohne uns dessen bewußt zu
sein, lokale und persönliche Probleme aus den Augen
verlieren."

Die Produktion von Kindern
„Wie werden Herr A und Frau A ihr Leben verändern,
wenn sie diese neuen Möglichkeiten, die Produk-
tion(!) von Kindern zu organisieren, akzeptieren?
Wir müssen uns mit den Leuten über ihr eigenes Le-
ben unterhalten, mit ihnen darüber sprechen, wie an-
ders es sein wird, wenn sie sich anders verhalten. (Ein-
fügung: hier darf man an die „Beratungsstellen" den-
ken.) Schließlich gehen wir so auf allen anderen Ge-
bieten vor.

Wir sagen einem Bauern, daß er Dünger für die
Produktion von Kartoffeln benützen sollte. WIR
WÜRDEN IHM NIEMALS SAGEN, DASS DIES DER
WEG SEI, DIE WELT ZU RETTEN." (22)

Da man also dem Bauern niemals sagen würde, daß
sein erwünschtes Verhalten der Weg ist, „die Welt zu
retten", stellt man an die erste Stelle der Argumenta-
tion den „Grundsatz der persönlichen Freiheit... Die
deutlichste Erklärung dazu findet sich im Weltbevöl-
kerungsplan von 1974: ,Alle Paare und Einzelperso-
nen haben grundsätzlich das Recht (Einfügung: hier
muß man wissen, daß ,grundsätzlich' im juristischen
Sinne bedeutet: im allgemeinen, Ausnahmen sind
möglich. ,Grundsätzlich' ist also eine Einschränkung
eines ansonsten umfassenden Rechtes.), frei und in
eigener Verantwortung Zahl und Abstand ihrer
Kinder zu bestimmen, und sie haben das Recht auf
die hierfür erforderliche Information, Ausbildung
und Hilfsmittel.'" (23) (Man beachte, daß dieses
,Recht' ohne die Einschränkung des ,grundsätzlich'
besteht.)
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Schlagwort:,Wohlergehen'
Lebensqualität
„Ein weiterer zentraler Wert" (23), den es zu vermitteln
gilt, „ist das ,Wohlergehen'" (23). Dieser Wert des
Wohlergehens betrachtet natürlich ausschließlich das
Wohlergehen der Gesellschaft, was Donald P. War-
wick betont, wenn er ausführt: „Im Weltbevölkerungs-
plan werden nationale Entwicklung und Bevölke-
rungspolitik in besonderer Weise mit dem Ziel des
Wohlergehens verbunden:

„Das vorrangige Ziel sozialer, ökonomischer und
kultureller Entwicklung - und die Bevölkerungspo-
litik ist integraler Teil dieses Zieles - ist es, den Le-
bensstandard und die Lebensqualität der Men-
schen zu verbessern." (24)

Mit anderen Worten formuliert der Weltbevölkerungs-
plan hier, was auf Tagungen der IPPF schon Jahre zu-
vor vernommen werden konnte: daß das wirtschaftli-
che Wachstum - und damit eben auch das Wohlbe-
finden - eine Beschränkung des Bevölkerungszu-
wachses erfordere (siehe Anm. 11). Bei einem derarti-
gen Verständnis von ,Wohlbefinden' bleibt natürlich
nur soviel Wohlbefinden für Ungeborene, wie er-
laubt werden kann, das eigene Wohlbefinden nicht
zu beeinträchtigen. So wird auch verständlich, daß
zwar „Alle Paare und Einzelpersonen... grundsätzlich
das Recht (haben), frei und in eigener Verantwortung
Zahl und Abstand ihrer Kinder zu bestimmen", daß
aber „übergeordnete" Interessen dann auch Ein-
griffe erlauben, wie sie aus China oder Indien mit
Zwangssterilisation und gesetzlich vorgeschrie-
bener Kinderzahl bekannt sind.

Internationale Norm
für reproduktives Verhalten
Natürlich sieht man es lieber, wenn solche Zwangs-
maßnahmen „vermieden" werden können, denn
schließlich besteht die Gefahr, daß sie einer Regierung
schaden - wie wir erfahren konnten -, und diese sind ja
die wesentlichen Geldgeber (siehe Anm. 20) zur Errei-
chung des Zieles, „die Welt zu retten". Deswegen be-
tont man den „Grundsatz der persönlichen Freiheit"
und unterstreicht in einem bei der IPPF London erhält-
lichen, im Mai 1984 veröffentlichten Papier, „daß ,die
Größe einer Familie eine freie Entscheidung jeder ein-
zelnen Familie sein SOLLTE'", aber man vergißt nicht,
darauf zu verweisen, daß „die Erklärung von Teheran
und der Weltbevölkerungsplan... nur den Anfang des
Bemühens um eine internationale Norm des repro-
duktiven Verhaltens darfstellen)". (25) Bei solchem
„Bemühen" freut man sich dann auch darüber, wenn
beispielsweise in Ecuador, Mexiko, Portugal oder Ju-
goslawien die Verfassungen Hinweise auf das Recht
jedes Bürgers auf Familienplanung enthalten oder gar
„die verantwortliche Elternschaft unter den besonde-
ren Schutz des Staates gestellt" wird, wie in Peru oder
Vietnam (ob Nord- oder Süd-Vietnam wird nicht ge-
sagt). (25)

Zu den „ethischen Prinzipien" (siehe Anm. 4) der Fami-
lienplaner gehören neben dem „Grundsatz der per-
sönlichen Freiheit" und dem „zentralen Wert... Wohl-
ergehen" aber auch Begriffe wie „nationale Souver-
änität" und „Ehrlichkeit". Lassen wir an dieser Stelle
einmal die Frage offen, ob das „Prinzip ... Ehrlichkeit"
nicht doch verlangen würde, dem früher genannten
Bauern etwas mehr zu sagen, als nur, daß er Dünger
verwenden soll (siehe Anm. 22), und betrachten wir
das Prinzip „nationale Souveränität". Nach den Fest-
stellungen über das „grundsätzliche Recht" auf die

selbstbestimmte Zahl der Kinder überrascht es nicht,
bei Warwick zu lesen: „Im Weltbevölkerungsplan heißt
es dazu: ,Die Formulierung und Umsetzung der Bevöl-
kerungspolitik ist das souveräne Recht des Staa-
tes'". Später allerdings führt er dann aus, daß man der
„Bevölkerungsethik", wie sie „beispielsweise in der
amerikanischen Bevölkerungspolitik" erkennbar ist,
skeptisch gegenübersteht. Denn dort steht im Gegen-
satz zu den UN-Erklärungen und insbesondere dem
Weltbevölkerungsplan der Begriff des ,Überlebens'. -
„Überleben" sieht er aber in engem Zusammenhang
mit „Kontrolle", und diese ist natürlich für ,Familien-
planer' abzulehnen. (26)

In dem einleitenden Text zu den Ausführungen War-
wicks schreibt die PRO FAMILIA-Zeitschrift: „Mit Stu-
dien dieser Art geht die Phase des mehr oder weniger
naiven Machertums im Bereich der Familienplanung
endgültig ihrem Ende entgegen." (27)

Der Völkermord
durchgängig politische Arbeit
Dieser Aussage wird man wohl zustimmen müssen.
Mit „naivem Machertum" haben Gedanken und Vor-
stellungen, wie sie hier zitiert wurden, sicherlich läng-
stens nichts mehr zu tun. Hier wird konsequentes,
zielstrebiges und eindeutiges Handeln erkennbar.
Solche Gedanken und Vorstellungen waren es auch
wohl, die den Franzosen Michel Roult bewegten, in
der Einleitung zu Tremblays Studie „Die Affäre Rocke-
feller" festzustellen: „Der Völkermord, zu dem ganz
Westeuropa - und darüber die gesamte westliche Welt
(Vereinigte Staaten, Kanada, Australien usw.) - ge-
bracht werden soll, ist eine politische Angelegenheit."
(28) Der Präsident des deutschen Gründungsmitglie-
des der International Planned Parenthood Federation
(IPPF), also der ,pro familia e.V.', formuliert dies in sei-
nem Bericht auf der Mitgliederversammlung dieses
Verbandes im Jahre 1982 so: „Die Einsicht, daß un-
sere Arbeit durchgängig politisch ist, hat sich bisher
trotz jahrelanger Bemühungen keineswegs schon
wirksam in die tagtägliche Praxis umgesetzt. Wäre es
uns selbstverständlich, in den Frauen und Männern,
mit denen wir es zu tun haben, mögliche Komplizen
politischen Handelns zu sehen, hätte sich die Struk-
tur von Beratung schon entscheidender gewandelt,
als dies bisher zu beobachten ist." (29)
Wenn der Präsident der deutschen PRO FAMILIA und
das Mitglied des Zentralausschusses der IPPF dem
Wunsch Ausdruck verleiht, Männer und Frauen zu
„Komplizen politischen Handelns" zu machen, einem
Handeln, welches eine „durchgängig politische Ar-
beit" ist, dann sollte man sich noch einmal die Zielvor-
stellung dieser Arbeit in Erinnerung rufen. Dabei hilft
der „Drei-Jahres-Plan 1988 -1990 der IPPF" (30). Die-
ser „weltweite Dreijahresplan versucht für den gesam-
ten Verband (und dies ist nach eigener Aussage der
Zusammenschluß von 104 nichtsstaatlichen Familien-
planungsorganisationen in allen Teilen der Erde) Leitli-
nien vorzugeben, denen die Familienplaner in den ein-
zelnen Regionen und Ländern in ihrer konkreten Arbeit
folgen sollen". (30)

In diesem „Drei-Jahres-Plan" lesen wir:

„Ohne Familienplanung ist es nicht möglich, die
Zahl der Menschen mit den zur Verfügung stehen-
den Resourcen in ein ausgewogenes Verhältnis zu
bringen." Erinnern wir uns an den eingangs zitierten
Professor Grzimek? „Und im übrigen bin ich der Mei-
nung, daß die Zahl der Menschen verringert werden
muß", stempelte er auf seine Briefe.
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Der Begriff Familienplanung
Doch wir sollten an dieser Stelle - längst überfällig -
den Begriff „Familienplanung" etwas näher betrach-
ten. Dieser Begriff beschreibt ja - wie wir gesehen ha-
ben - eine „durchgängig politische Arbeit", für die sich
die „IPPF als Anwältin" (30) betrachtet, die es als ihre
Aufgabe ansieht, „auf Regierungen und kommu-
nale Träger in der ganzen Welt Druck auszuüben,
damit Bevölkerungsfragen und Familienplanung
zum ,Tagungsordnungspunkt Nummer eins' auf
der ganzen Welt werden und alle menschlichen
und finanziellen Mittel ausgeschöpft werden, um
diese Arbeit auf allen Ebenen zu unterstützen". (30)
Die „Chronik der ersten 25 Jahre 1952 - 1977" des
„Population Council" hält zu dem Stichwort Familien-
planung fest: „Familienplanung [ist] (eine Beschöni-
gung für Empfängnisverhütung)" (31). Doch damit
sind die unter diesem Stichwort zu verstehenden Akti-
vitäten, bei welchen man sich noch mehr „mögliche
Komplizen politischen Handelns" wünscht, längst
nicht umfassend beschrieben. Dazu gehört mehr als
die „Empfängnisverhütung" bis zum Abbruch einer
unerwünschten Schwangerschaft. Unter der Über-
schrift: „WHO Europa: Sexuelle Gesundheit nimmt an
Bedeutung zu" (WHO = World Health Organisation =
Weltgesundheitsorganisation, eine UNO Einrichtung)
lesen wir im „PRO FAMILIA Magazin" 2/85:

* „Das Regionalbüro für Europa der Weltgesund-
heitsorganisation hat im Rahmen einer mittelfristi-
gen Planung 1984 mit einem Programm über Se-
xualität und Familienplanung begonnen, wel-
ches die bisherigen Aktivitäten unter der Be-
zeichnung ,Familienplanung' ablöst."

Und weiter können wir im Text dazu erfahren:

* „Sexualität beginnt mit der Geburt, wenn nicht so-
gar schon vorher. Selbstbefriedigung und sexuelle
Spiele sind für Kinder normale und gesunde Betäti-
gungen, jedoch leiden in den meisten Ländern Kin-
der unter sexueller Unterdrückung. ... Die Fähig-
keit, sexuelle Freude zu empfinden, muß bei Kin-
dern ebenso wie bei Erwachsenen gefördert wer-
den." (32)

Denken wir an dieser Stelle nicht daran, daß irgendwer
einmal formulierte:

* „Der Mensch beginnt Mensch zu sein, wenn er
seine animalischen Triebe beherrscht" oder daß
Freud feststellte: „Der Verlust der Scham ist das
erste Zeichen von Schwachsinn." Vergessen wir
auch vorübergehend, daß Albert Schweitzer der
Ansicht war: „Durch die Ehrfurcht vor dem Leben
gibt der Mensch seinem Dasein einen Wert" und
daß der Weg zu solchen Einsichten über eine wert-
orientierte Erziehung - wenn diese aber nicht gege-
ben - manchmal auch über schmerz- und leidvolle
Erfahrungen führt.

Zielgruppe Jugendliche
Schauen wir nach diesen Zitaten aus dem Jahre 1985
in den früher schon zitierten „Drei-Jahres-Plan der
IPPF" für die vor uns liegende Zeit. Dort können wir
dann unter dem Kapitel „Aktionsbereich IV. Berück-
sichtigung der Bedürfnisse junger Menschen" lesen:

* „Vor allem das wirklich dringende und wachsende
Problem von frühen Schwangerschaften und Ge-
burten (Anm.: also auch die Geburt eines Kindes ist
ein ,Problem'), besonders bei Mädchen, die sich
noch in der Pubertät befinden, bedarf verstärkter
Aufmerksamkeit." (33)
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Aus solchen Feststellungen leiten sich dann natürlich
„Ziel(e)" und „nationale" wie „internationale Aufga-
ben" ab.

* „1. Ziel" ist dann „Verbesserung und Ausbau von
Beratungs- und Sexualerziehungseinrichtungen
für Jugendliche". Zu den „Aufgaben" gehört es,
„auf Regierungen Einfluß nehmen, damit Familien-
erziehung und Sexualaufklärung in die Lehrpläne
von Schulen, in die Ausbildungsprogramme von
Lehrern und in außerschulische Jugendprojekte
aufgenommen werden. Forschung unterstützen,
die sich mit den Bedürfnissen, Gewohnheiten und
dem Wissen junger Menschen über Sexualität und
Verhütung befaßt und die Bedeutung für Gesund-
heits- und Erziehungsprogramme wissenschaft-
lich analysiert." (33)

Ein Beispiel dafür, wie solche Forschung aussehen
kann und auf welche Fragen sie sich erstrecken
könnte, zeigt eine Anzeige des Gerd J. Holtzmayer
Verlages, der auch Verlag des „PRO FAMILIA Maga-
zin(s)" ist und somit gleich die Aufgabe der Unterstüt-
zung solcher Forschung wahrnehmen kann, in der Nr.
2/87 dieses Magazins, jener Ausgabe des „PRO FA-
MILIA Magazin(s)", der auch der zitierte „Drei-Jahres-
Plan der IPPF" beigeheftet ist. Die Untersuchung ei-
nes gewissen Theo Sandfort von der Reichsuniversi-
tät Utrecht (Holland) über Pädophile Erlebnisse" wird
in dieser Anzeige als Fachliteratur angeboten.

In der „Vorbemerkung" der Schrift selbst, schreibt der
Verfasser im Juli 1986: „Besonders freue ich mich,
daß Frau Gisela Bleibtreu-Ehrenberg für die deutsch-
sprachige Ausgabe ein so ausführliches Vorwort ge-
schrieben hat." Und in diesem ausführlichen Vorwort,
über welches der Verfasser sich besonders freut, le-
sen wir unter anderem:

* „Wo allerdings Sexualität nur dann als tolerabel
gilt, wenn sie zur Zeugung dient, sucht man Kinder,
die ja zur Fortpflanzung noch nicht reif genug sind,
davon fernzuhalten.... Im Rahmen einer jüdischen
oder christlichen Staatsverfassung würde man
eine derartige Einstellung sogar gelten lassen
müssen. Für ein nicht-theokratisches Staatswe-
sen geht das aber nicht an: Zu deutlich ist die Her-
kunft leibfeindlicher Vorurteile jedweder Form aus
dem spätantikchristlichen Vorstellungsbereich."

Propagierung der Pädophilie
Unzucht mit Kindern
In der Studie selbst stellt Sandfort in einem „ersten
Bild von Pädosexualität und Pädophilie" fest, „daß
Kindersexualität noch als problematisch erfahren
wird". „Die Fragestellung der Untersuchung" formu-
liert Sandfort: „Die Frage, die sich stellt, ist aber, ob je-
der pädosexuelle Kontakt eine Form von Mißbrauch
durch den Erwachsenen ist und damit eine negative
Erfahrung für das Kind. Anders formuliert: Kann ein
sexueller Kontakt mit einem Erwachsenen für ein Kind
eine positive Erfahrung sein?" Daß man dies so sehen
kann, geht aus dem Text eines in der Einleitung der
Untersuchung zitierten Flugblattes eines „Landesar-
beitsgemeinschaft Pädophilie" hervor, in welchem es
heißt: „Kinder finden es oft toll, mit einem sympathi-
schen Erwachsenen befreundet zu sein. Und auch ein
sexueller Kontakt macht Kindern oft Spaß.... Wichtig
ist, daß eine Freundschaft zwischen einem Kind und
einem Erwachsenen, in der auch von sexuellem Kon-
takt die Rede ist, für beide meistens einfach schön
ist." Aus dem Sendebeitrag eines sozialistischen
Rundfunksenders in Holland wird zitiert: „Und ich
glaube, daß gerade Pädophile häufig die idealen Pä-
dagogen sind, weil sie ein tiefes Interesse für das Kind



haben." Wenige Zeilen später wird die Ansicht eines
anderen „Experten" wiedergegeben, daß „die pädo-
phile Beziehung zwischen einem Mann und einem
Jungen zu den am meisten demokratischen Bezie-
hungsformen gehört." (34)

Wie aus der Sicht solcher Propagandisten die „Be-
rücksichtigung der Bedürfnisse junger Menschen"
(33) aussehen und was man als Beispiel „außerschuli-
scher Jugendprojekte" (33) ansehen kann, zeigt ein
weiteres Beispiel.

Im deutschen Rowohlt Taschenbuchverlag erschien
1980 das Buch „Make it Happy" (Mach's mit Freude).
Zwei Vorstandsmitglieder der „Deutschen Gesell-
schaft für Sexualforschung" bzw. der „Gesellschaft
zur Förderung sozialwissenschaftlicher Sexualfor-
schung", beide „Diplompädagogen", hatten die zwei
Jahre zuvor in England erschienene Originalausgabe
übersetzt und der Rechtssituation in Deutschland an-
gepaßt, sowie Bücher- und Adressenlisten, Bilder und
Zeichnungen neu zusammengestellt.

„Make it Happy" und
,PRO FAMILIA'
Im Vorwort zu diesem „Buch über Liebe, Lust und Se-
xualität für Anfänger, Ratlose und Draufgänger"
schreiben die beiden Diplompädagogen: „Daß das
Buch nun bei euch unter der Schulbank oder unter
dem Mofasitz liegen kann, auf dem Nachttisch oder im
Urlaubsgepäck oder in der Tasche neben der Werk-
bank, habt ihr auch Annegret Knuth zu danken, die mit
großer Sorgfalt das Manuskript geschrieben hat und
Marc, Julia und Fiona. Uns allen hat die Arbeit Spaß
gemacht - euch hoffentlich das Lesen und ... make it
happy!" Vor dieser Aufforderung, es fröhlich zu trei-
ben, hatten die Übersetzer begründet, warum sie sich
dieser viel Spaß bereitenden Arbeit unterzogen ha-
ben: „Wir haben es übersetzt und für die deutsche Si-
tuation bearbeitet, weil es mit seiner Vielfalt an Infor-
mationen auch sehr neugierige Leser zufriedenstellen
kann, weil es mit vielen Mythen aufräumt, weil es zur
Zeit kein vergleichbares Buch auf dem deutschen
Markt gibt - und schließlich, weil es ohne erhobenen
Zeigefinger in verständlicher Sprache geschrieben
worden ist." (35)

Was in diesem Buch ohne erhobenen Zeigefinger an
Vielfalt der Information geboten wird, zeigt ein Blick in
das Inhaltsverzeichnis, welches in sich schon ein Pro-
gramm darstellt.

* Ausgehend von „unserer Sexualität" kommt man
über „unseren Körper" und die Frage „wer bin ich"
zu „Masturbation", „Orgasmus", „Spaß am Sex".
Nachdem als letzte Frage beim „Spaß am Sex" auf
die „Stellungen" eingegangen wurde, stellt das fol-
gende Kapitel fest: „Es ist nicht immer leicht".

* Danach behandelt man sehr ausführlich die „Emp-
fängnisverhütung", bevor man sich dem Thema
„Schwangerschaft" stellt, welches mit dem Ab-
schnitt „wenn du schwanger bist" endet.

* Anschließend folgt dann unmittelbar das Kapitel
„Schwangerschaftsabbruch", in dem man über
zehn Seiten die Möglichkeiten von „Indikationen"
und „Methoden" beleuchtet.

* Hernach widmet man sich acht Seiten eines Kapi-
tels dem Aspekt, daß „ein Kind kommt".

* Diesem schließen sich neunzehn Seiten über die
„Krankheiten der Sexualorgane" an.

* Dann kommen zwanzig Seiten Hinweise auf „Se-
xualität und Recht".

* Nach der Beantwortung der Frage „und wenn du
selbst mit dem Gesetz in Konflikt gerätst?" stehen
sieben Seiten „Beratungsstellen" zur Verfügung.

Dem den Adressenlisten vorangestellten Text ist zu
entnehmen, daß es sich im folgenden um „eine kurze
Übersicht über die wichtigsten Beratungsdienste in
der Bundesrepublik Deutschland und West Berlin"
handelt und: „Da sich dieses Buch vor allem mit Fra-
gen befaßt, die mit Sexualität zu tun haben, findet ihr
auf den folgenden Seiten die Adressen der Deut-
schen Gesellschaft für Sexualberatung und Fami-
lienplanung e.V. - PRO FAMILIA - in vollem Um-
fang." (35)

Jede Art von Unzucht
Wir erinnern uns, daß PRO FAMILIA eines der acht
Gründungsmitglieder der International Planned Pa-
renthood Federation (IPPF) ist und daß wir über deren
„Drei-Jahres-Plan 1988 - 1990" und dem dort be-
schriebenen „Aktionsbereich IV: Berücksichtigung
der Bedürfnisse junger Menschen" letztlich zu dieser
Adressenliste gelangt sind. Bevor wir aber noch ein-
mal einen Blick auf die Ziele des „Drei-Jahres-Planes
1988 -1990" der IPPF werfen, noch eine kurze Stel-
lungnahme zu der englischen Originalausgabe des
Buches. In ihrer Broschüre „Kein Zutritt für Eltern"
schreibt dazu die Sozialarbeiterin Valerie Riches:

* „Vor sehr kurzer Zeit erst produzierte die FPA
(Anm.: FPA = Family Planning Association = Fami-
lienplanungsorganisation, Schwesterorganisation
der PRO FAMILIA in GB) das umstrittene Buch
,Make it Happy', welches das Kultbuch der Aufklä-
rung wurde. Seine Autorin war Sekretärin der ,Ge-
sellschaft für Sexualgesetzreform'. Das Buch
wurde von einem führenden Journalisten als ,eines
der schmutzigsten Bücher dieser Art, welches ihm
jemals untergekommen ist', bezeichnet. Brook
(Anm.: Brook Advisory Centers, eine englische Be-
ratungsorganisation) benutzte das Buch in ihren
Kliniken zusammen mit Kindern. Das Buch schloß
kommentarlos Ratschläge für oralen und analen
Sex ein, für Gruppensex, für Inzest zwischen
Schwestern und Brüdern (Inzest wurde als ,Mög-
lichkeit einer liebevollen sexuellen Beziehung' be-
zeichnet) und für sexuelle Aktivitäten mit Tieren,
fast hin bis zum echten Geschlechtsakt. Das
grundlegende Thema in ,Make it Happy' ist die An-
prangerung der gesetzlichen und sozialen Rege-
lungen, welche das sexuale Verhalten kontrollie-
ren, als veraltet." (36)

Staat und Gesellschaft
Da es in vielen Staaten und Gesellschaften aber noch
eine Fülle von Gesetzen und Verordnungen gibt, wel-
che (nicht nur) aus der Sicht so etlicher Familienplaner
veraltet, überholt erscheinen, gehört die „Förderung
der Rolle der Eltern und der Gemeinschaft bei der Er-
ziehung junger Menschen zu verantwortungsbewuß-
ter Sexualität und Elternschaft" ebenso wie der „Auf-
bau umfassender Familienplanungseinrichtungen, die
den Bedürfnissen junger Menschen entsprechen" zu
den als Leitlinien vorgegebenen Zielen der IPPF für die
vor uns liegenden Jahre (33). Für alle Familienplaner
bleibt es Aufgabe, „auf Regierungen Einfluß zu neh-
men ..., Forschung zu unterstützen ... sowie Eltern,
kommunale Einrichtungen und andere Personen, die
traditionell für die Erziehung junger Menschen ver-
antwortlich sind, sowie Menschen bestimmter Berufs-
gruppen (beispielsweise Ärzte, Anwälte) und schließ-
lich die Jugendlichen selbst dahingehend zu motivie-
ren und fördern, daß sie sich gemeinsam für Familien-
beratung und Sexualerziehung engagieren." (33)
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Macher aus dem Hintergrund
Gedanken dieser Art rechtfertigen es nicht, von „mehr
oder weniger naivem Machertum im Bereich der Fami-
lienplanung" (s. Anm. 27) zu sprechen. Hier ist erkenn-
bar, was man darunter zu verstehen hat, wenn es
heißt, „daß unsere Arbeit durchgängig politisch ist" (s.
Anm. 29): eine absolute Umdeutung der Werte, der
Vorstellungen von Ehe, Liebe, Zuneigung, Verantwor-
tung, Partnerschaft, Duldsamkeit, von Familien und
Kindern, kurz von allem, was die Fundamente unserer
staatlichen und gesellschaftlichen Ordnung aus-
macht. Daß es zu den Aufgaben des „Aktionsbereichs
V: Die Gleichstellung der Frau" behandelnd gehört,
„die Beteiligung ehrenamtlicher weiblicher Mitarbei-
ter, besonders aus der Klientel der Familienmitglieder"
(37), unterstreicht nur die Zielstrebigkeit des „durch-

gängig politischen Handelns".

Den politisch Tätigen überrascht es nach der Lektüre
solcher Studien und Programme in keiner Weise,
wenn ihm in kommunalen Vertretungskörperschaften
oder Parlamenten dann in Form von Anträgen, Anfra-
gen oder Gesetzesentwürfen - meist aus GRÜNEN
Fraktionen - die Ziele und Vorstellungen solcher Pläne
wieder begegnen. Hier wird der Einfluß der jahrzehn-
telang schon andauernden Arbeit auf dem Feld der
„Sexualpädagogik und Familienplanung" erkennbar.
Und er ist groß. Hier wird auch das fehlende Wissen
derjenigen sichtbar, welche Zielstrebigkeit, Hinter-
gründe und Zusammenhänge dieser Arbeit und deren
Akteure nicht erkennen.

Red.: Wird fortgesetzt.
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Eine These für Fach Biologie
gestrichen
Haeckel-„Grundgesetz" nicht mehr an den Schulen

(mle). Die Junge Union Senden hat auf Initiative des
Vorsitzenden, Martin Leonhard, beim Kultusministe-
rium in München durchgesetzt, daß in den Schulen im
Fach Biologie nicht weiter unterrichtet wird, daß der
Mensch in seiner vorgeburtlichen Entwicklung Fisch-,
Lurch- und andere Tierstadien durchlaufe. Eine Theo-
rie, die Entsprechendes behauptet hat, stellte 1866
Ernst Haeckel, deutscher Zoologe und Naturforscher,
als „Biogenetisches Grundgesetz" auf. Jeder von uns
sollte, gemäß Haeckel, Schwimmhäute, einen
Schwanz und sogar Kiemen ausgebildet haben, bevor
er das Licht der Welt erblicken durfte.

Licht in dieses etwas undurchsichtige Theoriegebilde
brachte schon vor einigen Jahrzehnten der Göttinger
Humanembryologe Professor Dr. Erich Blechschmidt,
ehemaliger Direktor des Anatomischen Instituts der
Universität Göttingen. Der Wissenschaftler hat die
überhaupt einmalige, nach ihm benannte „Human-
embryologische Dokumentationssammlung" auf-
gebaut, in der er auf der Grundlage von über 200.000
Präparaten die Entwicklung des Menschen in den er-
sten zwei Monaten nach der Befruchtung dargestellt
und erforscht hat.

Erstaunt war die Sendener Junge Union nur darüber,
daß die bayerischen Lehrpläne und Lehrbücher, wahr-
scheinlich aber nicht nur diese, diese falsche Theorie
Haeckels beinhalten und als „Tatsache aus der Kei-
mesentwicklung" darstellen (so die Überschrift in dem
Biologiebuch „Lindner Biologie", unter der die Theorie
Haeckels dargestellt wird). Diesen Mißstand müsse
man schleunigst abstellen, war einhellig der Tenor in
der Jungen Union, als Leonhard dieses Thema vor
über einem Jahr aufgriff. Vom Ortsverband bis zur
Landesversammlung der JU Bayern wurde das Anlie-
gen aus Senden unterstützt, so daß schließlich der
Kultusminister von der gesamten bayerischen Jungen
Union aufgefordert wurde, die Lehrpläne und Lehrbü-
cher in diesem Punkt nur noch ohne „Haeckels Irrtum"
zuzulassen. Leonhard habe, so erklärt er gegenüber
unserer Zeitung, auf eigene Initiative die Gymnasien
im Landkreis Neu-Ulm von dieser veränderten Sach-
lage in Kenntnis gesetzt, so daß die Biologielehrer
schon vorab informiert seien, da erfahrungsgemäß
einige Zeit ins Land streichen werde, bis die Lehrpläne
endgültig in diesem Punkt geändert würden.

Neu-Ulmer Zeitung v. 15.04.87 (Kultur)

Die Europäische Ärzteaktion dankt an dieser Stelle
Herrn Martin Leonhard für seinen nicht nachlassen-
den Einsatz. Wollen wir hoffen, daß auch andere Kul-
tusministerien dem Beispiel Bayerns folgen.

Zum Beispiel:

Sehr geehrte Damen und Herren! H, den 21.8.87

Durch Zufall bekam ich Ihre Broschüre Leben oder
Tod in die Hände. Die dort abgebildeten Fotos haben
mich zutiefst erschüttert und den Erklärungen auf der
letzten Seite kann ich, als 32-jährige Frau, nur voll zu-
stimmen!
Denn durch böse Schicksalsschläge - und Unwissen
und Gedankenlosigkeit - mußte ich 1978 im 3.
Schwangerschaftsmonat einen Abbruch vornehmen
lassen. Es wurde eine Ausschabung der Gebärmutter
durch die Curettage bei mir gemacht. Weil ich vorher
noch nie Schwangerschaften oder Geburten hatte,
mußte der Muttermund 24 Std. vor dem Eingriff ge-
waltsam geöffnet werden. Das ganze war so erniedri-
gend, sehr schmerzhaft und deprimierend für mich,
daß ich bis heute nicht damit fertig werde. Denn seit
vielen Jahren wünsche ich mir sehnlichst ein Baby. Im
Februar 1985 hatten mein Verlobter und ich dann end-
lich Glück. Ich war schwanger geworden. Doch durch
ein sehr heißes Vollbad setzten plötzlich - in der 10.
Woche - die Wehen ein, so daß ich mit Wahnsinns-
krämpfen und Schmerzen ins Krankenhaus eingelie-
fert wurde - Diagnose: Fehlgeburt. Ich führe das auf
meine damalige Abtreibung zurück und wäre Ihnen
sehr, sehr dankbar, wenn Sie mir vielleicht kurz mittei-
len könnten, ob und welche Möglichkeiten bei mir be-
stehen, doch noch zum Mutterglück zu kommen und
ein gesundes Kind zur Welt zu bringen. Wenn das
nicht möglich sein sollte, schicken Sie mir doch bitte
entsprechendes Material über Wege und Möglichkei-
ten für Frauen mit derartigen Problemen, wie ich Sie
habe.(...)
Ich fühle mich als Nicht-Mutter in meinem Alter als
seelisch-körperlicher Krüppel, denn seit Jahren be-
finde ich mich in nervenfachärztlicher Behandlung we-
gen mehrerer Organneurosen, die mich erst seit mei-
ner Abtreibung quälen. Bitte helfen Sie mir!

Freundliche Grüße R. D. aus H.

Sehr geehrte Damen und Herren!

(...) Hätte ich Sie eher kennengelernt, wäre mir der Irr-
weg in die anthroposophische und pseudoökologi-
sche grüne Bewegung erspart geblieben. (...)

Mit freundlichen Grüßen H. K. aus R.

NEU:

Farbfoto 20 x 30
(s. S. 42)

7. Woche
Bestellnummer 1

8. Woche
Bestellnummer 2

9. Woche
Bestellnummer 3
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An die
Redaktion der Münchner Ärztlichen Mitteilungen
Briennerstr.
8000 München

Betr.: Ihre Artikel zum 40. Jahrestag des Nürnber-
ger Ärzteprozesses.

Wer im Glashaus sitzt, soll nicht mit Steinen wer-
fen!

Sicherlich ist eine Auseinandersetzung mit der ärztli-
chen ideologischen Vergangenheit entscheidend
wichtig, wenn man die Gegenwart verstehen und den
richtigen Weg in die Zukunft finden will.
Leider ist die „Liste demokratischer Ärzte" zu einer
wirklich sachlichen Auseinandersetzung nicht fähig,
wohl deshalb, weil sie diese Zeit nicht selbst miterlebt
hat und weil man in diesen Kreisen blind ist gegenüber
den im Prinzip ähnlichen oder gleichartigen Erschei-
nungen heute.
Natürlich ist eine der entscheidenden Wurzeln des Na-
tionalsozialismus der „Sozialsdarwinismus" und die
Entwicklung der biologischen und genetischen Wis-
senschaften. Aber deshalb, weil sie vom Nationalso-
zialismus ideologisiert und verabsolutiert wurden,
sind die Erkenntnisse noch lange nicht falsch, daß das
Genom, also das „Leitbild" bei jedem Menschen ver-
schieden ist, und daß dadurch seine Begabungen, Fä-
higkeiten und auch Schwächen und Fehler weitge-
hend vorprogrammiert sind. Und so wie es keine zwei
gleichen Menschen gibt, gibt es nun einmal verschie-
dene Menschenrassen, die sich im Laufe der Ge-
schichte herausentwickelt haben. Christus spricht im
Neuen Testament davon, daß die drei Knechte, je
nach ihren Fähigkeiten der eine 5 Zentner Silber, der
andere zwei und der Dritte nur einen Zentner anver-
traut bekommt, um damit zu arbeiten. Es gibt danach
also keine „Chancengleichheit", sondern nur die
Gleichheit in einem Punkt: „Daß man mit dem anver-
trauten Gut - auch dem Erbgut - im Sinne des Auftrag-
gebers wirken kann oder es „vergraben" und sich ge-
gen diese „Ungerechtigkeit" der Verteilung der Bega-
bungen empören kann.
Die marxistische Gleichmacherei, die den biologisch-
genetischen Faktor der menschlichen Person weitge-
hend herunterspielt, um ihrer angeblichen „sozialen"
Gerechtigkeit willen, ist eben leider dank der Entwick-
lung der Molekularbiologie und zahlreicher anderer
biologischer Wissenschaften eine veraltete und reak-
tionäre ideologische Konzeption (siehe: „Ernst, „Dein
ist das Reich", Christianaverlag"). Der Nationalsozia-
lismus überwand auch mit deshalb 1933 in Deutsch-
land den Marxismus ideologisch, weil er die Thesen
von Lenin und Stalin überwand, daß der Mensch le-
diglich „denkende Materie" sei, also nur bestimmt von
den nach chemisch-physikalischen Gesetzen sich
verhaltenden materiellen Bausteinen.
Der Nationalsozialismus ging ideologisch von dem
modernen Tatbestand aus, daß der Mensch nicht nur
die Summe seiner Bestandteile ist, sondern daß im
Erbgut und der vom Ganzen ausgehenden Informa-
tion ein entscheidender materiell nicht faßbarer Faktor
enthalten ist, den Alfred Rosenberg als den „Mythos"
vom Blut oder als „Rassenseele" bezeichnete.
Die Rassesozialisten machten aber denselben Fehler
wie die Marxisten, daß sie die geistig-moralische Exi-
stenz des Menschen zum „Überbau" der biologischen
Faktoren machte und ebenso wie die Marxisten die
personale Freiheit und Entscheidungsfähigkeit des
Menschen zwischen Gut und Böse, Recht und Un-
recht ebenso leugneten, wie den Anspruch des
Schöpfers auf sein Geschöpf.
Diese Revolte gegen Gott ist sowohl der Hintergrund

der kommunistischen Massenliquidationen, als auch
die der nationalsozialistischen Menschenverachtung.
Dieser Geist verschwand aber keineswegs mit Hitler,
sondern ersteht heute weltweit, z. B. in den rassisti-
schen Parolen des ANC, der SWAPO und anderer ras-
sesozialistischer Revolutionsbewegungen.
Natürlich hat das wirtschaftliche und materielle Poten-
tial des Menschen im Atomzeitalter ein enormes Ei-
gengewicht und ebenso das biologische Potential in
all seinen Ausprägungen.
Die Frage aber, die alles entscheidet, ist, ob diese rie-
sigen Potentiale in egoistisch selbstsüchtiger Form
nur zur Befriedigung aller menschlichen Triebe
(Machttrieb, Ernährungstrieb, Besitztrieb, Ge-
schlechtstrieb, Fluchttrieb, Aggressionstrieb, usw.)
mißbraucht werden und dann die Welt zerstören, oder
ob sie wieder neu gesehen werden als die „Talente"
„Silber", die uns anvertraut wurden, damit wir sie
selbstlos und verantwortungsvoll im Dienste am
Nächsten und der heutigen Welt einsetzen.
Unsere Aufgabe nach dem Krieg wäre nicht gewesen,
uns in einen veralteten Marxismus mit Hilfe der Frank-
furter Schule und anderer Reaktionäre zurückentwik-
keln zu lassen oder gar in einen noch reaktionäreren
Liberalismus und Pluralismus einer blödsinnigen Kon-
sumideologie hineinschieben zu lassen! Wir hätten
über diese veralteten ideologischen Leitbilder und ge-
sellschaftlichen „Genome" hinaus zu einer überlege-
nen höheren Konzeption vorstoßen müssen. Nach der
Entdeckung der physikalischen und chemischen Na-
turgesetze und der dann folgenden, der biologischen
Gesetze, hätten wir die ebenso unbedingt geltenden
geistig-moralischen Gesetze und Verhaltensnormen,
die den materiellen übergeordnet sind, erfassen und
annehmen sollen. Die riesigen materiellen und biologi-
schen Potentiale der modernen Menschheit können
nicht dadurch „unschädlich" gemacht werden, daß
man sie bekämpft und zu leugnen versucht, sondern
daß sie unter die Kontrolle und Herrschaft von Men-
schen kommen, die ihr eigenes Handeln an absoluten
geistig moralischen Maßstäben messen und aus einer
letzten Verantwortung vor Gott die Entscheidungen
darüber treffen, ob diese Potenzen weiterhin zur
selbstsüchtigen Zerstörung oder zum selbstlosen
Dienst mit reinen Motiven an unseren Mitmenschen,
den Familien, Nationen, Klassen und Rassen einge-
setzt werden.
Solche Entscheidungen aber sind nicht einfach
„Überbau" materieller oder biologischer Bausteine
und Gesetze einer „denkenden Materie" (J. Stalin),
sondern geistig-moralische Entscheidungen, die vom
Menschen selbst getroffen werden.
Für die Praxis würde dies bedeuten, daß das Wissen
um die Unbedingtheit geistig-moralischer Maßstäbe
und Verhaltensnormen für die Existenz des Menschen
mindestens so wichtig ist, wie das Wissen um die phy-
sikalischen, chemischen und biologischen Gesetze
und Bausteine unserer Welt.
Statt die teilweise veralteten moralischen Normen ab-
zubauen und als überflüssig über Bord zu werfen, hät-
ten wir dasselbe machen müssen, wie im Bereich von
Technik und Wirtschaft. Dort ersetzten wir die Maße,
Gewichte und Normen, die ungenau und verschieden
waren durch immer mehr sich dem Absoluten nä-
hernde gemeinsame Maße und Normen und schufen
damit einen technischen und wirtschaftlichen Weltor-
ganismus. Die Versuche der Vereinten Nationen durch
Menschenrechtserklärungen usw. etwas ähnliches im
geistig moralischen Bereich zu tun, scheiterten bisher
daran, weil diese „Menschenrechte" alle losgelöst
wurden von den dazu gehörigen Menschenpflichten.

Solange aber Milliarden von Menschen von dem ver-
alteten materialistischen Weltbild beherrscht werden,
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das den Menschen lediglich als manipulierbare, liqui-
dierbare „denkende Materie" ansieht, die deshalb
dem Stärksten oder der stärksten Gruppe zu gehor-
chen hat, solange wird es keinen echten Frieden und
noch weniger wirkliche Freiheit geben.
Die Aufgabe wäre deshalb, das „gewisse Wissen" um
Gut und Böse, Recht und Unrecht in den einzelnen
Menschen, Nationen, Klassen und Rassen zu entwik-
keln und nicht es abzubauen. Denn „Gewissen" ist ge-
rade dieses „gewisse Wissen" ohne dessen Entwick-
lung keine Gesellschaft existenzfähig ist.
Leider gehören gerade die sog. „Demokratischen
Ärzte" zu denen, die, soweit man das erkennen kann,
nicht bereit sind, die gemeinsamen Wurzeln von Kom-
munismus und Nationalsozialismus zu erkennen und
sie aus dem eigenen Programm und dem eigenen Ver-
halten zu beseitigen. Denn die sich aus beiden Ideolo-
gien - der Verabsolutierung der materiellen Basis
ebenso wie aus der Verabsolutierung und Ideologisie-
rung des „Erbgutes" - konsequent ergebende Eintei-
lung des Lebens in „lebenswertes und lebensunwer-
tes" oder „sozial erwünschtes und sozial unerwünsch-
tes" Leben, ist heute nicht nur zur Verhaltensnorm von
350 verbrecherischen Medizinern geworden, die die
„Ausmerzung" des Lebensunwerten ganz geheim be-
trieben, sondern zur Philosophie eines großen Teiles
der Ärzteschaft vor allem unter der Idee der „sozialen
Unerwünschtheit" und Überflüssigkeit.
Wenn man die ärztliche Gebührenordnung ansieht,
stellt man bei den Positionen 1055 und 1056 fest, daß
die offizielle Ärzteschaft vor dieser Ideologie schon
kapituliert hat und sie zur offiziellen Norm machte.
Wer einen Mord finanziert, tötet ebenso, wie derje-
nige, der den Mord begeht. Dies ergibt ganz klar das
ausgezeichnete juristische Gutachten von Professor
Dr. Isensee, juristische Fakultät Bonn, der zu dem Er-
gebnis kommt bei der Untersuchung der Zwangsfi-
nanzierung der Abtreibungen durch die Pflichtkran-
kenkassen: „Der Staat tötet"! Und die Kassenärztli-
chen Vereinigungen als „Körperschaften öffentlichen
(Un)Rechts „honorieren" jährlich die Massentötungen
von mindestens 250.000 ungeborenen Kindern und
helfen dadurch mit, die Ärzteschaft erneut zum Tö-
tungsfunktionär der liberalistisch-sozialistischen Kon-
sumgesellschaft zu degradieren.
Leider hat die „Liste Demokratischer Ärzte" und ihre
internationale Vereinigung gegen den „Atomtod" - der
immerhin nur „möglich" ist -, gegen diese Pervertie-
rung des Arzttums bezeichnenderweise (- da es sich
dabei ja um ein unverzichtbares Stück der marxistisch
materialistischen Ideologie handelt) nie ein Wort ge-
sagt.
Man konnte nicht nur auf dem Deutschen Ärztetag er-
kennen, daß sie offensichtlich unfähig sind, hier ihre
ideologische Identität mit der materialistischen
Grundlage des Rassesozialismus zu erkennen. Hier
hilft auch die Erklärung nicht, daß Hitler die Abtreibung
bei deutschen Frauen streng bestrafen ließ. Er durch-
brach in Wirklichkeit das „Tabu" mit der Freigabe der
Tötung der behinderten und „rassisch-minderwerti-
gen" Kinder in den Nürnberger Gesetzen und forderte
dann Geburtenkontrolle und Abtreibungsfreigabe bei
den „Minderrassigen" etwa in Osteuropa.

Solange aber die „Demokratischen Antiatomärzte"
nicht bereit sind, „Hitler in uns selbst" zu erkennen und
ihn dort zu bekämpfen, wo er sich nicht nur potentiell,
wie im Falle der Atombombe, sondern aktuell inner-
halb der deutschen Ärzteschaft (und auch der interna-
tionalen Ärzte) austobt, ist alles Gerede über die Über-
windung der NS-Vergangenheit nur ein heuchleri-
sches und schizophrenes Geschwätz.
Also, meine Damen und Herren Kollegen, haben Sie
den Mut zuzugeben, daß es kein „unzumutbares" und

„sozial unerwünschtes" menschliches Leben für den
Arzt geben darf und helfen Sie mit an der Erneuerung
der geistig-moralischen Maßstäbe ärztlichen Han-
delns, statt an ihrer Beseitigung durch Verweigerung
von Hilfeleistung bei Atomkatastrophen und Kapitula-
tion vor der Abtreibung.

Dr. med. Siegfried Ernst, Ulm
1. Vorsitzender der Europ. Ärzteaktion
in den deutschsprachigen Ländern

Der ideologische Einbruch in die
deutsche Ärzteschaft
Wenn heute die 1982 gegründeten „Ärzte gegen den
Atomkrieg" (als ob irgend ein Arzt „für" den Atomkrieg
wäre!) in der Bundesrepublik schon ca. 5000 Mitglie-
der haben und von 2500 Teilnehmern an ihrem Mos-
kauer Kongreß 1987 allein 500 aus der Bundesrepu-
blik waren, so bedeutet dies einen Offenbarungseid
über den geistigen und ideologischen Zustand eines
großen Teils der Ärzte der Bundesrepublik. Eine ent-
scheidende Ursache dafür dürfte die weitestgehend
fehlende Allgemeinbildung der heutigen Medizinerin-
nen und Mediziner in Geschichte, Philosophie und an-
deren Geisteswissenschaften sein. Sie wird bei den
meisten ersetzt durch sentimentale soziale und sozia-
listische Schlagworte und Gefühle. Die systematische
Zerstörung des nationalen Bewußtseins (im Gegen-
satz zu ihren nationalistischen sowjetischen Kollegen)
macht sie darüber hinaus ideologisch völlig unkritisch
und beseitigte jeden Willen, ein deutsches oder auch
christliches Leitbild überhaupt noch ernst zu nehmen
oder gar zu verteidigen. Der Rückzug in die reine Me-
dizin schaffte dann gerade in unserem Berufsstand
das ideologische Vakuum, in das nun so wissen-
schaftlich reaktionäre Ideologien wie der Marxismus
und Kommunismus explosionsartig einbrechen.
Standespolitisch zeigt sich das bereits in fast allen be-
rufspolitischen Gremien, in denen diese Kräfte nun
zum Angriff auf das Leitbild des freien hippokratischen
Arztes übergehen und manchem Ärztefunktionär
Angst einjagen.
Natürlich richtet sich ihr Angriff vor allem auch auf die
Führungsspitze und den standespolitisch besten
Mann, den Präsidenten der Deutschen Ärzteschaft
und Präsidenten der Bremer Ärztekammer Dr. Karsten
Vilmar in Bremen. Offensichtlich wollen sie ihm mit al-
len Mitteln bei den jetzt anstehenden Ärztekammer-
wahlen eine Niederlage beibringen, um ihn dann
schließlich auch als Präsidenten der Deutschen Ärzte-
schaft abzuschießen. Dazu muß nun der mit diesen
Medizinern verbündete Bremer Senator für das Ge-
sundheitswesen entscheidende Schützenhilfe liefern,
indem man in echt „demokratischer" Manier gegen
den einstimmigen Beschluß der in Persönlichkeits-
wahl gewählten Delegierten der Ärztekammer eine
Änderung des Wahlrechts vom Persönlichkeitswahl-
recht zum Listenwahlrecht erzwingen will, um damit
eine Politisierung und Ideologisierung der Ärzteschaft
am wichtigsten Punkt, dem Sitz des langjährigen Prä-
sidenten des Deutschen Ärztetages und der Deut-
schen Ärzteschaft, einzuleiten. Da bei Ärztekammer-
wahlen jeder Arzt wählen darf, wenn er sich an dem
betreffenden Ort polizeilich meldete und sich ebenso
bei der betreffenden Ärztekammer anmeldete, fürch-
ten Bremer Kollegen, daß bei der kommenden Wahl -
angesichts von 8000 arbeitslosen Ärzten - zahlreiche
Ummeldungen des Wohnsitzes mit dem ausschließ-
lich politisch-ideologischen Ziel der Wahl gegen Prä-
sident Vilmar erfolgen. Es ist jedenfalls höchste Zeit,
daß die Ärzteschaft aus ihrem ideologischen Däm-
merschlaf erwacht, ehe sie nun auch noch zum Vor-
spann des Untergangs von Recht, Freiheit und Glau-
ben gemacht werden soll.
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(Herausgegeben vom Afrikanischen National Kongreß (ANC)
verteilt auch auf dem Evang. Kirchentag in Fft/Main

(Übersetzung und Erläuterung von der Redaktion)

8 years since.
Brave and unflinching,
Solomon Kalushi Mahlangu
walked defiantly to the
gallows. His final words
remain etched in our
hearts, an inspiration
to all:

GREETINGS
Übersetzung: 8 Jahre seit

Der tapfere und unbeugsame
Salomon Kalushi Mahlangu
ging mutig zum Galgen.
Seine letzten Worte
bleiben in unseren Herzen
eingeprägt als Inspiration
für uns alle:

,The blood of white women
and children will nourish the
tree that will bear the fruits
of our freedom.
Tell my people that I
love them and that they
must continue the
struggle in this way.'

Solomon Mahlangu
People's Hero

,Das Blut weißer Frauen
und Kinder wird den Baum düngen,
an dem die Früchte unserer Freiheit
wachsen!
Sag meinem Volk,
daß ich es liebe
und daß sie fortfahren müssen
auf diese Art zu kämpfen!'

Salomon Mahlangu
Volksheld

Issued by the African National Congress (ANC)

(An ein führendes Mitglied der Evangelischen Kirche in
Deutschland, weil es gegen Sanktionen gegen Süd-
afrika gestimmt hatte.)
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Humor ist, wenn man trotzdem lacht

Nostalgische Gedanken zum „Rathaussturm" der Ulmer Frauenverbände

vom Ulmer Alt-Stadtrat „Medicus wider den tierischen ERNST"

Edle Frauen, sehr verehrte
Damen im Geschlechtsdilemma!
Da zum „Weiberfeind" erklärte
mich die „Frauenzeitschrift „Emma",
werden Sie's mir nicht verargen,
mich zu melden als Vertreter
des Geschlechts, - des einstmals starken!-
und der Ulmer Alt-Stadtväter!
Denn mit zweiundsiebzig Jahren, -
jenseits schon von Gut und Böse -
hat ein Mann mit grauen Haaren
erst die rechte Seelengröße,
um geschichtliche Distanzen
im Erscheinungsbild der Frauen,
- Eva bis zu den Emanzen! -
abgeklärt zu überschauen!!

Einstmals herrschten unsre Ahnen
noch mit männlichen Gewalten,
wahre Helden und Titanen,
furchterregende Gestalten!
Doch, - seit nur noch Zärtlichkeiten
teilen aus Zivildienstleister
blieb kein Platz in Friedenszeiten
für die kriegerischen Geister!
Eine Weltmetamorphose
hat den Erdenkreis nun verschandelt,
seit der Rock in eine Hose
feministisch ward verwandelt!
Seit die menschlichen Naturen
nicht mehr Väter oder Mütter,
und die Idealfiguren
sind hermaphrodite Zwitter!
Seit wir Menschen fabrizieren
und verdoppeln durch das Klonen*
und beliebig transferieren
Reagenzglasembryonen!
Seit im „Spiegel" oder „Bravo"
Ulmer Damen frech und zynisch
sich als „Lesben", wie Frau Sappho -
proklamieren, weil das „grün" isch!
Seit mit ihren AIDS-Aktionen
und mit Süßmuth-Gummi-Hütchen
dämpfen streitbare Matronen
übermütige Männermütchen!

Ja, heut ist der Kamm geschwollen
nicht den Göckeln mehr, - den Hennen,
wenn sie mit vertauschten Rollen
durch die Weltgeschichte rennen!
Ach was war'n das noch für Zeiten,
als Gott Zeus die Welt regierte
und um eine Frau als Beute
man die schönsten Kriege führte!
Als einst Paris, der Trojaner
Helena die Griechin klaute
und das Volksheer der Dardaner
das trojan'sche Pferd erbaute!
Damals mit den Myrmidonen**
trieb Achill mit seinen Scharen
die enthemmten Amazonen,
wenn sie frech wurden, zu Paaren!
Jetzt ist die Penthesilea***
ausgeflippt aus Haremsgittern
und das Weib „Emanzipea"
lehrt die Männerwelt das Zittern!

Wenn die Schillerschen Hyänen
mit gewaltgen Machtgelüsten
in dem Kampf mit Klaun und Zähnen
Männer bis aufs Hemd abrüsten!
Wenn aus zarten Dienerinnen
werden in dem Sündenbabel
Oesterle-Schwerinerinnen****
mit dem spitzen grünen Schnabel,
die mit schrecklichem Gegackel
ihre „Weisheiten" betonen:
daß ne alte Kastanackel
sei mehr wert als Embryonen!
Wer kann da den Mann noch schirmen?
und wen in der Welt noch wunderts,
wenn die Rathäuser sie stürmen
nun am Ende des Jahrhunderts!
Ja, da wanken selbst Titanen,
die der Damensturm entwurzelt,
wenn umschlungen von Lianen
das Idol vom Throne purzelt!
Nichts half Willy Brandts Erfahrung,
an die er so sicher glaubte,
als ihn, den trojan'schen Harung,
eine schöne Griechin raubte!
Wie im Zauber eines Bannes,
grad als war die Welt zu Ende,
standen da Bruder Johannes
und sein Vogel an der Wende!
Auch Herr Geißler als Stratege
in dem Kampf um Wählerstimmen
sucht auf femininem Wege
auf der Welle mitzuschwimmen!
Doch, er sauste in den Keller
mit der Nordlichtstrategie,
denn es zweifelte der Wähler
an der „Lagertheorie"!
Mancher glaubt, es sei die Hölle
los, die völlig ungehemmte,
weil die Feministenwelle
nun den Erdball überschwemmte!
Selbst der Papst kam in Bedrängnis
denn es kochen eigne Süppchen
in dem Kampf gegen Empfängnis
seine „US-Womens-Lib-chen"!
Sie wollen den Kampf gewinnen
und den Vatikan verführen,
um als Hohepriesterinnen
in der Kirche zu regieren!
Hier wird Medicus neuralgisch,
denn er ist in der Synode,
und er denkt betrübt nostalgisch
an die alte Frauenmode,
wenn die einst so zarten Wesen,
die die Männer nun bekriegen,
stolz mit den Raketenbesen
auf den Hexensabbath fliegen!
Denn im Kriege der Geschlechter
triumphiert Hi! Hi! Ha! Ha!
mit homerischem Gelächter
zuletzt des Teufels Großmama!

Medicus wider den tierischen ERNST
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